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Die Stadt Wien hat sich zur Umsetzung der UN-Konvention über 
die Rechte der Menschen mit Behinderungen verpflichtet. Dieses 
Übereinkommen gründet u.a. in der Erkenntnis, „wie wichtig die indi-
viduelle Autonomie und Unabhängigkeit für Menschen mit Behinde-
rungen ist, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen treffen zu 
können“, sowie in der Erwägung, „dass Menschen mit Behinderungen 
die Möglichkeit haben sollen, aktiv an Entscheidungsprozessen über 
politische Konzepte und über Programme mitzuwirken, einschließlich 
solcher, die sie unmittelbar betreffen“. (BMSGPK  
2016: 5) 
Zur Bewertung der Situation von Menschen mit Behinderungen und 
zur Entwicklung adäquater Maßnahmen und Strategien in Richtung 
einer inklusiven Gesellschaft ist eine umfassende Datenbasis hilf-
reich. Studien zum Thema „Menschen mit Behinderungen“, die 
einen Anspruch auf Repräsentativität stellen, stehen häufig vor der 
Herausforderung, dass die Quantifizierung der Grundgesamtheit 
nur sehr eingeschränkt möglich ist und hier große Lücken bestehen. 
Die Quantifizierung der Situation von Menschen mit Behinderungen 
stellt in mehrerlei Hinsicht ein schwieriges Unterfangen dar, etwa in 
Bezug auf die Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen und 
deren Vertreter*innen in die Sammlung und Analyse von Daten (vgl. 
Österreichischer Behindertenrat 2018). Auch im Bericht der Bundes-
regierung über die Lage der Menschen mit Behinderungen wird 

1
Einleitung: 
Hintergrund  
und Ziel der 
vorliegenden  
Studie
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darauf hingewiesen, dass es notwendig ist, die Zugangsmöglich- 
keiten bei Befragungen für Menschen mit Behinderung zu  
verbessern (BMASK 2016).
Um einen Teil der Lücke zu füllen, die in der wissenschaftlichen 
Aufarbeitung der Situation und den Mitbestimmungsmöglichkei-
ten von Menschen mit Behinderungen (und in diesem Fall konkret 
von Frauen mit Behinderungen) besteht, hat das Frauenservice der 
Stadt Wien (MA 57) im Jahr 2018/2019 eine Studie zur Situation von 
Frauen mit Behinderung in Wien in Auftrag gegeben, die von L&R 
Sozialforschung umgesetzt wurde. Im Zuge der Studie „Frauen, die 
behindert werden … auf ihrem Weg zur Gleichstellung in Wien. 
Eine qualitative Studie mit und über Frauen mit Behinderungen in 
Wien“ wurde über ein partizipatives, qualitatives Forschungssetting 
untersucht, welchen Barrieren und Ungleichheiten sich Frauen mit 
Behinderung ausgesetzt sehen, welche Unterstützungsstrukturen 
und Interessenvertretungen in Anspruch genommen werden, wie es 
um soziale, politische und wirtschaftliche Partizipation bestellt ist, 
und welche Anregungen es zum Abbau von Barrieren gibt. Wie im 
gesamten Forschungsprozess deutlich wurde, wiesen die Teilneh-
merinnen der Studie eine enorme Vielfalt hinsichtlich der Art der 
Behinderung sowie in Bezug auf die Vielfalt der Lebensrealitäten  
und der Persönlichkeiten auf. Die zentralen Ergebnisse zeigen,  
dass Frauen mit Behinderung in Wien u.a. in den Bereichen Bildung, 
Wohnen, Arbeitsmarkt, Gesundheitssystem und Partizipation auf 
vielfältige Barrieren stoßen (vgl. Sorger & Bergmann 2020). 
Im Rahmen der aktuellen Studie „Weniger Barrieren – Mehr Wien. 
Wie leben Frauen und Männer mit Behinderungen oder mit  
gesundheitlichen Beeinträchtigungen in Wien?“, die vom Frauen-
service der Stadt Wien und dem Fonds Soziales Wien (FSW) initiiert 
wurde, wurden mittels eines quantitativen Forschungssettings  
Menschen mit Behinderungen in Wien auf breiter Basis im Rahmen 
einer Fragebogenerhebung befragt. Im Zuge dessen sollte erfasst 
werden, wie sich die Lebensrealität von Menschen mit Behinde-
rungen in Wien gestaltet, wie es um verschiedene Partizipations-
möglichkeiten bestellt ist, wo Barrieren existieren und Diskriminie-
rungserfahrungen gemacht wurden/werden, wie der Zugang zu 
bestehenden Angeboten aussieht, und welche Angebote erlebter 
Diskriminierung entgegenwirken könnten. 
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Ziel der vorliegenden Studie ist die Erforschung der Lebensverhält-
nisse von Frauen und Männern mit Behinderung bzw. gesundheit-
licher Beeinträchtigung im Haupterwerbsalter in Wien1. Konkret 
soll dargestellt werden, wie sich die soziale, politische und kulturelle 
Partizipation darstellt, in welchen Lebensbereichen es Barrieren und 
Ungleichheiten gibt, wie diese erlebt bzw. wahrgenommen werden, 
und durch welche Maßnahmen bzw. Angebote erlebter Diskrimi-
nierung entgegengewirkt werden kann. Dabei sollen sowohl ge-
schlechtsspezifische Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern 
mit Behinderungen als auch weitere beeinflussende Faktoren wie 
z.B. Alter, Behinderungsart, ökonomische Situation, Bildungs- und 
Migrationshintergrund2 in den Fokus genommen werden. Die Studie 
zielt außerdem darauf ab, partizipationshemmende und -fördernde 
Faktoren zu erarbeiten und darzustellen, wie es mit dem Zugang zu 
bestehenden Angeboten aussieht. Auch Themen wie Ungleichheiten 
im Bildungssystem, im Bereich Wohnen, auf dem Arbeitsmarkt und 
im Gesundheitssystem sollen neben Fragen zur Partizipation, zur 
Lebensqualität und zu Diskriminierungserfahrungen berücksichtigt 
werden. 
Sowohl ein positiver Verzeichniseintrag (Behindertenpass, Verzeich-
nis begünstigte*r Behinderte*r) bzw. ein Eintrag in andere System-
gruppen (Bezug von Pflegegeld, Dauerleistungsbezug, erhöhte 
Familienbeihilfe, FSW-Leistungsbezieher*innen) als auch die Selbst-
definition als Mensch mit Behinderung3 wurden zur Definition der 
Zielgruppe herangezogen. 
Zentral für das Forschungsprojekt ist es jedenfalls, unterschiedliche 
Gruppen von Menschen mit Behinderungen mit der Befragung zu 
erreichen, um die große Heterogenität und die unterschiedlichen 
Lebensrealitäten nach Geschlecht, Art der Behinderung, Bildungs-
hintergrund, Alter oder Migrationshintergrund abbilden zu können. 

2
1

Der Schwerpunkt der Erhebung lag 
ursprünglich auf jenen Bevölkerungs-
gruppen, die aktiv im Erwerbsleben 
stehen, um besser auf arbeits- und 
ausbildungsspezifische Aspekte 
fokussieren zu können. Zur Alters-
abgrenzung dienten die (aktuell noch 
gültigen) gesetzlichen Pensions-
antrittsalter von Frauen (60+) und 
Männern (65+). Siehe dazu: https://
www.sozialministerium.at/Themen/
Soziales/Sozialversicherung/Pen-
sionsversicherung/Pensionsarten/
Alterspension.html?msclkid=ab-
684127d03e11ecbfd4d907adfb65f7, 
letzter Zugriff: 10.05.2022.  
Nach mehrfachem Wunsch von 
Befragungsteilnehmer*innen wurde 
diese Altersbeschränkung im späteren 
Verlauf der Befragung fallen gelassen.

2

Von Personen mit Migrationshinter-
grund wurden beide Elternteile im 
Ausland geboren, wobei Angehörige 
der ersten Generation selbst im Aus-
land geboren wurden und Personen 
der zweiten Generation in Österreich 
zur Welt kamen (Statistik Austria). 
Siehewien.gv.at/statistik/bevoelke-
rung/bevoelkerungsstand/defmigra-
tion.html, letzter Zugriff: 22.04.2022

3

„Die Definition von Behinderung im 
Bundesbehindertengesetz (§ 1 Abs. 
2), im Bundes-Behindertengleichstel-
lungsgesetz (§ 3) und im Bundes-Be-
hinderteneinstellungsgesetzes (§ 3) 
lautet: Behinderung ist die Auswir- 
kung einer nicht nur vorübergeh- 
enden körperlichen, geistigen oder 
psychischen Funktionsbeeinträch-
tigung oder Beeinträchtigung der 
Sinnesfunktionen, die geeignet ist, die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
bzw. am Arbeitsleben zu erschweren. 
Als nicht nur vorübergehend gilt ein 
Zeitraum von mehr als voraussichtlich 
sechs Monaten.“ Quelle: Sozialminis-
terium (2016): Menschen mit Behin- 
derungen. Ergebnisse der Mikrozen-
sus-Zusatzfragen 4. Quartal 2015.

Erkenntnis-
interesse und 
Zielgruppe
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Die im Rahmen des Mikrozensus 2015 von der Statistik Austria 
durchgeführte Zusatzerhebung von Menschen mit Behinderungen 
(ab 15 Jahren) liefert einige Ergebnisse, auf die aufgrund fehlender 
neuerer Erhebungen bis heute zurückgegriffen wird. 
Laut dieser Datenbasis geben 18,4% der Befragten an, eine „dauer-
hafte Beeinträchtigung“ zu haben (hochgerechnet rund 1,34 Mio. 
Personen der österreichischen Wohnbevölkerung). Wie auch die  
Eurostat-Daten für die EU zeigen, werden in Österreich am häufigs-
ten „Beeinträchtigungen in der Beweglichkeit“ angegeben (14,1%), 
davon sind 0,5% „auf die Benützung eines Rollstuhls angewiesen“. 
7,3% der Befragten berichten außerdem über mehr als nur eine  
(dauerhafte) Beeinträchtigung. „Nervliche oder psychische Proble-
me“ werden von 3,7% genannt, „Probleme beim Sehen“ von 3% der 
Befragten, darunter 0,7% mit „schwerwiegenden Sehproblemen“, 
und 0,03% bezeichnen sich selbst als „blind“. Eine „Hörbeeinträch-
tigung“ geben 2,1% der Befragten an, darunter 0,3% mit „schwer-
wiegenden Hörproblemen“ (hochgerechnet rund 19.000 Personen). 
„Geistige Probleme oder Lernprobleme“ nennen 0,8% sowie  
„Probleme beim Sprechen“ 0,4% der Befragten.
Abgesehen von der fehlenden Aktualität weist diese Erhebung  
allerdings auch andere Problematiken auf wie Lücken in der  
Erfassung unterschiedlicher Gruppe sowie die Verwendung  
veralteter Begrifflichkeiten wie beispielsweise „nervliche Probleme“ 
oder „geistige Probleme“.4 

3

4

In der vorliegenden Studie wurden die 
Bezeichnungen „Lernschwierigkeiten“, 
„psychische Erkrankungen“ und „Ner- 
venerkrankungen“ verwendet (siehe 
Abbildung 5). 

Bestehende 
Datenlage zu 
Menschen mit 
Behinderungen
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Vom Unabhängigen Monitoringausschuss (2018) zur Umsetzung der 
UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
wurde kritisiert, dass diese Zusatzerhebung „erhebliche Schwach-
stellen in Bezug auf das Sample sowie die verwendete Methodik“ 
(51) aufweist. Eine der Schwachstellen betrifft eine Gruppe von 
Menschen mit Behinderungen, die aufgrund der Methode der Befra-
gung (telefonisch) weitgehend ausgeschlossen war: die Gruppe der 
gehörlosen und schwerhörigen Personen. Aus organisatorischen und 
budgetären Gründen wurde diese Befragung nur telefonisch durch-
geführt, weshalb Personen mit starken Hörbeeinträchtigungen nicht 
an der Befragung teilnehmen konnten. Da Privathaushalte unter-
sucht wurden, waren zudem Personen, die in Wohnhäusern, Heimen 
oder anderen Einrichtungen der Behindertenhilfe leben oder nicht 
selbst Auskunft geben konnten, weitgehend von der  
Befragung ausgeschlossen.5 Weiters wurde kritisiert, dass bei der 
Veröffentlichung der bildungsbezogenen Daten der Mikrozensus-
Zusatzerhebung nicht zwischen Sonder- und Regelschulabschluss 
differenziert wurde, sondern beide Kategorien unter „Pflichtschul-
abschluss“ zusammengefasst wurden (ebd.). Bei einer neuerlichen 
Erhebung zur Gruppe der Menschen mit Behinderungen bräuchte es 
eine Überarbeitung der verwendeten Begrifflichkeiten als auch me-
thodische Überlegungen zur Erfassung unterschiedlicher Gruppen 
von Menschen mit Behinderungen. 
In einer Studie von L&R Sozialforschung und der MA 24 zu „Men-
schen mit Behinderung in Wien“ (2013) wurde durch die Zusammen-
führung von Leistungs-, Förder- und Registerdaten eine Einschät-
zung zur Zahl der Menschen mit Behinderungen in Wien gegeben, 
die ebenfalls nur als Annäherung an die Grundgesamtheit zu 
verstehen ist. Im Jahr 2011 lebten demnach rund 73.770 Menschen 
mit Behinderungen unter 60 Jahren (bei Frauen) bzw. 65 Jahren (bei 
Männern) in Wien (gesamt 5,4% der Gesamtbevölkerung). Von den 
73.770 Menschen mit Behinderungen in Wien wiesen 12,6% eine 
körperliche Beeinträchtigung auf, 3,4% eine psychische Beeinträch-
tigung, 1,7% eine intellektuelle Beeinträchtigung, 2,5% eine Seh-
beeinträchtigung, 2,9% eine Hörbeeinträchtigung, 7,8% eine soziale/
emotionale Beeinträchtigung und/oder Lernschwierigkeiten, 5,2% 
einen sonderpädagogischen Förderbedarf und 8,8% eine sonstige 
Behinderung. Bei 67,1% konnten aufgrund der Daten keine konkrete-
ren Angaben zur Art der Behinderungen gemacht werden. 
Abgesehen von den genannten Untersuchungen und Studien gibt 
es Erhebungen zur Zufriedenheit und zu den Bedürfnissen von Be-
wohner*innen einzelner Einrichtungen und teils nur über einzelne 
Bundesländer. So nehmen einerseits Leistungsanbieter*innen der 
Behindertenhilfe auf Eigeninitiative Untersuchungen vor, anderer-
seits wurden trägerübergreifende Erhebungen zu einzelnen As-
pekten der Lebensqualität durchgeführt, beispielsweise vom Fonds 
Soziales Wien, der zentralen Stelle in Wien zur Unterstützung von 
Menschen mit Behinderung (FSW 2015). Ein weiteres trägerübergrei-
fendes Projekt besteht in der Steiermark mit NUEVA (Nutzerinnen 

5

Laut amtlicher Statistik leben 6.709 
Personen in Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderung (Statistik 
Austria 2015).  

6

https://www.nueva-network.eu/, 
letzter Zugriff: 22.04.2022
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und Nutzer evaluieren)6, das darauf spezialisiert ist, Menschen mit 
Lernschwierigkeiten bzw. intellektueller Behinderung zur Qualität 
von Betreuungsleistungen zu befragen. Personen mit intensiver 
Form der Beeinträchtigung werden über die offene, teils teilneh-
mende Beobachtung in die Erhebungen partizipativ eingebunden. 
In der Steiermark finden in der Hinsicht nahezu flächendeckende 
Erhebungen statt.
Auch in der Evaluierung des Nationalen Aktionsplans Behinderung 
(NAP) Behinderung 2012–2020 wird festgestellt, dass das Fehlen 
von Daten ein Monitoring der Umsetzung von Maßnahmen zur In-
klusion von Menschen mit Behinderungen erschwert, und vor allem 
im Bereich Beschäftigung wird den verwendeten Daten aufgrund 
„unterschiedlicher Behinderungsdefinitionen und einer fehlen-
den Differenzierung nach Personengruppen kaum Aussagekraft“ 
attestiert (BMSGPK 2020: 28). Ausgehend von der Analyse, wird 
die Empfehlung ausgesprochen, dass der „Ausbau differenzierter 
statistischer Daten zur Beschäftigungssituation von Menschen mit 
Behinderungen“ (Bundesministerium für Soziales, Gesundheit,  
Pflege und Konsumentenschutz BMSGPK 2020: 29) notwendig sei. 
In der Datenerfassung wäre es zudem wichtig, die große Hetero-
genität innerhalb der Gruppen von Menschen mit Behinderungen 
zu berücksichtigen: Frauen und Männer, Art der Behinderung, Bil-
dungshintergrund, Alter, Migrationshintergrund, Wohnort. Wichtig 
ist, die Möglichkeiten und Bedingungen zu differenzieren, denn ein 
zu allgemeiner Blick verdeckt unterschiedliche Lebensrealitäten, 
Barrieren und Potenziale. 
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Für diese Studie stellte Insbesondere die barrierefreie Gestaltung 
der Erhebung eine große Herausforderung und gleichzeitig den 
zentralen Erfolgsfaktor des Forschungsprojekts dar. Im Mittelpunkt 
stand die Frage: Wie kann die Befragung für möglichst viele und 
unterschiedliche Gruppen von Wiener*innen mit Behinderungen in 
einer Form zugänglich gemacht werden, die einen größtmöglichen 
Erkenntnisgewinn produziert? 
Ziel waren die Entwicklung eines Erhebungsinstruments sowie eine 
Erhebung, die den Bedürfnissen der unterschiedlichen Zielgruppen 
entsprechen, die möglichst barrierefrei sind und mittels derer mög-
lichst umfassend die unterschiedlichen Lebensbereiche abgebildet 
werden können.
Zur Konzeption des Fragebogens waren im Vorfeld bestehende Be-
fragungen identifiziert und auf ihre Übertragbarkeit geprüft worden. 
So wurde etwa in einer Studie der Stadt München die Arbeits- und 
Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen in München im 
Rahmen einer repräsentativen Befragung erfasst (Landeshauptstadt 
München 2014). Im Rahmen dieser Recherche wurden auch metho-
dologische Aspekte zur Erhebung der Lebensqualität aus bestehen-
den Studien in die Überlegungen zur Konzeption des Fragebogens 
einbezogen (vgl. etwa Schäfers 2008). 
Wichtig war ein partizipativer Ansatz, der vor allem durch die Ein-
bindung der Zielgruppe bei der Gestaltung des Erhebungsinstru-
ments gewährleistet wird. In die Erstellung des Fragebogens wurden 
drei externe Expertinnen mit Behinderungen (Martina Gollner, 
Michaela Joch und Katharina Steiner) einbezogen, um in die Aus-
wahl der Inhalte und bei der Umsetzung möglichst viele Blickwinkel 
einfließen zu lassen. Die Ergebnisse der Erhebung wurden in einem 
gemeinsamen Workshop ebenso mit den externen Expertinnen re-
flektiert, die überdies den Endbericht und die Zusammenfassungen 
der zentralen Kapitel kommentierten. Außerdem wurde der Fragebo-

4

7

www.capito-wien.at, letzter Zugriff 
22.04.2022 

Überblick über 
das Forschungs-
design



13

gen Interessenvertretungen für Menschen mit Behinderungen über-
mittelt (Österreichischer Behindertenrat, Verein Ninlil, ÖZIV, BIZEPS) 
mit der Bitte um Rückmeldung. Die gesammelten Anmerkungen und 
Ergänzungen wurden ebenfalls bei der Gestaltung des Fragebogens 
berücksichtigt. Über diesen Weg wurde versucht, dem Anspruch 
eines partizipativen Forschungsansatzes möglichst gerecht zu wer-
den (zu partizipativen Forschungsmethoden und zu den Möglichkei-
ten der Entgrenzung der Rollen von Forscher*innen und Beforschten 
siehe Flieger 2003 und 2009).
Zur Optimierung der Verständlichkeit der Sprache wurde der Frage-
bogen in Leicht Lesen – Sprachstufe A2 von capito7 sowie in Englisch, 
Türkisch und BKS übersetzt. 

Der Fragebogen wurde in folgenden Versionen zur Verfügung  
gestellt:

Zur Erreichung der Zielgruppe und zur Umsetzung der Online- 
Befragung wurde eine Website eingerichtet, wie auch Plakate  
und Postkarten zur Bewerbung produziert wurden.

Abbildung 1: Website zur Befragung 

Online-Langversion in Deutsch mit Österreichischer  
Gebärdensprache (ÖGS-)Videos
Online-Langversion in Englisch
Online-Langversion in Türkisch
Online-Langversion in BKS
Print-Langversion in Deutsch
Print-Langversion in Türkisch
Print-Langversion in BKS
Print-Kurzversion in Deutsch

Quelle: inwienleben.at, letzter Zugriff 22.04.2022 
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Auf der Website wurden die wichtigsten Informationen zur Befra-
gung in Deutsch, Englisch, BKS und Türkisch mit den entsprechen-
den Links zur Online-Befragung zur Verfügung gestellt. In deutscher 
Sprache wurden sowohl für die Informationen auf der Website als 
auch für den Online-Fragebogen ÖGS-Videos produziert und ein-
gebunden. 

Abbildung 2: ÖGS-Videos zur Befragung

Vom FSW wurde der Fragebogen in Papierversion an alle FSW-
Kund*innen verschickt, die zum Befragungszeitpunkt Leistungen der 
Behindertenhilfe des FSW in Anspruch nahmen, z.B. Fahrtendienste, 
Persönliche Assistenz oder Dolmetschleistungen. Überdies wurden 
jene Personen eingeladen, die noch keine FSW-geförderte Leistung 
bezogen, aber bereits einen Antrag auf eine Leistung der FSW-Be-
hindertenhilfe gestellt hatten. Waren diese Voraussetzung gegeben, 
wurde zusätzlich ermittelt, ob die Kund*innen auch die festgesetzten 
Kriterien der Studie hinsichtlich Alter und Arbeits- sowie Wohnort 
erfüllten.
Alle Kund*innen, auf die sämtliche Merkmale zutrafen, wurden 
mittels personalisierter Fragebögen um Teilnahme an der Studie 
gebeten. Je nach Leistungsart wurde ein Kurzfragebogen oder ein 
Langfragebogen zur Verfügung gestellt. Insgesamt wurden 7.758 
Fragebögen in der Kurzversion versendet, die Langversion erging  
an 925 Kund*innen. Allen Fragebögen war ein Rücksendekuvert  
beigelegt, wodurch die Empfänger*innen die Möglichkeit hatten,  
die Fragebögen portofrei per Post zu retournieren. 
Neben Unterstützung im Alltag, Mobilitäts- und Freizeitangeboten, 
verschiedene Wohnformen, Bildung und Arbeit werden auch Be-
ratungsstellen für Menschen mit Behinderungen und Beeinträchti-
gungen vom FSW gefördert. In diesen Beratungsstellen wurde der 
Fragebogen in einer Langversion vor Ort ausgelegt. Darüber hinaus 
waren die Fragebögen bei weiteren Service- und Beratungsstellen  
in Wien verfügbar (z.B. AMS oder MA 40 Geschäftsstellen) und 
konnten direkt vor Ort über Sammelboxen retourniert werden.

Quelle: inwienleben.at, 22.04.2022
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8

https://raul.de/leben-mit-
behinderung/warum-mich-wissen-
schaftliche-umfragen-muede-
machen/, letzter Zugriff 22.04.2022 

Trotz umfangreicher Bemühungen zur Gewährleistung der Bar-
rierefreiheit stößt eine schriftliche Befragung an Grenzen bei der 
Erreichung einiger Gruppen von Menschen mit Behinderungen. 
So wurden beispielsweise ein paar Fragebögen mit der Anmer-
kung „Aufgrund der kognitiven Beeinträchtigung dieser Person war 
es ihr nicht möglich, an einer Umfrage in dieser Form teilzunehmen“ 
retourniert. Das zeigt also die Grenzen einer schriftlichen Befragung 
auf, wenn Menschen erreicht werden sollen, die einen Fragebogen 
nicht selbstständig ausfüllen können. Komplexe Fragestellungen 
können nur bis zu einem gewissen Grad in leichte Sprache übersetzt 
werden, ohne dass Inhalt und Aussagekraft verloren gehen. Es kann 
auch davon ausgegangen werden, dass in der Gruppe der Menschen 
mit Lernschwierigkeiten eine Tendenz zu sozial erwünschten oder 
zustimmenden Antworten (Ja-Sage-Tendenz) vorhanden ist (vgl. 
Moisl 2017, Statistik Austria 2018, Schäfers 2008). Kritische Aspekte 
werden in dieser Gruppe erfahrungsgemäß eher bei konkreten 
Nachfragen oder bei Erhebungssituationen, die einer alltagssprach-
lichen Kommunikation ähneln, angesprochen. Die Befragung wurde 
zwischen Anfang Juni und Ende Oktober 2021 durchgeführt. 
Um auch jenen Personen die Gelegenheit zur Teilnahme zu geben, 
denen es nicht möglich ist, (allein) einen schriftlichen Fragebogen 
auszufüllen, wurden zusätzlich Befragungstermine organisiert. Daher 
wurden im September und Oktober 2021 vier Befragungstage an 
drei Standorten (WITAF, GIN und Selbstvertretungs-Zentrum für 
Menschen mit Lernschwierigkeiten) abgehalten, um die Möglichkeit 
anzubieten, den Fragebogen vor Ort mit Unterstützung durch Inter-
viewer*innen ausfüllen zu können. 
Das vorliegende Forschungsprojekt ist mit dem Anspruch verbun-
den, neue Einsichten in die Lebensverhältnisse von Frauen und Män-
nern mit Behinderung im erwerbsfähigen Alter in Wien zu erhalten, 
um daraus Vorschläge für Strategien, Maßnahmen und Angebote 
abzuleiten und somit Barrieren und Ungleichheiten entgegenzuwir-
ken. Zum einen geht es um den Zugang zu bestehenden Angeboten 
für (potenzielle) FSW-Kund*innen, zum anderen um Überlegungen, 
wie Ungleichheiten im Bildungssystem, im Bereich Wohnen, auf dem 
Arbeitsmarkt und im Gesundheitssystem abgebaut werden können. 
Im Verlauf der Erhebungen erhielt das Forschungsteam die Rückmel-
dung, dass die Zielgruppe der Menschen mit Behinderungen relativ 
oft dazu angehalten werde, Fragebögen auszufüllen. Einerseits wer-
de es als positiv angesehen, dass Menschen ihre Erfahrungen und 
ihre Meinung kundtun können, andererseits aber die Sinnhaftigkeit 
von Erhebungen hinterfragt, aus der sich keine konkreten Verbesse-
rungen ergeben. 
Wie es der Aktivist für Inklusion und Barrierefreiheit, Raul Kraut-
hausen, formuliert: „Damit die Wissenschaft in ihrem Einbahn-
straßenmodus nicht in einer Sackgasse landet, braucht sie mehr 
Inklusion.“8 Wichtig in diesem Zusammenhang sind das Einbinden 
von Expert*innen mit Behinderungen und das Zurückspielen der 
Ergebnisse an die Zielgruppe und vor allem an die politischen Ent-
scheidungsträger*innen.  
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Beschreibung der 
Stichprobe: Wer 
wurde befragt? 

5

Insgesamt nahmen 1.946 Personen an der Befragung teil. Diese Zahl 
setzt sich zusammen aus den Ergebnissen der Online-Befragung 
über https://inwienleben.at/ (inkl. ÖGS-Videos), den Papierfragebö-
gen (Kurz- und Langversion) und den Befragungstagen (vier Termine 
mit Eingabe ins Online Tool). Die Online-Befragung entsprach der 
Langversion des Print-Fragebogens. In der Kurzversion wurde auf 
die zentralsten Fragen aus der Langversion fokussiert – jene Fragen, 
die nur in der Online- bzw. Langversion vorkamen, haben demnach 
eine kleinere Samplegröße. Die entsprechenden Fragevorkommen 
und Samplegrößen werden unter allen Tabellen und Abbildungen 
ausgewiesen.
Die Befragung konnte auf Wunsch in Englisch, Türkisch und BKS 
durchgeführt werden. Eine solche Option wurde allerdings sehr  
selten gewählt, konkret von lediglich sieben Personen. Zusätzlich 
wurde die Online-Version von ÖGS-Videos begleitet.

Tabelle 1: Verteilung der Befragungsarten

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021
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9

Quelle: Statistik Austria 2022, Statistik 
des Bevölkerungsstandes. Erstellt am 
15.02.2022. Vorläufige Ergebnisse für 
18- bis 65-jährige Wiener*innen

5.1  Zusammensetzung der Stichprobe
Wie gestaltet sich nun die Verteilung der Befragten nach für die  
Auswertung relevanten Merkmalen wie Geschlecht, Alter oder  
Ausbildung? Tabelle 2 bietet hierzu einen ersten Überblick:

Tabelle 2: Zusammensetzung der Stichprobe

Die Geschlechterverteilung ist mit einem Anteil von rund 53% Frau-
en zu 46% Männer relativ ausgeglichen (siehe Tabelle 3) und annä-
hernd gleich verteilt wie in der Wiener Wohnbevölkerung mit 50,1% 
Frauen zu 49,9% Männern zu Beginn des Jahres 2022.9 Für immerhin 
1% der Befragten passte die Einteilung in weiblich oder männlich 
nicht – diese ordneten sich demnach der Kategorie ‚divers‘ zu. Da 
dieser Prozentsatz allerdings ‚nur‘ 18 Personen entspricht, musste 
diese Gruppe aus Auswertungen nach der Geschlechterzuteilung 
ausgeschlossen werden, da für eine valide Datenanalyse eine Fallzahl 
von mindestens 25 Personen erforderlich war.
Die Altersverteilung gestaltet sich ebenfalls ausgeglichen: Jeweils 
rund ein Fünftel ist unter 30 Jahre, zwischen 30 bis unter 40 Jahre 
oder 40 bis unter 50 Jahre alt; rund ein weiteres Viertel zwischen 
50 und unter 60 Jahre, und rund 9% sind 60 Jahre alt und älter. 
Das Durchschnittsalter liegt bei 42 Jahren. Im Vergleich zur Wiener 
Wohnbevölkerung ergeben sich nur leichte Verschiebungen: So 
finden sich in der Stichprobe etwas weniger Jüngere unter 40 Jahren 
(rund minus 7 Prozentpunkte).

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946; *Die Staatsbürger*innenschaft 
wurde nicht erfragt, sondern über den in den Papierfragebögen enthaltenen Statistikcode  
ausgelesen: n=1.102.
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Rund 13% der Befragten weisen keinen Schulabschluss auf, rund ein 
Drittel verfügt über einen Pflichtschulabschluss, ein weiteres Fünftel 
über eine Lehrausbildung oder einen BMS-Abschluss, 15% absol-
vierten die Matura, und 19% verfügen über einen Abschluss an einer 
Universität, Fachhochschule oder Akademie (siehe Abbildung 4). Im 
Vergleich zur Wiener Wohnbevölkerung finden sich in der Stichpro-
be doppelt so viele Personen aus dem unteren Ausbildungssegment 
bis maximal Pflichtschule. 
Männer weisen mit einem Anteil von rund 16% zu 11% bei den Frauen 
etwas häufiger keinen Schulabschluss auf und mit 25% zu 17% in 
höherem Ausmaß einen Lehrabschluss bzw. BMS-Abschluss (siehe 
Tabelle 5). Frauen sind demgegenüber gehäuft im höchsten Ausbil-
dungssegment vertreten (24% zu 13% bei den Männern).
Personen aus dem unteren Ausbildungssegment – bis zur Pflicht-
schule – sind verstärkt unter 30 Jahre alt (jeweils rund ein Drittel); 
Personen aus den höheren Ausbildungssegmenten (ab Matura) 
dagegen zumeist im mittleren Alter zwischen 40 bis unter 50 Jahren 
(rund ein Drittel) und ältere Personen ab 50 Jahren besitzen gehäuft 
einen Lehrabschluss oder besuchten eine BMS (ein Viertel bis zu 
einem Drittel, siehe Tabelle 6).

Quellen: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=64;  
Statistik Austria 2022, Statistik des Bevölkerungsstandes. Erstellt am 15.02.2022.  
Vorläufige Ergebnisse für 18- bis 65-jährige Wiener*innen.

25,1%

21,3%

23,9%

20,8%

20,2%

21,9%

20,9%

27,2%

9,9%

8,8%

Wiener Wohnbevölkerung

Stichprobe

Unter 30 Jahre 30 bis unter 40 Jahre 40 bis unter 50 Jahre

50 bis unter 60 Jahre 60 Jahre und älter

Unter den Männern finden sich in der Stichprobe mit einem Anteil 
von 12% doppelt so viele ältere Personen ab 60 Jahren wie bei den 
Frauen mit rund 6% (siehe Tabelle 4), während die Altersverteilung 
nach Geschlecht in der Wiener Wohnbevölkerung ausgeglichen ist.

Abbildung 3: 
Altersverteilung im Vergleich zur Wiener Wohnbevölkerung 2022
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Quellen: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=214; Statistik Austria: 
STATcube – Statistische Datenbank von Statistik Austria, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung 
(Jahresdurchschnitt 2021)

21%

45%

31%

21%

21%

15%

27%

19%

Wiener Wohnbevölkerung

Stichprobe

maximal Pflichtschulabschluss Lehrabschluss/BMS

Matura an einer AHS/BHS Universität, FH, Akademie

10

Quelle: Statistik Austria: Mikrozensus-
Arbeitskräfteerhebung (Jahresdurch-
schnitt 2020). Erstellt am 17.03.2021. 
Bevölkerung in Privathaushalten.

11

Quelle: Statistik Austria 2022: Statistik 
des Bevölkerungsstandes. Erstellt am 
15.02.2022. Vorläufige Ergebnisse für 
18- bis 65-jährige Wiener*innen.

Rund 19% der Befragten weisen Migrationshintergrund auf, sind 
demnach entweder selbst im Ausland geboren, oder beide Eltern-
teile stammen aus dem Ausland (siehe Tabelle 7). Verstärkt trifft  
dies auf jüngere Personen unter 30 Jahren (30%, siehe Tabelle 8) 
sowie Personen ohne Schulabschluss (ein Viertel bis zu einem  
Drittel, siehe Tabelle 9) zu. Der Großteil besitzt eine  
österreichische Staatsbürger*innenschaft, konkret 88% (siehe  
Tabelle 10). Im Vergleich zur Wiener Wohnbevölkerung sind  
Personen mit Migrationshintergrund (Anteil rund 46%)10 und/ 
oder ausländischer Staatsbürger*innenschaft (Anteil rund 32%)11 
in der Stichprobe damit unterrepräsentiert. 
Als Erstsprache geben die meisten der Befragten Deutsch an (rund 
83%, siehe Tabelle 11); 5% Österreichische Gebärdensprache (ÖGS). 

Abbildung 4: 
Ausbildung im Vergleich zur Wiener Wohnbevölkerung 2021
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Mit der Fragebogenerhebung konnte eine große Bandbreite von 
Menschen mit unterschiedlichen Behinderungsarten erreicht wer-
den. Den größten Anteil mit rund 38% haben Personen mit einer 
körperlichen Behinderung oder Mobilitätseinschränkung. Zusätzlich 
weist jeweils rund ein weiteres Viertel eine psychische und/oder 
chronische Erkrankung oder Lernschwierigkeiten auf. Menschen mit 
einer Seh- oder Hörbehinderung sind mit rund 17% bzw. 12% schon 
etwas seltener im Sample zu finden. Eine Erkrankung des Nerven-
systems (z.B. Autismus oder ADHS) oder Sprachbehinderung trifft 
auf 10% bzw. 9% zu.
Immerhin 45% geben darüber hinaus Mehrfachbehinderungen an. 
Diesen Personen wird in der Langversion des Papierfragebogens  
zusätzlich die Frage gestellt, welche Behinderung die meisten  
Probleme bzw. Barrieren verursacht. Dabei zeigt sich deutlich,  
dass die Mehrheit mit multiplen Beeinträchtigungen durch  
Mobilitätseinschränkungen auf die größten Barrieren stößt  
(46%, siehe Tabelle 12).

Art der 
Behinderung 
und Identifikation 
mit dem Begriff 
„Mensch mit 
Behinderung“

6
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Abbildung 5: Behinderung oder gesundheitliche Einschränkung
(Mehrfachnennung möglich)

Um Unterschiede in Bezug auf die Behinderungsart feststellen zu 
können, wurde aus diesen möglichen Mehrfachantworten eine neue 
Variable erstellt, welche die Befragten einer eindeutigen Kategorie 
zuordnet. Dabei gilt: Wurden mehrere Beeinträchtigungen an-
gegeben, wurde jene Behinderungsart gewählt, die auf Nachfrage 
die meisten Barrieren verursacht. Wurden hier ebenfalls mehrere 
gewählt, oder wurde die Kurzversion des Fragebogens ausgefüllt, in 
der diese Nachfrage nicht enthalten war, wurden die Befragten der 
Kategorie Mehrfachnennung zugeordnet. Mit beinahe einem Drittel 
(30%) stellt diese Kategorie die am häufigsten gewählte dar, was sich 
insbesondere durch den hohen Rücklauf an Kurzfragebögen begrün-
det (siehe hierzu auch Kapitel 5).
Nachfolgend werden die Behinderungsarten nach diversen Sozial-
charakteristika differenziert, um ein genaueres Bild der erfassten 
Zielgruppen zu erhalten (siehe hierzu Abbildung 6 und Tabellen  
13 bis 15).

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946
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Befragte mit …

Diese Spezifika der jeweiligen Gruppen sind in der Auswertung  
und Interpretation der Ergebnisse zu berücksichtigen. Zum einen 
spiegeln sich darin Merkmale der Grundgesamtheit wider, wie  
beispielsweise das Alter bei der Gruppe der Menschen mit körper-
lichen Behinderungen bzw. Mobilitätseinschränkungen oder das 
Ausbildungsniveau bei den Befragten mit Lernschwierigkeiten.  
Zum anderen kommt der Aspekt der Erreichbarkeit durch Befra-
gungen dieser Art zum Ausdruck, indem etwa bei der Gruppe der 
Menschen mit Sehbehinderungen und Hörbehinderungen eher 
Menschen mit einem höheren Ausbildungsniveau erreicht werden 
können.

•  einer körperlichen Behinderung bzw. Mobilitätseinschrän- 
 kungen sind häufiger ältere Personen ab 60 Jahren und in den  
 höchsten Ausbildungssegmenten zu finden. 
• einer psychischen Erkrankung verfügen häufiger über die  
 Matura und sind seltener der höchsten Altersklasse von  
 60 Jahren und mehr zuordenbar. 
• einer Sehbehinderung haben überdurchschnittlich oft einen  
 Migrationshintergrund und sind im höchsten Ausbildungs- 
 segment zu finden. 
• einer Hörbehinderung sind häufiger in den höchsten Aus- 
 bildungssegmenten zu finden und gehäuft im mittleren Alter  
 zwischen 30 bis unter 50 Jahren. 
• Lernschwierigkeiten sind überdurchschnittlich jünger (unter  
 30 Jahren) und weisen maximal einen Pflichtschulabschluss auf. 
• einer chronischen Erkrankung sind in höherem Ausmaß Frauen  
 und Personen aus den höheren Ausbildungssegmenten, haben  
 dagegen seltener einen Migrationshintergrund. 
• einer Erkrankung des Nervensystems sind überdurchschnittlich  
 jünger (unter 30 Jahren). 
• mehrfachen Beeinträchtigungen sind jünger (unter 30 Jahren)  
 und in den unteren Bildungssegmenten zu finden. 
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Abbildung 6: Art der Behinderung – nach Geschlecht

Rund zwei Drittel der Befragten verfügen über einen Behinderten-
pass, verstärkt Personen mit einer Mehrfachbehinderung (84%),  
mit Hörbehinderung (84%), mit einer Sehbehinderung (82%) oder 
mit Mobilitätseinschränkung (77%). Ein Behindertenpass kann von 
jeder Person beantragt werden, die einen Grad der Behinderung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50% vor- 
weisen kann sowie in Österreich wohnhaft ist.12

Rund ein Drittel ist im Verzeichnis als begünstigte/r Behinderte/r  
gelistet, gehäuft Personen zwischen 40 und unter 50 Jahren (41%, 
siehe Tabelle 16); seltener dagegen jüngere Personen unter 30  
Jahren (18%). Zusätzlich findet sich eine solche Eintragung häufiger 
bei Personen mit einer Sehbehinderung (51%). Diesen Personen 
stehen damit – teilweise in Abhängigkeit vom Grad der Behinderung 
– besondere Leistungen wie bspw. ein erhöhter Kündigungsschutz 
oder Zusatzurlaub zu.13 
Über eine Erwachsenenvertretung (früher Sachwalterschaft)  
verfügen knapp 9%, insbesondere jüngere Personen unter 30  
Jahren (15%) und Personen aus dem unteren Bildungssegment  
(56% bzw. 24%, siehe Tabelle 17). Zusätzlich trifft dies gehäuft auf 
Personen mit Lernschwierigkeiten (48%) zu und Personen, die die  
Art der Behinderung nicht genau angeben können oder wollen (34%). 

12

Siehe https://www.
sozialministeriumservice.at/
Menschen_mit_Behinderung/
Behindertenpass_und_Parkausweis/
Behindertenpass/ 
Behindertenpass.de.html, 
letzter Zugriff 22.04.2022

13

Siehe https://www.
sozialministerium-service.at/
Menschen_mit_Behinderung/
Ausbildung_Beruf_und_Beschaef-
tigung/Beguenstigte_Behinderte/
Beguenstigte_Behinderte.de.html, 
letzter Zugriff 22.04.2022

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=133
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Abbildung 7: Was davon trifft auf Sie zu? (Mehrfachnennung möglich)

Um die persönlichen Sichtweisen zum Begriff der Behinderung zu 
ergründen, wird die Frage gestellt, ob sich die Befragten von der 
Bezeichnung „Mensch mit Behinderung“ angesprochen fühlen. 
Hintergrund der Frage bildet die Stigmatisierung im Sinne einer 
Zuschreibung von negativen Merkmalen, die nach wie vor mit dem 
Begriff verbunden ist. Wie schon in der Studie „Frauen, die behindert 
werden …“ (Sorger & Bergmann 2020) gezeigt wurde, variieren die 
Ansichten dazu. So können sich manche der an der Studie Beteiligten 
mit dem Begriff der Behinderung identifizieren, während andere den 
Begriff der Behinderung als gar nicht zutreffend ablehnen. Immer 
wieder wurde in diesem Zusammenhang betont, nicht behindert 
zu sein, sondern durch vielfältige Barrieren behindert zu werden.
In der vorliegenden Studie meinen 49%, dass sie sich durch die 
Bezeichnung „Mensch mit Behinderung“ angesprochen füh-
len, 32% zumindest teilweise (siehe Tabelle 18). Starke Unter-
schiede ergeben sich nach der Art der Behinderung: So fühlen 
sich Personen mit Mobilitätseinschränkungen häufiger dadurch 
angesprochen (62%); Personen mit Lernschwierigkeiten (34%) 
oder psychischen Erkrankungen (24%) hingegen seltener.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=51; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahlen (n<25) nicht ausgewiesen
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Jene Personen, die diese Bezeichnung als nicht zutreffend empfin-
den (18,5%), haben ganz unterschiedliche Bezeichnungswünsche. 
Zum einen werden allgemeine Bezeichnungen wie „als Mensch wie 
jeder andere“, „als Frau/Mann“ oder „mit meinem Namen“ genannt; 
zum anderen kam es sehr häufig zu Nennungen, die sich auf die Art 
der Behinderung beziehen, etwa „als gehörlos“, „als Mensch mit 
körperlichen Einschränkungen“ oder „als Mensch mit einer psychi-
schen Erkrankung“. Darüber hinaus fanden sich auch alternative Be-
zeichnungswünsche zu „Behinderung“ wie „Mensch mit gesundheit-
lichen Beeinträchtigungen“, „Mensch mit speziellen Bedürfnissen“, 
„Mensch, der manchmal Hilfe braucht“ oder „besonderer Mensch“.
Demnach gibt es keinen einheitlichen Bezeichnungswunsch, vielmehr 
hängt die passende Bezeichnung von der Art der Behinderung und 
den spezifischen Lebenssituationen der betroffenen Personen ab.

Abbildung 8: Wenn Sie als „Mensch mit Behinderung“ 
bezeichnet werden: Fühlen Sie sich angesprochen?

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=132; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderung aufgrund zu geringer Fallzahlen (n<25) nicht ausgewiesen
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Bei der Analyse von Lebensverhältnissen ist das Thema „Wohnen“ 
ein sehr zentrales. Im Zuge der Befragung von Wiener*innen mit 
Behinderungen/gesundheitlicher Beeinträchtigung wird diesem 
Bereich daher besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Der Ab-
schnitt zum Bereich „Wohnen“ beinhaltete Fragen zum Wohnort, 
zur Wohnform (Mietwohnung, eigenes Haus, teilbetreutes Wohnen 
etc.), zu etwaigen Haushaltsmitgliedern (Partner*innen, Kinder, 
Freund*innen etc.), zur Zufriedenheit mit der Wohnsituation und 
der Wohnumgebung (Wohnkosten, barrierefreier Zugang und 
Nutzung von Einkaufsmöglichkeiten, öffentlichen Verkehrsmitteln, 
Freizeitangeboten in der Nähe, Ausstattung der Wohnung etc.) 
sowie zu etwaigem Verbesserungsbedarf in Hinblick auf die aktuelle 
Wohnsituation bzw. zur barrierefreien Gestaltung des Wohnalltags. 
Insbesondere in Hinblick auf „Wohnkosten“ und „barrierefreie Aus-
stattung der Wohnung“ zeigen sich die Befragten eher unzufrieden. 
Dabei handelt es sich um Themen, die bereits in anderen Untersu-
chungen zu Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderungen 
hervorgehoben wurden. Etwa in der Studie „Frauen mit Behinderun-
gen in Wien“, in der im Kapitel „Wohnen: Kosten und Barrierefreiheit“ 
zu erfahren ist, dass es (in diesem Fall) für Frauen mit Behinderungen 
aufgrund der häufig niedrigen Einkommen und prekären Finanzsitu-
ation besonders wichtig sei, Wohnkosten möglichst niedrig zu hal-
ten. „In Zusammenhang mit dem Thema barrierefreies Wohnen wurde 
auch bemängelt, dass die Kriterien für barrierefreies Wohnen oft nicht  
umfassend eingehalten werden. So wurde als Beispiel genannt, dass 
zwar ein Lift in einem Haus vorhanden sei, während es dennoch  
Stufen zum Lift oder woanders zu bewältigen gebe“ (Sorger &  
Bergmann 2020).14

Im Folgenden werden die zentralen Ergebnisse der aktuellen  
Erhebung zum Thema „Wohnen“ vorgestellt.

Wohnen
7

14

Sorger, Claudia & Bergmann, Nadja 
(2020): Frauen, die behindert wer-
den… auf ihrem Weg zur Gleichstel-
lung in Wien.  Eine qualitative Studie 
mit und über Frauen mit Behinderun-
gen in Wien. Im Auftrag des Frauen-
service Wien (MA 57): https://www.
lrsocialresearch.at/sozialforschung/
archiv-de/699-Frauen+mit+Behin-
derungen+in+Wien, letzter Zugriff 
22.4.2022 
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Wohnen

15

„Die Erhebungen werden in 
Privathaushalten durchgeführt, 
Anstaltshaushalte (Pflegeheime, 
Gefängnisse, Internate usw.) sind 
ausgenommen. Privathaushalte 
umfassen allein Lebende oder als 
Wohngemeinschaft zusammenleben-
de Personen, wobei Verwandtschafts-
beziehungen für die Abgrenzung 
eines Haushaltes keine Rolle spielen“ 
(Statistik Austria 2021: 92). 

Quellen: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=150; Statistik Austria: 
Wohnstatistik 2021

7.1  Wohnform
Ein Drittel (33%) der Befragten wohnt in einer geförderten 
Wohnung (z.B. in einer Gemeindewohnung oder einer geförder-
ten Genossenschaftswohnung), ein anderes Drittel (33%) lebt in 
einer Mietwohnung oder in einem Haus zur Miete. Weitere 17% 
wohnen in einer Eigentumswohnung oder im eigenen Haus. 
12% der Befragten leben in einer Wohngemeinschaft für Menschen 
mit Behinderungen und 3% bei Verwandten. Auf die Frage „Wie 
wohnen Sie?“ antworten lediglich acht (0,4%) der 1.796 Befragten 
mit „in einem Haus für Senior*innen oder einem Pflegehaus“, wäh-
rend nur eine/r (0,1%) der Befragten angibt, wohnungslos zu sein. 
24 Befragte (1,3%) wählen die Möglichkeit „Sonstiges“, in der u.a. 
die Antworten Baugruppen, Kleingärten und andere Pachtverhält-
nisse sowie Dienstwohnungen beinhaltet sind (siehe Abbildung 9). 
Der Wohnstatistik der Statistik Austria zufolge wurden im Jahr 2020 
43% der Wiener Hauptwohnsitzwohnungen in Gemeinde- oder 
Genossenschaftswohnungen, 32% in anderen Hauptmietverhält-
nissen und 20% in Eigentum bewohnt. Weitere rund 4% zählen zur 
Kategorie „Sonstige“, bei der es sich v.a. um mietfreie oder unent-
geltliche Wohnverhältnisse (etwa bei Verwandten) oder Dienst- 
und Naturalwohnungen handelt (Statistik Austria 2021: 29).15

Die Größenordnungen der verschiedenen Wohnformen der für 
die vorliegende Studie befragten Menschen mit Behinderun-
gen ähneln der Verteilung der Wiener Gesamtwohnbevölkerung. 
Nennenswerte Verschiebungen zeigen sich anhand des An-
teils der Personen, die in geförderten Wohnungen (Genossen-
schaft, Gemeindebau) leben, sowie des Anteils der Personen, 
die im Zuge der vorliegenden Studie angeben, in einer Wohn-
gemeinschaft für Menschen mit Behinderungen zu leben. 

Abbildung 9: Wohnform im Vergleich zur 
Wiener Wohnbevölkerung 2021
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=132; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderung aufgrund zu geringer Fallzahlen (n<25) nicht ausgewiesen

In Hinblick auf Alter, Ausbildung und Migrationshintergrund sind 
folgende signifikante Unterschiede feststellbar: 
• Jüngere Befragte unter 30 Jahren geben verhältnismäßig häufig  
 an, bei Verwandten zu leben (11%) (siehe Tabelle 20). 
• Befragte mit höherem Bildungsniveau leben häufiger in einer Ei- 
 gentumswohnung oder im eigenen Haus (25% bei Befragten mit  
 Matura und 31% bei Befragten mit Universitäts-, Fachhochschul- 
 oder Akademieabschluss). Befragte mit niedrigerem Bildungs- 
 niveau leben häufig in einer Wohngemeinschaft für Menschen mit  
 Behinderungen (28% der Befragten ohne Schulabschluss und 16%  
 der Befragten mit Pflichtschulabschluss) (siehe Tabelle 21). 
• Befragte mit Migrationshintergrund leben häufiger in einer Miet- 
 wohnung (41%) als Befragte ohne Migrationshintergrund (siehe  
 Tabelle 22).

Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes (siehe Ab-
bildung 10): 
• Befragte mit Lernschwierigkeiten wohnen vergleichswiese selten  
 (6%) in einer Eigentumswohnung oder im eigenen Haus und über- 
 durchschnittlich häufig (21%) in einer Wohngemeinschaft für  
 Menschen mit Behinderungen sowie bei Verwandten (9%). 
• Vergleichsweise häufig in einer Mietwohnung oder einem Haus  
 zur Miete leben Befragte mit psychischer Erkrankung (40%),  
 Befragte mit Sehbehinderung/Blindheit (42%) und Befragte mit  
 Erkrankung des Nervensystems (z.B. Autismus oder ADHS) (40%). 
• Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit bilden die Gruppe  
 mit dem höchsten Anteil jener, die in einer Eigentumswohnung  
 oder einem eigenen Haus leben (36%). 

Abbildung 10: Wohnform – nach Art der Behinderung

32,0%

40,1%

42,4%

29,5%

31,1%

35,2%

40,0%

29,2%

23,1%

34,1%

32,9%

24,4%

6,4%

23,0%

36,4%

6,2%

28,4%

22,2%

11,0%

23,1%

10,2%

16,9%

32,9%

39,6%

27,3%

30,3%

32,3%

34,1%

24,4%

35,5%

30,8%

28,4%

33,3%

7,4%

8,0%

20,5%

6,7%

17,6%

15,4%

21,6%

11,5%

3,2%

8,7%

6,7%

4,9%

7,7%

3,5%

3,4%

Körperliche Behinderung und/oder
Mobilitätseinschränkung

Psychische Erkrankung

Sehbehinderung/Blindheit

Hörbehinderung/Gehörlosigkeit

Lernschwierigkeiten

Chronische Erkrankung

Erkrankung des Nervensystems,
zum Beispiel Autismus oder ADHS

Mehrfachnennung

Sonstiges

Das kann/will ich nicht genau
angeben

Gesamt

In einer Mietwohnung oder in einem Haus zur Miete

In einer Eigentumswohnung oder im eigenen Haus

In einer geförderten Wohnung

In einer Wohngemeinschaft für Menschen mit Behinderungen

Bei Verwandten

Sonstiges



29

7.2  Teil- und vollbetreutes Wohnen
Ein Drittel (33%) der Befragten lebt in einer betreuten Wohn-
form – 22% in teilbetreutem und 11% in vollbetreutem Wohnen 
(siehe Tabelle 23). Auch den Daten des Fonds Soziales Wien ist zu 
entnehmen, dass die Anzahl der Kund*innen mit Behinderung, 
die Leistungen im Rahmen des teilbetreuten Wohnens nutzen, 
wesentlich höher ist (2.690 Personen im Jahr 2020) als die Anzahl 
der Kund*innen mit Behinderung, die vollbetreutes Wohnen in 
Anspruch nehmen (1.920 Personen im Jahr 2020) (FSW 2021: 32). 

In Hinblick auf Ausbildung und Staatsbürger*innenschaft kön-
nen folgende signifikante Unterschiede festgestellt werden: 
• Befragte mit niedrigem Bildungsniveau nehmen eher teil- oder  
 vollbetreutes Wohnen in Anspruch (insg. 54% der Befragten ohne  
 Schulabschluss und 45% der Befragten mit Pflichtschulabschluss)  
 (siehe Tabelle 24). 
• Befragte ohne österreichische Staatsbürger*innenschaft nutzen  
 seltener betreutes Wohnen als Befragte mit österreichischer   
 Staatsbürger*innenschaft (69% der Befragten ohne österreich- 
 ische Staatsbürger*innenschaft nehmen weder teil- noch 
 vollbetreutes Wohnen in Anspruch) (siehe Tabelle 25). 

Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes: 
• Die Anteile jener, die betreutes Wohnen in Anspruch nehmen,  
 sind unter Befragten mit Lernschwierigkeiten, mit mehreren 
 Behinderungen und mit psychischer Erkrankung am höchsten:  
 Unter den Befragten mit Lernschwierigkeiten leben insgesamt 
 51% in betreuten Wohnformen – davon 33% teilbetreutes und 
 18% vollbetreutes Wohnen. Unter den Befragten mit mehreren  
 Behinderungsarten finden sich insgesamt 49% in betreutem 
 Wohnen – davon 31% teilbetreutes und 18% vollbetreutes Wohnen. 
 Von den Befragten mit psychischer Erkrankung nehmen insge-
 samt 46% betreutes Wohnen in Anspruch – davon 42% teilbetreu-
 tes und 4% vollbetreutes Wohnen. Auch unter den Befragten, die  
 die Art der Behinderung nicht genau angeben können oder  
 wollen, liegt der Anteil jener, die betreutes Wohnen in Anspruch  
 nehmen, insgesamt bei immerhin 42% – davon 22% teilbetreutes  
 und 21% vollbetreutes Wohnen. 
• Der Anteil jener, die kein betreutes Wohnen in Anspruch nehmen,  
 ist bei Befragten mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit (95%) und  
 Befragten mit chronischer Erkrankung (93,2%) am höchsten. Auch  
 Befragte mit Sehbehinderung/Blindheit (89%) oder körperlicher  
 Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung (83%) nehmen  
 häufiger kein betreutes Wohnen in Anspruch. 
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Abbildung 11: Teil- oder vollbetreutes Wohnen – nach Art der  
Behinderung 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=295

7.3  Haushaltskonstellationen
Durchschnittlich leben 3,2 Personen gemeinsam in den Haushal-
ten der Befragten. Der Wohnstatistik der Statistik Austria zufolge 
waren im Jahr 2020 in Wien weniger – nämlich durchschnittlich 2,04 
Personen – pro Haushalt hauptgemeldet (Statistik Austria 2021: 32). 
Dieser Unterschied ist womöglich darauf zurückzuführen, dass im 
Befragungssample immerhin rund 12% in Wohngemeinschaften für 
Menschen mit Behinderungen leben (siehe Abbildung 9). 
Die meisten der Befragten (38%) leben allein, 26% mit Partner*in 
ohne Kind(er), weitere 15% mit Partner*in und Kind(ern). 15% der 
Befragten geben an, sich mit Verwandten einen Haushalt zu teilen. 
4% sind alleinerziehend oder leben mit Kind(ern) ohne Partner*in, 
weitere 4% leben mit persönlicher Assistenz, und 2% teilen sich mit 
Freund*innen oder Bekannten einen Haushalt (siehe Abbildung 12). 
Diese Ergebnisse zeigen, dass die Befragten seltener mit Partner*in 
und Kind(ern) sowie seltener alleinerziehend leben, als es in der 
österreichischen Gesamtbevölkerung üblich ist: Daten der Statistik 
Austria belegen, dass im Jahr 2020 38% der Haushalte in Österreich 
Einpersonenhaushalte waren. Rund 27% lebten mit Partner*in ohne 
Kind(er), weitere rund 28% mit Partner*in und Kind(ern). Etwa 7% 
waren alleinerziehend oder lebten mit Kind(ern) ohne Partner*in 
(Statistik Austria 2021 – Haushalte). 
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Abbildung 12: Haushaltskonstellation – nach Geschlecht 
(Mehrfachnennung möglich)

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=161

Von jenen Befragten, die sich mit Kind(ern) einen Haushalt teilen, 
leben 51% mit einem, 41% mit zwei und 8% mit drei Kindern unter 15 
Jahren zusammen (siehe Tabelle 27). In Hinblick auf das Geschlecht 
der Befragten gibt es einen signifikanten Unterschied bei Personen, 
die ohne Partner*in und mit Kind(ern) leben: Der Anteil alleinerzie-
hender Frauen ist mit über 6% mehr als dreimal so hoch wie der An-
teil der alleinerziehenden Männer (knappe 2%) (siehe Tabelle 26). 
Abgesehen von betreuungspflichtigen Kindern geben insgesamt 
7% der Befragten weitere Betreuungspflichten an (z.B. Verwandte) 
(siehe Tabelle 28). 

Bei der Analyse nach Art der Behinderung stechen insbesondere 
folgende Ergebnisse hervor (siehe Abbildung 13):
• Befragte mit psychischen Erkrankungen leben besonders häufig  
 allein (65%) und vergleichsweise selten mit Verwandten (4%). 
• Befragte mit Lernschwierigkeiten leben hingegen überdurch- 
 schnittlich oft mit Verwandten (45%) und selten mit Partner*in  
 ohne Kind(er) (5%). 
• Die meisten Befragten mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit leben  
 mit Partner*in und Kind(ern) (38%) und selten mit Verwandten  
 (4%). 
• Befragte mit chronischer Erkrankung leben ebenfalls selten mit  
 Verwandten (3%) und relativ häufig mit Partner*in ohne Kind(er)  
 (34%). 
• Bei den Befragten mit mehreren Behinderungen sticht der niedrige  
 Anteil jener hervor, die mit Partner*in und Kind(ern) wohnen (2%),  
 sowie der relativ hohe Anteil jener, die mit Verwandten leben (29%). 
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Abbildung 13: Mit wem wohnen Sie gemeinsam in einem Haushalt? 
(Mehrfachnennung möglich) – nach Art der Behinderung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=168; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahlen (n<25) nicht ausgewiesen
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7.4  Zufriedenheit mit 
der Wohnsituation
Der Aussage „Ich bin mit meiner Wohnsituation zufrieden“ stimmen 
mehr als zwei Drittel (68%) der Befragten zu, wobei die befragten 
Männer etwas häufiger zustimmen (72%) als die befragten Frauen 
(64%). Weitere 24% der Befragten stimmen der Aussage teilweise 
zu (27% der befragten Frauen und 21% der befragten Männer). 8% 
stimmen der Aussage nicht zu oder geben an, mit ihrer Wohnsi-
tuation unzufrieden zu sein (9% der befragten Frauen und 7% der 
befragten Männer) (siehe Tabelle 29). Die Unterschiede in Hinblick 
auf das Geschlecht sind in diesem Zusammenhang nicht signifikant. 
Differenziert nach Wohnform, sind vor allem Personen mit ihrer 
Wohnsituation zufrieden, die in einer Eigentumswohnung bzw. im 
eigenen Haus wohnen (siehe Tabelle 30).
Die Wohnzufriedenheit ist auch in der Wiener Gesamtbevölkerung 
eher hoch, wie Daten der Statistik Austria belegen: Insgesamt liegt 
bei der Zufriedenheit mit der Wohnung ein Wert von rund 8 vor 
– wobei maximal ein Wert von 10 für „vollkommen zufrieden“ und 
mindestens ein Wert von 0 für „überhaupt nicht zufrieden“ von den 
Befragten gewählt werden konnte (Statistik Austria 2014: 41). 

Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes:
• Befragte mit Lernschwierigkeiten sind mit ihrer Wohnsituation be- 
 sonders zufrieden. Von ihnen stimmen 82% der Aussage „Ich bin  
 mit meiner Wohnsituation zufrieden“ zu, weitere 13% stimmen teil- 
 weise zu, während ein vergleichsweise niedriger Anteil von 6% der  
 Aussage nicht zustimmt. 
• Befragte mit chronischen Erkrankungen hingegen erscheinen am  
 unzufriedensten mit ihrer Wohnsituation: Von ihnen stimmen nur  
 57% der Aussage zu, zugleich weisen sie mit 14% den höchsten  
 Wert jener auf, die der Aussage nicht zustimmen. 30% stimmen teil- 
 weise zu. 
• Der Anteil derjenigen, die der Aussage teilweise zustimmen, ist mit  
 33% unter Befragten mit körperlicher Behinderung und/oder Mo- 
 bilitätseinschränkung am höchsten. Weitere 61% stimmen der Aus- 
 sage zu, wogegen 7% nicht zustimmen. 



34

Abbildung 14: Ich bin mit meiner Wohnsituation zufrieden – 
nach Art der Behinderung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=196

Was unter „Zufriedenheit mit der Wohnsituation“ konkret zu ver-
stehen ist, soll anhand der Themen „Wohnkosten“, „Ausstattung all-
gemein“, „barrierefreie Ausstattung“, „Einkaufsmöglichkeiten“, „Frei-
zeitangebote“ und „öffentliche Verkehrsmittel“ bzw. nach folgenden 
Aussagen zu erhoben werden (siehe Abbildung 15):
• Einkaufsmöglichkeiten: Auf die Aussage „Ich kann Einkaufsmög- 
 lichkeiten in meiner Wohnumgebung barrierefrei erreichen und  
 nutzen“ gibt es die höchste Zustimmung: 62% der Befragten stim- 
 men dieser Aussage zu, weitere 29% teilweise zu, 9% stimmen nicht  
 zu.  
• Ausstattung allgemein: Ähnlich hohe Zufriedenheit herrscht in  
 Hinblick auf die Wohnungsausstattung. Der Aussage „Ich bin mit  
 der Ausstattung meiner Wohnung oder meines Hauses oder  
 meines Zimmers zufrieden“ stimmen 60% Befragten zu, weitere  
 31% stimmen der Aussage teilweise zu, während 9% nicht zustim- 
 men. 
• Öffentliche Verkehrsmittel: Der Aussage „Ich kann die Stationen  
 für öffentliche Verkehrsmittel in meiner Wohnumgebung barrie- 
 refrei und ohne großen Aufwand erreichen“ stimmen rund 60%  
 zu, rund 26% stimmen teilweise zu, rund 15% stimmen nicht zu.
• Freizeitangebote: Der Aussage „Ich kann verschiedene Freizeit- 
 angebote in meiner Wohnumgebung barrierefrei erreichen und  
 nutzen. Zum Beispiel Lokale, Kinos, Parks“ stimmen 45% zu, wei- 
 tere 40% stimmen der Aussage teilweise zu, aber 15% stimmen  
 nicht zu.
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• Barrierefreie Ausstattung: Der Aussage „Meine Wohnung oder  
 mein Haus ist für mich behindertengerecht oder barrierefrei ein- 
 gerichtet“ stimmen 42% zu und 31% teilweise zu. Ungefähr jede*r  
 vierte Befragte (27%) stimmte dieser Aussage jedoch nicht zu. 
• Wohnkosten: In Bezug auf die Wohnkosten ist jede*r zweite Be- 
 fragte unzufrieden bzw. teilweise unzufrieden. Der Aussage  
 „Meine Wohnkosten sind mir zu hoch“ stimmen mehr als die Hälfte  
 der Befragten zu (22%) oder zumindest teilweise zu (31%). Hohe 47%  
 stimmen dieser Aussage nicht zu. Daten der Statistik Austria be- 
 legen, dass auch der Anteil jener Personen, die keine Belastung  
 hinsichtlich Wohnkosten wahrnehmen, in der österreichischen Ge- 
 samtbevölkerung mit 40% etwas geringer ist als bei den Befragten  
 der vorliegenden Studie. Weitere 50% der österreichischen Gesamt- 
 bevölkerung nehmen eine „gewisse“ und 10% eine „starke“ Wohn- 
 kostenbelastung wahr (Statistik Austria 2021 – Subjektive Wohn- 
 kostenbelastung). 

Abbildung 15: Wie ist Ihre Wohnsituation oder 
Ihre Wohnumgebung?

In Hinblick auf Migrationshintergrund, Ausbildung, Staatsbür-
ger*innenschaft und Wohnform können folgende signifikante  
Zusammenhänge festgehalten werden: 
• Befragte mit Migrationshintergrund stimmen der Aussage „Ich  
 kann die Stationen für öffentliche Verkehrsmittel in meiner Wohn- 
 umgebung barrierefrei und ohne großen Aufwand erreichen“ mit  
 74% besonders häufig zu (siehe Tabelle 31). 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 131 und 264
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• Hohe 14% der Befragten mit Lehre/BMS stimmen der Aussage „Ich  
 bin mit der Ausstattung meiner Wohnung oder meines Hauses  
 oder meines Zimmers zufrieden“ nicht zu. Hingegen stimmen Be- 
 fragte ohne Schulabschluss der Aussage „Meine Wohnung oder  
 mein Haus ist für mich behindertengerecht oder barrierefrei ein- 
 gerichtet“ mit vergleichsweise hohen 68% zu (siehe Tabelle 32).
• Befragte mit österreichischer Staatsbürger*innenschaft stimmen  
 der Aussage „Meine Wohnung oder mein Haus ist für mich behin- 
 dertengerecht oder barrierefrei eingerichtet“ mit 45% ebenfalls  
 öfter zu als Befragte ohne österreichische Staatsbürger*innen- 
 schaft (11%, siehe Tabelle 33). 
• Bezüglich der Wohnform bewerten vor allem Personen, die zur  
 Miete wohnen, ihre Wohnkosten als zu hoch (siehe Tabelle 34);  
 außerdem ist deren Wohnung oftmals nicht barrierefrei eingerich- 
 tet. Dafür verfügt diese Gruppe über eine bessere Anbindung an  
 öffentliche Verkehrsmittel. 
 
Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes: 
• Einkaufsmöglichkeiten (siehe Tabelle 37): Besonders zufrieden mit  
 barrierefreien Einkaufsmöglichkeiten in der Wohnumgebung sind  
 Befragte mit Lernschwierigkeiten. Von ihnen stimmen 91% der Aus- 
 sage „Ich kann Einkaufsmöglichkeiten in meiner Wohnumgebung  
 barrierefrei erreichen und nutzen“ zu, weitere 9% stimmen teilweise  
 zu, und keine/r der Befragten mit Lernschwierigkeiten stimmte  
 nicht zu. 
 Auch Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit zeigen sich  
 sehr zufrieden hinsichtlich der barrierefreien Erreichung und Nut- 
 zung von Einkaufsmöglichkeiten: 68% stimmen der Aussage zu,  
 weitere rund 30% stimmen der Aussage teilweise zu, und geringe  
 2% stimmen der Aussage nicht zu. 
 Befragte mit mehreren Behinderungen weisen hingegen in diesem  
 Zusammenhang weniger hohe Zufriedenheitswerte auf: Sie bilden  
 mit 16% die Gruppe mit dem höchsten Wert an Nicht-Zustimmung  
 zu dieser Aussage. 54% von ihnen stimmen der Aussage zu und  
 weitere 30% teilweise zu. 
• Ausstattung allgemein (siehe Tabelle 36): Befragte mit Lernschwie- 
 rigkeiten stimmen auch der Aussage „Ich bin mit der Ausstattung  
 meiner Wohnung oder meines Hauses oder meines Zimmers zu- 
 frieden“ mit 80% am häufigsten zu und weisen mit 2% den gerings- 
 ten Anteil jener auf, die der Aussage nicht zustimmen. Weitere rund  
 18% stimmen teilweise zu. Befragte mit chronischer Erkrankung  
 hingegen sind mit der allgemeinen Ausstattung weniger zufrieden:  
 Nur 49% stimmen der Aussage zu bzw. bilden Befragte mit chroni- 
 scher Erkrankung auch jene Gruppe, die mit 13% den höchsten Wert  
 an Nicht-Zustimmung aufweisen. Weitere 38% stimmen der Aus- 
 sage teilweise zu. 
• Öffentliche Verkehrsmittel (siehe Tabelle 39): Auch was die Zu- 
 friedenheit mit der Erreichbarkeit und Nutzung der öffentlichen  
 Verkehrsmittel angeht, zeigen sich Befragte mit Lernschwierigkei- 
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 ten am zufriedensten: 85% stimmen der Aussage „Ich kann die  
 Stationen für öffentliche Verkehrsmittel in meiner Wohnumgebung  
 barrierefrei und ohne großen Aufwand erreichen“ zu, weitere 11%  
 stimmen teilweise zu, und nur 4% stimmen nicht zu (niedrigster  
 Wert unter allen Gruppen).
 Befragte mit psychischer Erkrankung weisen mit 82% Zustimmung,  
 11% teilweiser Zustimmung und geringen 7% bei der Nicht- 
 Zustimmung ebenso hohe Zufriedenheitswerte angesichts des  
 Themas „Barrierefreie Erreichbarkeit und Nutzung öffentlicher  
 Verkehrsmittel“ auf. Hoch sind die Zufriedenheitswerte außerdem  
 bei Befragten mit Hörbeeinträchtigung/Gehörlosigkeit: 80% stim- 
 men der Aussage zu, weitere 16% stimmen ihr teilweise zu, und ge- 
 ringe 5% stimmen ihr nicht zu. Befragte mit körperlicher Behinde- 
 rung und/oder Mobilitätseinschränkung hingegen weisen die ge- 
 ringsten Zufriedenheitswerte in diesem Bereich auf: Nur 42% stim- 
 men der Aussage zu. Weitere 36% stimmen zumindest teilweise zu  
 und hohe 22% nicht zu (höchster Wert unter allen Gruppen). 
• Freizeitangebote (siehe Tabelle 38): Hohe 73% der Befragten mit  
 Lernschwierigkeiten stimmen der Aussage „Ich kann verschiedene  
 Freizeitangebote in meiner Wohnumgebung barrierefrei erreichen  
 und nutzen. Zum Beispiel Lokale, Kinos, Parks“ zu (höchster Wert  
 unter allen Gruppen), weitere 22% stimmen zumindest teilweise zu,  
 und geringe rund 4% stimmen der Aussage nicht zu (geringster  
 Wert unter allen Gruppen). 
 Im Vergleich dazu zeigen sich Befragte mit körperlicher Behinde- 
 rung und/oder Mobilitätseinschränkung hinsichtlich der barriere- 
 freien Erreichbarkeit und Nutzung von Freizeitangeboten eher un- 
 zufrieden: Von ihnen stimmen nur 34% der Aussage zu, weitere  
 49% stimmen teilweise zu, 17% stimmen nicht zu.16

• Barrierefreie Ausstattung (siehe Tabelle 40): In Hinblick auf die  
 Aussage „Meine Wohnung oder mein Haus ist für mich behinder- 
 tengerecht oder barrierefrei eingerichtet“ sind die Zustimmungs- 
 werte mit 51% bei Befragten mit Lernschwierigkeiten am höchsten.  
 Weitere 20% stimmen der Aussage teilweise zu, 29% stimmen nicht  
 zu. Besonders hohe Nicht-Zustimmungswerte weisen mit 48% Be- 
 fragte mit chronischer Erkrankung auf. Von ihnen stimmen der Aus- 
 sage nur 27% zu, weitere 25% teilweise zu. 
 Auch 45% der Befragten mit psychischer Erkrankung stimmen der  
 Aussage nicht zu. 32% von ihnen stimmen der Aussage zu und wei- 
 tere 23% stimmen teilweise zu. 
• Wohnkosten (siehe Tabelle 35): Befragte mit Lernschwierigkei- 
 ten weisen die höchsten Zufriedenheitswerte in Bezug auf das  
 Thema „Wohnkosten“ auf. Von ihnen stimmen 63% der Aussage  
 „Meine Wohnkosten sind mir zu hoch“ nicht zu (höchster Wert un- 
 ter allen Gruppen). Geringe 17% stimmen der Aussage zu (gerings- 
 ter Wert unter allen Gruppen), weitere 20% stimmen teilweise zu. 
 Im Vergleich dazu stimmen Befragte mit Erkrankung des Nerven- 
 systems (z.B. Autismus oder ADHS) der Aussage nur selten nicht zu  
 (zwei von 16 Personen). 

16

Befragte mit Erkrankung des Nerven-
systems, zum Beispiel Autismus oder 
ADHS, weisen auch geringe Zufrieden-
heitswerte auf: Nur 32% stimmen der 
Aussage zu, weitere 47% stimmen zu-
mindest teilweise zu, und 21% stimmen 
der Aussage nicht zu. Allerdings sind 
die Fallzahlen in dieser Gruppe und 
dieser Teilfrage mit 19 Personen sehr 
gering. 
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7.5  Veränderungswünsche
Auf die Frage, ob es etwas gebe, das die Befragten an ihrer Wohn-
situation ändern möchten, meint etwa die Hälfte (51%): „Nein, ich 
möchte nichts verändern.“ Weitere 28% antworten mit „Ich hätte 
gerne mehr Platz oder eine größere Wohnung“, 9% mit „Ich würde 
gerne mit anderen Personen wohnen“, 8% mit „Ich würde gerne allei-
ne wohnen“, und weitere 13% antworten mit „Sonstiges“. 

Abbildung 16: Gibt es etwas, das Sie an Ihrer Wohnsituation 
verändern möchten? (Mehrfachnennung möglich) – 
nach Geschlecht

Differenziert nach Wohnform, würden vor allem Personen, die bei 
Verwandten oder in Wohngemeinschaften für Menschen mit Be-
hinderungen leben, gerne allein wohnen (siehe Tabelle 41). Letztere 
würden allerdings auch gehäuft gerne mit anderen Personen 
wohnen – hier ergeben sich demnach polarisierende Veränderungs-
wünsche unter den Bewohner*innen der Wohngemeinschaften. Per-
sonen, die in einer Eigentumswohnung bzw. im eigenen Haus leben, 
hegen demgegenüber deutlich seltener Veränderungswünsche.

Die Analyse der Antworten nach Art der Behinderung zeigt Folgen-
des (siehe Abbildung 17): 
• Der Anteil jener, die nichts an ihrer Wohnsituation ändern möchten,  
 ist mit 62% bei den Befragten mit Lernschwierigkeiten am höchs- 
 ten. Befragte mit Lernschwierigkeiten wünschen sich mit 22% auch  
 am seltensten mehr Platz oder eine größere Wohnung. 
• Von den Befragten mit chronischer Erkrankung antwortet ein ver- 
 gleichsweise niedriger Anteil von 41% mit „Nein, ich möchte nichts  
 verändern“ an. Sie bilden auch die Gruppe, die sich mit ebenfalls  
 41% am häufigsten mehr Platz oder eine größere Wohnung  
 wünscht, sowie die Gruppe, die sich mit 3% am seltensten wünscht,  
 mit anderen Personen wohnen zu wollen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=240
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=242

• Niedrig ist außerdem der Anteil jener, die gerne mit anderen Perso- 
 nen wohnen wollen, mit 4% bei Befragten mit Sehbehinderung/ 
 Blindheit. Befragte mit Erkrankung des Nervensystems (z.B. Autis- 
 mus oder ADHS) geben im Gegensatz dazu mit 15% am häufigsten  
 an, gerne mit anderen Personen leben zu wollen. 
• Befragte mit Hörbeeinträchtigung/Gehörlosigkeit äußern mit nur  
 3% am seltensten den Wunsch, gerne allein zu wohnen. 
• Befragte mit körperlicher Behinderung/und oder Mobilitätsein- 
 schränkung machen mit 22% am häufigsten von der Antwortkate- 
 gorie „Sonstiges“ Gebrauch. Am seltensten wählen Befragte mit  
 Lernschwierigkeiten diese Möglichkeit (4%). 

Abbildung 17: Gibt es etwas, das Sie an Ihrer Wohnsituation  
verändern möchten? (Mehrfachnennung möglich) – nach Art  
der Behinderung
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Unter „Sonstiges“ können die Befragten weitere Punkte angeben, 
die sie an ihrer Wohnsituation ändern wollen. Ein Großteil der 
Antworten betrifft die Frage der Barrierefreiheit der Wohnung, 
von Teilen der Wohnung oder den Zugang zu Gemeinschaftsbe-
reichen in einem Wohnhaus, wie beispielsweise die Waschküche:

Häufig wird der Wunsch nach einem Außenraum genannt:

Ein Teil der Antworten betrifft die Wohnkosten in Relation 
zum Einkommen:

Von einigen Befragten werden auch besondere Wohnbedürfnisse 
angesprochen, die sich aufgrund ihrer Behinderung ergeben, so 
etwa das Bedürfnis nach einer reizarmen Umgebung:

Auf die Frage „Was fehlt Ihnen, damit Sie Ihren Alltag und Ihre 
Wohnsituation barrierefrei gestalten können?“ antwortet der 
Großteil (46%) mit „Mir fehlt nichts“. 22% geben „Persönliche Unter-
stützung. Zum Beispiel persönliche Assistenz im Wohnbereich oder 

„Barrierefrei die Wohnung betreten können und keine Stufen 
steigen müssen.“
„Abbau von Stufen (z.B. vom Niveau Aufzug – 
Stiegenhaustür – Gehsteigniveau).“
„Barrierefreie Dusche bauen lassen.“
„Barrierefreie Eingangstür und Tor. Überwindbare Gehsteige.“
„Barrierefreie Küche.“
„Barrierefreier Zugang zum Müllraum.“
„Barrierefreier Zugang zur Terrasse.“
„Barrierefreier Zugang zur Waschküche.“
„Behindertengerechtes Bad.“

„Ich hätte gerne einen Balkon oder eine Terrasse.“

„Im Verhältnis zu meinem Einkommen ist die Wohnung teuer. 
Ich kann aufgrund meiner Behinderung nur in Teilzeit arbeiten.“

„Es gibt in Wien keinen Wohnraum für sehr reizempfindliche 
Menschen (z.B. Autist*innen). Ich brauche es extrem leise 
(keine Haustechnik, die Geräusche macht, gute Bausubstanz, 
damit ich nicht Fernseher durchhöre). […] Das sind riesige 
Lücken, was behindertengerechtes Wohnen angeht. Daran 
denkt niemand. Mein Alltag ist purer Stress.“
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in der Freizeit“ an, 15% „Hilfsmittel in besserer Qualität“, 10% „Geeig-
nete Hilfsmittel. Zum Beispiel ein Rollstuhl oder eine Gehhilfe. Oder 
einen Screenreader/ein Bildschirmvorlese-Programm. Oder ein As-
sistenzhund“. 22% wählen die Möglichkeit „Sonstiges“, wobei sich die 
Antworten im Wesentlichen mit den Angaben zur Barrierefreiheit bei 
der Frage nach der Veränderung der Wohnsituation überschneiden.

Abbildung 18: Was fehlt Ihnen, damit Sie Ihren Alltag 
und Ihre Wohnsituation barrierefrei gestalten können? 
(Mehrfachnennung möglich)

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=142

Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes: 
• Befragte mit Lernschwierigkeiten geben mit 73% am häufigsten  
 von allen Gruppen „Mir fehlt nichts“ an. Die zweithäufigste Antwort  
 dieser Gruppe lautete mit 18% „Persönliche Unterstützung“, weitere  
 5% wünschen sich „geeignete Hilfsmittel“. Keine/r der Befragten  
 mit Lernschwierigkeiten antwortet mit „Hilfsmittel in besserer Qua- 
 lität“, und nur 7% wählen die Antwortkategorie „Sonstiges“. 
• Befragte mit Sehbehinderung/Blindheit antworten mit 31% am sel- 
 tensten von allen Gruppen mit „Mir fehlt nichts“. 30% fehlt „Persön- 
 liche Unterstützung“, 16% sehen einen Bedarf an „Hilfsmitteln in  
 besserer Qualität“, 15% wünschen sich „geeignete Hilfsmittel“, und  
 28% machten von der Antwortkategorie „Sonstiges“ Gebrauch. 
• Befragte mit körperlicher Behinderung und/oder Mobilitätsein- 
 schränkung geben mit 40% vergleichsweise selten an, dass ihnen in  
 Hinblick auf die barrierefreie Gestaltung des Alltags bzw. der  
 Wohnsituation nichts fehlt. 23% wünschen sich „persönliche Unter- 
 stützung“, 15% „Hilfsmittel in besserer Qualität“, 8% „geeignete  
 Hilfsmittel“, und 27% machten von der Kategorie „Sonstiges“ Ge- 
 brauch. 
• Von den Befragten mit mehreren Behinderungen geben ebenfalls  
 nur 40% „Mir fehlt nichts“ an. 25% von ihnen wünschen sich „per- 
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14,5%

10,1%

Mir fehlt nichts

Sonstiges

Persönliche Unterstützung. Zum Beispiel persönliche
Assistenz im Wohnbereich oder in der Freizeit

Hilfsmittel in besserer Qualität

Geeignete Hilfsmittel: zum Beispiel ein Rollstuhl oder eine
Gehhilfe. Oder einen Screenreader/Bildschirmvorlese-

Programm. Oder ein Assistenzhund
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 sönliche Unterstützung“, 15% „geeignete Hilfsmittel“, weitere 14%  
 „Hilfsmittel in besserer Qualität“, und 15% machen Angaben zu  
 „Sonstiges“. 

Abbildung 19: Was fehlt Ihnen, damit Sie Ihren Alltag und 
Ihre Wohnsituation barrierefrei gestalten können? – nach 
Art der Behinderung (Mehrfachnennung möglich)

7.6  Zusammenfassung
Das Thema „Wohnen“ erweist sich als ein sehr zentrales, werden 
die Lebensverhältnisse analysiert. Die meisten der befragten Wie-
ner*innen mit Behinderungen – jeweils ein Drittel – leben in einer 
geförderten Wohnung oder in einem anderen (nicht geförderten) 
Mietverhältnis. Der Anteil jener, die in geförderten Wohnungen 
leben, ist insbesondere bei Befragten mit psychischer Erkrankung 
(40%), Sehbehinderung/Blindheit (42%) oder Erkrankung des 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=148; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahlen (n<25) nicht ausgewiesen
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Nervensystems (40%) hoch, während bei jenen, die in anderen 
(nicht geförderten) Mietverhältnissen leben, der hohe Anteil an 
Personen mit Migrationshintergrund (41%) hervorsticht. Etwa jede*r 
sechste Befragte (17%) bewohnt Eigentum, wobei dies vor allem 
auf Personen mit höherem Bildungsniveau (25% bei Befragten mit 
Matura und 31% bei Befragten mit Universitäts-, Fachhochschul- 
oder Akademieabschluss) sowie auf Personen mit Hörbehinderung/
Gehörlosigkeit (36%) zutrifft. 12% der Befragten leben in Wohn-
gemeinschaften für Menschen mit Behinderungen – insbesondere 
Personen mit niedrigerem Bildungsniveau (28% der Befragten ohne 
Schulabschluss und 16% der Befragten mit Pflichtschulabschluss) 
sowie mit Lernschwierigkeiten (21%). Geringe 3% geben an, bei 
Verwandten zu wohnen; die Anteile bei Personen mit Lernschwie-
rigkeiten (11%) sowie Jüngeren (9%) sind dabei besonders hoch. 
Ein Drittel der befragten Wiener*innen mit Behinderung nimmt 
teil- oder vollbetreutes Wohnen in Anspruch – insbesondere 
jene mit niedrigerem Bildungsniveau (insg. 54% der Befragten 
ohne Schulabschluss und 45% der Befragten mit Pflichtschul-
abschluss) sowie jene mit Lernschwierigkeiten (51%), Mehrfach-
behinderungen (49%) und psychischer Erkrankung (46%). Auch 
Befragte mit österreichischer Staatsbürger*innenschaft (69%) 
nehmen betreute Wohnformen signifikant häufiger in Anspruch 
als jene ohne österreichische Staatsbürger*innenschaft. 
Durchschnittlich leben 3,2 Personen in den Haushalten der be-
fragten Wiener*innen mit Behinderungen. Die meisten (38%), 
vornehmlich jene mit psychischer Erkrankung, leben jedoch 
allein (65%). Am zweithäufigsten (26%) wird die Konstellation 
„mit Partner*in, ohne Kind(er)“ genannt – dies trifft insbesonde-
re auf Personen mit chronischer Erkrankung zu (34%). Der Anteil 
jener Personen, die mit Partner*in und Kind(ern) leben (insge-
samt 15%), ist bei Befragten mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit 
(38%) hoch. In den Gruppen der Menschen mit Lernschwierig-
keiten (45%) und mit Mehrfachbehinderung (29%) hingegen ist 
der Anteil jener hoch, die mit Verwandten leben (durchschnittlich 
15%). Ein signifikanter geschlechtsspezifischer Unterschied be-
steht bei den Personen, die ohne Partner*in und mit Kind(ern) 
leben: Der Anteil alleinerziehender Frauen ist mit über 6% mehr 
als dreimal so hoch wie der Anteil der alleinerziehenden Männer.
Die befragten Wiener*innen mit Behinderung sind im Allgemeinen 
mit ihrer Wohnsituation zufrieden – der Aussage „Ich bin mit meiner 
Wohnsituation zufrieden“ stimmen 68% voll zu. Dies trifft speziell 
auf Personen, die Eigentum bewohnen (77%), sowie auf die Gruppe 
der Personen mit Lernschwierigkeiten (82%) zu. Letztere Gruppe 
weist auch hinsichtlich barrierefrei erreich- und nutzbarer Einkaufs-
möglichkeiten, öffentlicher Verkehrsmittel sowie Freizeitangebote, 
allgemeiner sowie barrierefreier Ausstattung der Wohnung und 
Wohnkosten jeweils die höchsten Zufriedenheitswerte auf.  
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Die Analyse der Zufriedenheit mit einzelnen Teilbereichen der 
Wohnsituation zeigt insbesondere folgende Handlungsfelder: 
Befragte mit körperlicher Behinderung und/oder Mobilitätsein-
schränkung sind am wenigsten zufrieden mit barrierefreier Er-
reichbarkeit und Nutzbarkeit von öffentlichen Verkehrsmitteln und 
Freizeitangeboten, während Personen mit Mehrfachbehinderung 
die meisten Probleme bei der barrierefreien Erreichbarkeit und 
Nutzbarkeit von Einkaufsmöglichkeiten erkennen. In Zusammen-
hang mit der allgemeinen Ausstattung sowie der Barrierefrei-
heit der Wohnung sind insbesondere Personen mit chronischer 
Erkrankung unzufrieden. Auch Befragte ohne österreichische 
Staatsbürger*innenschaft geben in Hinblick auf die barrierefreie 
Ausstattung ihrer Wohnung im Vergleich zu jenen mit österreichi-
scher Staatsbürger*innenschaft häufiger an, nicht zufrieden zu 
sein. Mit den Wohnkosten zeigen sich insbesondere die Gruppe der 
Personen mit Erkrankung des Nervensystems sowie die Grup-
pe jener, die zur Miete (nicht gefördert) wohnen, unzufrieden.
Die Hälfte der befragten Wiener*innen mit Behinderungen meint, 
an ihrer Wohnsituation nichts ändern zu wollen – insbesondere 
trifft dies auf Personen mit Lernschwierigkeiten (62%) sowie auf 
jene, die Eigentum bewohnen (63%), zu. Am häufigsten (28%) 
wird der Wunsch nach mehr Platz bzw. einer größeren Wohnung 
geäußert – Befragte mit chronischer Erkrankung äußerten diesen 
Wunsch am häufigsten. Am zweithäufigsten (8%) wird der Wunsch 
artikuliert, gerne mit anderen Personen zu leben, am dritthäu-
figsten (9%) wird der Wunsch geäußert, allein wohnen zu wollen; 
Letzteres ist insbesondere unter Personen, die bei Verwandten 
oder in Wohngemeinschaften für Menschen mit Behinderungen 
leben, der Fall. Weitere 13% wählen „sonstige“ Veränderungs-
wünsche; ein Großteil bezieht sich auf die Optimierung der 
barrierefreien Ausstattung der Wohnung/des Wohnhauses. 
Auf die Frage „Was fehlt Ihnen, um Ihren Alltag und Ihre Wohn-
situation barrierefrei gestalten zu können?“ antwortet fast 
jede*r Zweite mit „Mir fehlt nichts“, wobei dies am häufigsten 
auf Befragte mit Lernschwierigkeiten und am seltensten auf 
jene mit Sehbehinderung/Blindheit zutrifft. Personen mit Seh-
behinderung/Blindheit, mit körperlicher Behinderung und/
oder Mobilitätseinschränkung sowie mit Mehrfachbehinde-
rung wünschen sich vor allem persönliche Unterstützung und 
geeignete Hilfsmittel bzw. Hilfsmittel in besserer Qualität.
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Generell erfahren Menschen mit Behinderungen häufig Diskrimi-
nierungen und soziale Exklusion – auf den Arbeitsmarkt und die 
Ausbildung trifft dies in besonderem Maße zu. So belegen die Zahlen 
der Statistik Austria, dass die Erwerbsquoten von Menschen mit 
Beeinträchtigungen deutlich unter jenen von Personen ohne Beein-
trächtigungen liegen (-20,5 Prozentpunkte) (Statistik Austria 2016). 
Insbesondere Frauen mit Behinderungen sind mit multidimensiona-
len Ausgrenzungsmechanismen konfrontiert. So zeigt die Datenlage, 
dass die Erwerbsbeteiligung von Frauen mit Behinderungen niedri-
ger als jene der Männer mit Behinderungen und auch niedriger als 
jene der Frauen ohne Behinderungen ist (vgl. Sorger et al 2021). 
Menschen mit Behinderungen sind überdies im Bildungsbereich 
mit einer Vielzahl von Benachteiligungen konfrontiert. So ist das 
Bildungsniveau von Personen mit Behinderungen niedriger als jenes 
der Gesamtbevölkerung. Laut Statistik Austria verfügen Personen 
mit Behinderungen überdurchschnittlich oft lediglich über einen 
Pflichtschulabschluss und wesentlich seltener über höhere Bildungs-
abschlüsse oder Hochschulbildung (Statistik Austria 2016). Während 
bis zum Ende der Volksschule die Integration relativ gut gelingt, sind 
Jugendliche nach dem Abschluss oft auf sich allein gestellt; vielen 
gelingt der Weg zur Matura und an eine Hochschule nicht. Unter 
anderem wird dies durch fehlende bzw. mangelhafte/unzureichende 
durchgehende Unterstützungsstrukturen begründet – vor allem die 
Lücke im Sekundarbereich sollte in diesem Zusammenhang geschlos-
sen werden (vgl. Sorger et al. 2021).

Arbeit und 
Ausbildung

8
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Im Rahmen der Befragung zur vorliegenden Studie wurden Men-
schen mit Behinderungen ausführlich zu den Themen „Arbeit“ und 
„Ausbildung“ befragt. 

8.1  Art der Tätigkeit
Die meisten der Befragten (39%) arbeiten in einer Tagesstruktur17. 
25% haben einen Arbeitsplatz auf dem ersten Arbeitsmarkt oder 
sind in Karenz. 8% befinden sich in Berufsunfähigkeitspension, In-
validitätspension oder Erwerbsunfähigkeitspension, 5% in einem 
Beschäftigungsprojekt oder in einem Arbeitstraining, 4% in Ausbil-
dung (z.B. Schule, Lehre, Studium). Rund 3% geben an, selbstständig 
erwerbstätig zu sein, 2% sind arbeitslos oder arbeitssuchend, 2% in 
Alterspension und 0,5% in Langzeitkrankenstand. Insgesamt sind 
also rund 75% der Befragten in der einen oder anderen Form er-
werbstätig.18 Zum Vergleich: Laut Statistik Austria sind in Österreich 
56% der Personen mit dauerhafter Beeinträchtigung Erwerbsperso-
nen19, 2% in Ausbildung20, und 42% gehören der Kategorie „sonstiger 
Lebensunterhalt“21  an (BMASK 2016).
Die Analyse nach Geschlecht zeigt einen nennenswerten Unter-
schied bei der Tagesstruktur: Während 45% der männlichen Be-
fragten in einer Tagesstruktur sind, finden sich dort nur 34% der 
weiblichen Befragten. 

Abbildung 20: Was machen Sie derzeit? 
(Mehrfachnennung möglich)

17

Tagesstruktur ist eine vielfältige Leis-
tung für Menschen, die aufgrund einer 
Behinderung oder Beeinträchtigung 
aktuell oder dauerhaft nicht in den Ar-
beitsmarkt integriert werden können. 
Ziel ist es, vorhandene Fähigkeiten zu 
fördern und zu erhalten sowie eine 
sinnvolle und sinnstiftende Betätigung 
anzubieten“ (FSW 2019: 42). Allerdings 
handelt es sich dabei um kein Dienst-
verhältnis. Weitere Information zur 
Tagesstruktur können dem FSW-Leis-
tungsbericht 2019 – Band 1 (S. 42) 
entnommen werden.

18 

Befragte, die einen Arbeitsplatz haben 
oder in Karenz sind, Befragte, die 
sich in einer Tagesstruktur, in einem 
Beschäftigungstraining oder in einem 
Arbeitstraining befinden, Befragte, 
die selbstständig erwerbstätig sind, 
Befragte, die arbeitslos oder -suchend 
sind, und Befragte, die sich in Lang-
zeitkrankenstand befinden. 

19

Erwerbspersonen: erwerbstätig, 
Präsenz-/Zivildiener, in Elternkarenz 
und arbeitslos

20

Ausbildung: Schüler*innen und Stu-
dierende

21

Sonstiger Lebensunterhalt: in Pension, 
haushaltsführend, dauerhaft arbeits-
unfähig, anderes

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=187
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Die Auswertung nach Art der Behinderung zeigt 
Folgendes (siehe Tabelle 57): 
• 81% der Befragten mit Lernschwierigkeiten und 56% der Befrag- 
 ten mit mehreren Behinderungen sind in einer Tagesstruktur. Am  
 geringsten ist der Anteil jener Personen, die in einer Tagesstruktur  
 sind, mit 5% bei Befragten mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit.
• 72% der Befragten mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit haben  
 einen Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt oder sind  
 derzeit in Karenz. Weitere 10% mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit  
 sind selbstständig erwerbstätig (höchster Wert unter allen Arten  
 von Behinderungen), und 6% sind arbeitslos oder arbeitssuchend  
 (ebenfalls höchster Wert unter allen Arten von Behinderungen). 
• Beinahe die Hälfte der Befragten (49%) mit chronischer Erkrankung  
 und 46% der Befragten mit Sehbehinderung/Blindheit haben einen  
 Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt oder sind derzeit in  
 Karenz. 
• 19% der Befragten mit chronischer Erkrankung befinden sich in  
 Berufsunfähigkeitspension, Invaliditätspension oder Erwerbsun- 
 fähigkeitspension. Hingegen hat sich bei den Befragten mit Hörbe- 
 hinderung/Gehörlosigkeit und Erkrankung des Nervensystems  
 (z.B. Autismus oder ADHS) niemand dieser Kategorie zugeordnet. 
• 9% der Befragten mit psychischer Erkrankung befinden sich in ei- 
 nem Beschäftigungsprojekt oder in einem Arbeitstraining. Von den  
 Personen mit einer chronischen Erkrankung nimmt zum Zeitpunkt  
 der Befragung niemand an einem Beschäftigungsprojekt oder ei- 
 nem Arbeitstraining teil. 
• 13% der Befragten mit Erkrankung des Nervensystems (z.B. Au- 
 tismus oder ADHS) befinden sich in Ausbildung (z.B. Schule, Lehre,  
 Studium). Am niedrigsten ist dieser Anteil mit 2% bei Befragten mit  
 chronischer Erkrankung.

8.2  Arbeitszeit
Jene Befragten, die einen Arbeitsplatz22 haben,  arbeiten durch-
schnittlich 32 Stunden pro Woche. 53% haben eine Arbeitszeit 
von mehr als 30 Wochenstunden, 40% arbeiten 16 bis 30 Stunden 
pro Woche und 7% bis zu 15 Stunden pro Woche (siehe Tabelle 
49). Die Frage nach der Arbeitszeit wird nur in der Langversion 
des Fragebogens gestellt und ausschließlich Personen, die einen 
Arbeitsplatz auf dem ersten Arbeitsmarkt haben, in Karenz sind, 
in einer Tagesstruktur, in einem Beschäftigungsprojekt oder 
in einem Arbeitstraining oder selbstständig erwerbstätig.

Nach Geschlecht und Ausbildung können folgende sig- 
nifikante Unterschiede festgehalten werden: 
• Der Anteil jener Personen, die mehr als 30 Stunden pro Woche  
 arbeiten, ist unter den männlichen Befragten mit 63% deutlich hö- 
 her als unter den weiblichen Befragten (47%, siehe Tabelle 50). Das  

22

Damit sind all jene Befragte gemeint, 
die einen Arbeitsplatz auf dem ersten 
Arbeitsmarkt haben oder in Karenz 
sind, die in einer Tagesstruktur, die in 
einem Beschäftigungsprojekt oder in 
einem Arbeitstraining oder selbststän-
dig erwerbstätig sind.
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 heißt, dass die Teilzeitquote der Männer zwar höher ist als in der  
 Gesamtbevölkerung, dass aber auch hier Frauen in höherem Aus- 
 maß teilzeitbeschäftigt sind als Männer. 
• Ebenso ist der Anteil jener, die 30 Stunden pro Woche arbeiten,  
 unter Befragten mit Lehrabschluss oder BMS-Abschluss mit 76%  
 signifikant höher als bei Befragten mit anderen Bildungsabschlüs- 
 sen (siehe Tabelle 51). 

Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes: 
• Am höchsten sind die Anteile derjenigen, die bis zu 15 Stunden pro  
 Woche arbeiten, unter Befragten mit chronischer Erkrankung (13%),  
 Befragten mit psychischer Erkrankung (12%) und Befragten mit  
 Lernschwierigkeiten (11%). 
• Befragte mit psychischen Erkrankungen weisen mit 56% auch den  
 höchsten Anteil an der Gruppe auf, die 16 bis 30 Stunden/Woche  
 arbeitet, gefolgt von Befragten mit Lernschwierigkeiten, bei denen  
 der Anteil 53% beträgt. 
• Der Anteil jener Personen, die über 30 Stunden pro Woche arbei- 
 ten, ist bei Befragten mit Erkrankung des Nervensystems (z.B. Au- 
 tismus oder ADHS) mit 73%, bei Befragten mit Hörbehinderung/ 
 Gehörlosigkeit mit 70% und bei Befragten mit Sehbehinderung/ 
 Blindheit mit 69% am höchsten. 

Abbildung 21: Arbeitsstundenanzahl – nach Art der Behinderung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=62; *Erkrankung des Nervensystems, Mehrfachbehinderungen und sonstige Behin-
derungen aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen
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8.3  Zufriedenheit mit der Tätigkeit
Befragte, die einen Arbeitsplatz haben, wurden anhand unterschied-
licher Aussagen zur Zufriedenheit mit der Arbeitssituation befragt, 
wie nachfolgende Grafik zeigt. Dabei ist zu beachten, dass nicht 
alle der Aussagen in den unterschiedlichen Fragebogenversionen 
inkludiert sind: Fragen nach dem allgemeinen Wohlbefinden am 
Arbeitsplatz, nach der Zufriedenheit mit der Entlohnung sowie nach 
dem etwaigen Wunsch nach einem Arbeitsplatz auf dem ersten 
Arbeitsmarkt werden sowohl in der Lang- als auch Kurzversion 
des Fragebogens gestellt – letztere Frage richtete sich allerdings 
lediglich an Befragte, die in einem Beschäftigungsprojekt, einem 
Arbeitstraining oder einer Tagesstruktur tätig sind. Vor allem Be-
fragte, die in einer Tagesstruktur beschäftigt sind, können oder 
wollen diese Fragen allerdings gehäuft nicht beantworten, was die 
hohen Missing-Werte erklärt. Die Fragen nach der Angemessen-
heit der Tätigkeit in Hinblick auf die vorhandenen Fähigkeiten und 
zum etwaigen Wunsch nach einer Änderung der Arbeitsstunden 
werden hingegen nur in der Langversion des Fragebogens gestellt. 

Abbildung 22:  Ich stimme diesen Aussagen zu meiner Tätigkeit zu

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und in Beschäftigung(sprojekt)  
oder Tagesstruktur: n=1.261, n miss=223 und 389; Langform und in Beschäftigung(sprojekt)  
oder Tagesstruktur*: n=543, n miss zwischen 55 und 121

8.3.1 „ICH FÜHLE MICH AN MEINEM ARBEITSPLATZ WOHL“ 

Die Zufriedenheit der Befragten mit ihrem jeweiligen Arbeitsplatz ist 
generell sehr hoch. So stimmen drei Viertel (75%) der Aussage „Ich 
fühle mich an meinem Arbeitsplatz wohl“ zu. 22% stimmen der Aus-
sage teilweise zu, 4% stimmen ihr nicht zu (siehe Abbildung 22). 
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Personen, die in einer Tagesstruktur und/oder einem Beschäfti-
gungsprojekt/Arbeitstraining sind, fühlen sich hierbei gehäuft woh-
ler als Personen, die auf dem ersten Arbeitsmarkt beschäftigt sind: 
Letztere geben häufiger an, sich nur teilweise wohlzufühlen (siehe 
Tabelle 55).

Eine genauere Differenzierung nach Art der Behinderung veran-
schaulicht in Hinblick auf das allgemeine Wohlbefinden am Arbeits-
platz Folgendes: 
• Den höchsten Wert an Zustimmung (84%) zur Aussage „Ich fühle  
 mich an meinem Arbeitsplatz wohl“ weisen Befragte mit Lern- 
 schwierigkeiten auf. Weitere 15% dieser Gruppe stimmen der Aus- 
 sage teilweise zu. 
• Ebenfalls hohe Zufriedenheitswerte gibt es mit 79% Zustimmung  
 und 18% teilweiser Zustimmung bei Befragten mit körperlicher Be- 
 hinderung und/oder Mobilitätseinschränkung. 
• Ähnlich hoch ist das Wohlbefinden am Arbeitsplatz unter Befrag- 
 ten mit mehreren Behinderungen: 79% stimmen der Aussage zu,  
 15% stimmen ihr teilweise zu. 
• Den geringsten Anteil an Zustimmung in Hinblick auf o.a. Aussa- 
 ge weisen Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit mit 55%  
 auf. Weitere 40% stimmen der Aussage teilweise zu. 
• Der höchste Anteil an Nicht-Zustimmung zu dieser Aussage ist mit  
 9% unter Befragten mit chronischer Erkrankung zu finden. 68% die- 
 ser Gruppe stimmen der Aussage zu, weitere 23% stimmen ihr  
 nicht zu. 
• Ähnlich niedrig sind die Zufriedenheitswerte mit 7% Nicht-Zustim- 
 mung unter Befragten mit Erkrankung des Nervensystems (z.B.  
 Autismus oder ADHS). 57% stimmen der Aussage zu, weitere 36%  
 stimmen ihr teilweise zu. 
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder 
Tagesstruktur: n=1.261, n miss=252; *sonstige Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahl 
(n<25) nicht ausgewiesen

Abbildung 23: Ich fühle mich an meinem Arbeitsplatz wohl –  
nach Art der Behinderung 

8.3.2 „ICH WERDE FÜR MEINE ARBEIT FAIR ENTLOHNT“

Die Frage nach der Entlohnung wird nur in der Langversion des Fra-
gebogens gestellt und nur Personen, die einen Arbeitsplatz auf dem 
ersten Arbeitsmarkt haben, in Karenz sind, in einer Tagesstruktur, in 
einem Beschäftigungsprojekt, in einem Arbeitstraining oder selbst-
ständig erwerbstätig. 
Hier zeigen sich die Befragten weniger zufrieden: Der Aussage „Ich 
werde für meine Arbeit fair entlohnt“ stimmen 54% der Befragten zu. 
Weitere 24% stimmen der Aussage teilweise zu und ein vergleichs-
weise hoher Anteil von 22% stimmte ihr nicht zu (siehe Abbildung 
22). Die Analyse nach Geschlecht der Befragten zeigt keine wesent-
lichen Unterschiede (siehe Tabelle 52).

In Hinblick auf die Ausbildung der Befragten kann folgender signi-
fikante Unterschied festgehalten werden: 
• Befragte ohne Schulabschluss stimmen mit 42% der Aussage „Ich  
 werde für meine Arbeit fair entlohnt“ wesentlich seltener zu als  
 Befragte mit anderen Bildungsabschlüssen (siehe Tabelle 54). 
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Im Gegensatz zu Personen, die auf dem ersten Arbeitsmarkt  
beschäftigt sind, haben Personen, die in einer Tagesstruktur und/
oder einem Beschäftigungsprojekt/Arbeitstraining sind, deutlich 
häufiger das Gefühl, für ihre Arbeit nicht fair entlohnt zu werden 
(siehe Tabelle 55).

Die Analyse nach Art der Behinderung der Befragten in Hinblick  
auf die Zufriedenheit mit der Entlohnung zeigt Folgendes (Aussage 
„Ich werde für meine Arbeit fair entlohnt“): 
• Während Befragte mit Lernschwierigkeiten die höchsten Zufrie- 
 denheitswerte hinsichtlich ihres Wohlbefindens am Arbeitsplatz  
 aufweisen, bilden sie gleichzeitig die Gruppe mit dem höchsten  
 Nicht-Zustimmungswert zur Aussage „Ich werde für meine Arbeit  
 fair entlohnt“ (34%). Geringe 49% dieser Gruppe stimmen der Aus- 
 sage zu, weitere 17% stimmen ihr teilweise zu. Eine Erklärung da- 
 für könnte sein, dass bei der Beantwortung dieser Frage auf die  
 Leistungsanerkennung in den Tagesstrukturen23 Bezug genommen  
 wird, die meist als sehr gering empfunden wird, die aber nur einen  
 geringen Teil der monatlichen Bezüge durch Sozial- oder Transfer- 
 leistungen darstellt.24 
• Auch Befragte, die ihre Behinderung nicht genau angeben kön- 
 nen oder wollen (36%), sowie Personen mit mehreren Behinderun- 
 gen stimmen der Aussage häufig nicht zu (28%). 
• Am zufriedensten mit der Entlohnung zeigen sich Befragte mit kör- 
 perlicher Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung. Von  
 ihnen stimmen 63% der Aussage zu, weitere 26% stimmen teilweise  
 zu, und geringe 11% (niedrigster Wert unter allen Gruppen) stim- 
 men der Aussage nicht zu. 

23

Für ihre Tätigkeit in einer Tagesstruk-
tur erhalten die Teilnehmer*innen eine 
sogenannte Leistungsanerkennung 
(umgangssprachlich oft „Taschengeld“ 
genannt). Dabei handelt es sich nicht 
um ein sozialversicherungspflichtiges 
Dienstverhältnis (siehe www.fsw.
at/p/tagesstruktur, letzter Aufruf: 
29.04.22).

24

In der Studie „Frauen, die behindert 
werden …“ (Sorger & Bergmann 
2020) wurden bezüglich der Höhe des 
monatlichen „Taschengeldes“ Beträge 
zwischen 42 und 70 Euro monatlich 
angegeben.
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Abbildung 24: Ich werde für meine Arbeit fair entlohnt –  
nach Art der Behinderung 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder 
Tagesstruktur: n=1.261, n miss=409; *Erkrankung des Nervensystems und sonstige Behinderungen 
aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

8.3.3 „DIE ARBEIT ENTSPRICHT MEINEN FÄHIGKEITEN“

Der Aussage „Die Arbeit entspricht meinen Fähigkeiten“ stimmen 
mehr als drei Viertel (76%) der Befragten zu. 20% stimmen ihr 
teilweise zu, und 4% stimmen ihr nicht zu (siehe Abbildung 22).

Die Analyse nach Art der Behinderung verdeutlicht Folgendes: 
• Befragte mit Lernschwierigkeiten stimmen der Aussage „Die Arbeit  
 entspricht meinen Fähigkeiten“ mit 92% am häufigsten zu, weitere  
 8% stimmen teilweise zu.
• Hohe Zustimmung gibt es auch unter Befragten mit körperlicher  
 Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung: Nur 3% stimmen  
 der Aussage nicht zu, 77% stimmen ihr zu, und weitere 20% stim- 
 men ihr teilweise zu. 
• Befragte mit psychischer Erkrankung hingegen weisen mit 64%  
 den niedrigsten Wert der Zustimmung auf. Weitere 31% stimmen  
 der Aussage teilweise zu, 6% stimmen ihr nicht zu. 
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Abbildung 25: Die Arbeit entspricht meinen Fähigkeiten –  
nach Art der Behinderung 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=58; *Erkrankung des Nervensystems, Mehrfachbehinderungen und sonstige  
Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

8.3.4 ZUFRIEDENHEIT MIT DER ANZAHL DER STUNDEN

Nur ein geringer Anteil von 14% der Befragten würde gerne mehr 
Stunden pro Woche arbeiten, 75% dagegen wollen eindeutig nicht 
mehr Stunden arbeiten (siehe Abbildung 22). Personen, die in einer 
Tagesstruktur und/oder einem Beschäftigungsprojekt/Arbeits-
training sind, würden sich gehäuft mehr Arbeitsstunden wünschen 
(siehe Tabelle 56).

Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes: 
•  Unter den Befragten mit Sehbehinderung/Blindheit gibt es mit  
 knapp 7% den geringsten Anteil an Personen, die gerne mehr Stun- 
 den arbeiten würden. 
•  Ähnlich verhält es sich bei Befragten mit einer körperlichen Behin- 
 derung und/oder einer Mobilitätseinschränkung: Von diesen wür- 
 den 9% gerne mehr Stunden arbeiten. 
•  Hingegen äußerten Befragte mit Lernschwierigkeiten mit 31% am  
 häufigsten den Wunsch, mehr Stunden zu arbeiten. 13% stimmen  
 der Aussage teilweise zu. Vergleichsweise geringe 56% stimmen  
 der Aussage nicht zu bzw. wollen nicht mehr Stunden arbeiten. 
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Abbildung 26: Ich würde gerne mehr Stunden arbeiten –  
nach Art der Behinderung 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=108; *Erkrankung des Nervensystems, Mehrfachbehinderung und sonstige  
Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

Gefragt nach einer Reduktion der Arbeitszeit, sagen 18%, dass sie 
gerne weniger Stunden arbeiten würden; 27% stimmen dieser Aus-
sage teilweise zu (siehe Abbildung 22). Die Analyse nach Geschlecht 
der Befragten zeigt keine wesentlichen Unterschiede (siehe Tabelle 
53).

Die Analyse nach Art der Behinderung belegt Folgendes: 
• Am häufigsten stimmen mit 29% Befragte mit chronischer Erkran-   
 kung der Aussage „Ich würde gerne weniger Stunden arbeiten“ zu.  
 Ein weiteres Drittel (33%) stimmt der Aussage teilweise zu, und ein  
 vergleichsweise geringer Anteil von 38% stimmt der Aussage nicht  
 zu bzw. würde nicht gerne weniger Stunden arbeiten. 
• Auch unter Befragten mit psychischer Erkrankung ist der Anteil je- 
 ner, die der Aussage zustimmen, mit 27% hoch. Weitere 24% stim- 
 men der Aussage teilweise zu, die Hälfte (50%) stimmt ihr nicht zu. 
• Am niedrigsten ist der Zustimmungswert mit 7% unter Befragten  
 mit Sehbehinderung/Blindheit. Weitere 31% stimmen der Aussage  
 „Ich würde gerne weniger Stunden arbeiten“ teilweise zu, und ein  
 vergleichsweise hoher Anteil von 62% stimmt der Aussage nicht zu. 
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Abbildung 27: Ich würde gerne weniger Stunden arbeiten –  
nach Art der Behinderung 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=125; *Erkrankung des Nervensystems, Mehrfachbehinderung und sonstige Behin-
derungen aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

8.3.5  „HÄTTEN SIE GERNE EINEN ARBEITSPLATZ AUF DEM  
ALLGEMEINEN ARBEITSMARKT?“

Jene Teilnehmer*innen, die in einem Beschäftigungsprojekt, einem 
Arbeitstraining oder einer Tagesstruktur tätig sind, wurden gefragt, 
ob sie gerne eine Beschäftigung auf dem allgemeinen/ersten 
Arbeitsmarkt hätten. 32% antworten mit „Ja“, 68% verneinen die 
Frage (siehe Tabelle 43). 

In Hinblick auf Alter und Ausbildung der Befragten können folgende 
signifikante Unterschiede festgehalten werden: 
• Unter 30-jährige Befragte wünschen sich mit 44% häufiger einen  
 Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt als Befragte ande- 
 rer Altersgruppen (siehe Tabelle 44). 
• Selbes trifft für Befragte mit Lehr- oder BMS-Abschluss zu: 47% von  
 ihnen wünschen sich einen Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Ar- 
 beitsmarkt (siehe Tabelle 45). 

Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes 
(siehe Tabelle 46): 
• Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit wünschen sich  
 tendenziell am häufigsten einen Arbeitsplatz auf dem allge- 
 meinen Arbeitsmarkt – auch wenn es sich dabei nur um eine sehr  
 kleine Gruppe handelt (sieben von acht Personen). 

13,2%

26,5%

6,9%

16,7%

18,8%

28,6%

17,1%

18,2%

27,2%

23,5%

31,0%

34,6%

6,3%

33,3%

28,6%

26,8%

59,6%

50,0%

62,1%

48,7%

75,0%

38,1%

54,3%

55,0%

Körperliche Behinderung und/oder
Mobilitätseinschränkung

Psychische Erkrankung

Sehbehinderung/Blindheit

Hörbehinderung/Gehörlosigkeit

Lernschwierigkeiten

Chronische Erkrankung

Das kann/will ich nicht genau angeben.

Gesamt

Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u



57

• Am geringsten ist der Wunsch nach einem Arbeitsplatz auf dem  
 allgemeinen Arbeitsmarkt bei Befragten mit mehreren Behinde- 
 rungen ausgeprägt (26%). 

8.4  Ausbildung
Zum Befragungszeitpunkt befanden sich 4% der Befragten in 
einer Ausbildung (n=74; Abbildung 20). Knapp zwei Drittel (65%) 
davon absolvieren ein Studium an einer Universität oder einer 
Fachhochschule, weitere 23% besuchen eine Schule, und knapp 
2% machen eine Lehre. 10% machten Angaben in der Katego-
rie „andere Ausbildung“ (siehe Tabelle 47). Nach Art der Behin-
derung lassen sich aufgrund der geringen Fallzahl keine ge-
sonderten Analysen vornehmen. Laut Statistik Austria sind in 
Österreich 2,2% der Personen mit dauerhafter Beeinträchtigung 
der Kategorie „in Ausbildung“ zuzuordnen (BMASK 2016). 

8.5  Einschätzung der  
Ausbildungsmöglichkeiten
Die Befragten schätzen die bestehenden Ausbildungsmög-
lichkeiten für Menschen mit Behinderung(en) eher negativ 
ein. So stimmte nur ein Viertel (25%) der Befragten der Aus-
sage „Menschen mit meiner Behinderung haben ausreichend 
Möglichkeiten zur Aus- und Weiterbildung“ zu. Weitere 37% 
stimmen teilweise zu, 39% stimmen der Aussage nicht zu. 
Umgekehrt stimmte jede*r zweite Befragte (52%) der Aussa-
ge „Menschen mit meiner Behinderung stoßen auf zahlreiche 
Barrieren bei der Ausbildung“ zu, weitere 32% stimmen teil-
weise zu, und geringe 17% stimmen der Aussage nicht zu. 

Die Fragen zur Bewertung der Ausbildungsmöglichkeiten 
wird lediglich in der Langversion des Fragebogens gestellt. 
Die hohen Missing-Werte könnten sich daher begründen, 
dass viele Personen generell nicht ausreichend über (aktuel-
le) Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten Bescheid wissen 
und diese beiden Aussagen daher nicht bewerten wollen.

Abbildung 28: Bewertung der Ausbildungsmöglichkeiten

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=388 und 391
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Die Analyse nach Art der Behinderung zur Aussage „Menschen mit 
meiner Behinderung haben ausreichend Möglichkeiten zur Aus- und 
Weiterbildung“ zeigt Folgendes: 
• Befragte mit einer Hörbehinderung/Gehörlosigkeit schätzen die  
 Möglichkeiten am schlechtesten ein (48% stimmen nicht zu). 32%  
 stimmten teilweise zu und nur 20% stimmten der Aussage zu. 
• Ähnlich hoch ist die Nicht-Zustimmung mit 45% bei Befragten mit  
 psychischer Erkrankung. Von ihnen stimmten 38% der Aussage  
 teilweise zu und geringe 17% stimmten der Aussage zu. 
• Befragte mit Lernschwierigkeiten weisen mit 42% den höchsten Zu- 
 stimmungswert auf, wobei von dieser Gruppe ebenso viele (42%)  
 der Aussage nicht zustimmten. 17% stimmten der Aussage teilwei- 
 se zu. 

Abbildung 29: Menschen mit meiner Behinderung haben 
ausreichend Möglichkeiten zur Aus- und Weiterbildung – 
nach Art der Behinderung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=393; *Erkrankung des Nervensystems, 
Mehrfachbehinderung und sonstige Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht 
ausgewiesen

Die Frage nach den Barrieren bei der Ausbildung wird von Menschen 
mit unterschiedlichen Behinderungsarten teilweise sehr verschie-
denartig beantwortet:
• 63% der Befragten mit Hörbeeinträchtigung/Gehörlosigkeit stim- 
 men zu, dass Menschen mit ihrer Behinderung auf zahlreiche Bar- 
 rieren bei der Ausbildung stoßen. Weitere 28% stimmen der Aus- 
 sage teilweise zu, und nur 9% stimmen ihr nicht zu.
• 60% der Befragten mit psychischer Erkrankung sehen Barrieren bei  
 der Ausbildung. 32% stimmen der Aussage zumindest teilweise zu,  
 nur 9% stimmen nicht zu.  
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=395; *Erkrankung des Nervensystems, 
Mehrfachbehinderung und sonstige Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht 
ausgewiesen

8.6  Verbesserungswünsche zur  
barrierefreien Gestaltung von  
Arbeit und Ausbildung
Auf die Frage „Was fehlt Ihnen, damit Sie Ihre Arbeit oder Ausbildung 
barrierefrei gestalten können?“ antwortet knapp die Hälfte (49%) der 
Befragten mit „Mir fehlt nichts“. 30% geben an, dass ihnen „persön-
liche Unterstützung“ (z.B. persönliche Assistenz am Arbeitsplatz oder 
in der Ausbildung) fehle, weitere 21% meinen, dass ihnen „Hilfsmittel 
in geeigneter Qualität“ fehlen, und 15%, dass sie „geeignete Hilfsmit-
tel“ (z.B. Rollstuhl, Gehhilfe, Screenreader, Assis-tenzhund) brauchen 
(siehe Tabelle 48). Die Fragen nach Verbesserungswünschen zur 
barrierefreien Gestaltung von Arbeit und Ausbildung werden nur in 
der Langversion des Fragebogens gestellt. 

• Geringer ist die Zustimmung zu dieser Frage bei den Befragten mit  
 Lernschwierigkeiten mit 47% Zustimmung, mit 22% teilweiser  
 Zustimmung, während ein vergleichsweise hoher Anteil von 31%  
 der Aussage nicht zustimmt. 

Abbildung 30: Menschen mit meiner Behinderung  
stoßen auf zahlreiche Barrieren bei der Ausbildung – 
nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=306; *Erkrankung des Nervensystems, 
Mehrfachbehinderungen und sonstige Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahlen (n<25) 
nicht ausgewiesen

Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes: 
• Am zufriedensten zeigen sich Befragte mit Lernschwierigkeiten:  
 70% von ihnen antworten mit „Mir fehlt nichts“. 21% dieser Gruppe  
 geben an, dass ihnen „persönliche Unterstützung“ fehle, 7%, dass  
 ihnen „geeignete Hilfsmittel“ fehlen, und 5%, dass ihnen „Hilfsmit- 
 tel in besserer Qualität“ fehlen. 
• Auch 59% der Befragten mit chronischer Erkrankung meinen, dass  
 ihnen nichts fehle, um Arbeit oder Ausbildung barrierefrei zu ge- 
 stalten. Weitere 23% antworten, dass ihnen „Hilfsmittel in geeig- 
 neter Qualität“ fehlen, und jeweils 17% antworten, dass ihnen „per- 
 sönliche Unterstützung“ oder „Hilfsmittel in besserer Qualität“  
 fehlen. 
• Von den Befragten mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit hingegen  
 geben nur 29% an, dass ihnen nichts fehle, um Arbeit oder Aus- 
 bildung barrierefrei gestalten zu können. 42% antworten, dass  
 ihnen „persönliche Unterstützung“ fehle, ein weiteres Drittel (34%)  
 gibt an, dass ihnen „Hilfsmittel in besserer Qualität“ fehlen, und  
 22% meinen, dass sie „geeignete Hilfsmittel“ brauchen. 

Abbildung 31: Was fehlt Ihnen, damit Sie Ihre Arbeit 
oder Ausbildung barrierefrei gestalten können? 
(Mehrfachnennung möglich) 
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8.7  Zusammenfassung
Personen mit Behinderung erfahren auf dem Arbeitsmarkt und in 
der Ausbildung häufig soziale Exklusion. So liegen die Erwerbsquo-
ten und (Aus-)Bildungsniveaus von Menschen mit Behinderung nach 
wie vor unter jenen von Menschen ohne Behinderung. Ein Großteil 
der befragten Wiener*innen mit Behinderung ist zum Zeitpunkt der 
Befragung in einer Tagesstruktur (39%) oder an einem Arbeitsplatz 
auf dem ersten Arbeitsmarkt (26%) beschäftigt. Differenziert nach 
Art der Behinderung, stechen insbesondere der hohe Anteil an 
Personen mit Lernschwierigkeiten (56%) in Tagesstrukturen und der 
hohe Anteil an Personen mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit (72%) 
auf dem ersten Arbeitsmarkt hervor. In der Gruppe der Befragten mit 
chronischer Erkrankung ist der Anteil jener Personen, die sich in Be-
rufsunfähigkeits-, Invaliditäts- oder Erwerbsunfähigkeitspension be-
finden, überdurchschnittlich hoch (19%; Durchschnitt: 7%). Personen 
mit einer psychischen Erkrankung befinden sich häufiger in einem 
Beschäftigungsprojekt (9%; Durchschnitt: 5%), während jene mit Er-
krankung des Nervensystems zum Befragungszeitpunkt überdurch-
schnittlich häufig eine Ausbildung machen (13%; Durchschnitt: 4%). 
Durchschnittlich arbeiten die befragten Wiener*innen mit Behinde-
rung 32 Stunden pro Woche, wobei Personen mit chronischer oder 
psychischer Erkrankung oder Lernschwierigkeiten eher ein geringes 
und Personen mit Erkrankung des Nervensystems, Hörbehinderung/
Gehörlosigkeit oder Sehbehinderung/Blindheit eher ein hohes Wo-
chenstundenausmaß angeben. 
Die im Rahmen dieser Studie befragten Männer arbeiten tendenziell 
mehr Wochenstunden als die Frauen: Während 63% der Männer 
mehr als 30 Stunden arbeiten, sind es bei den Frauen nur 47%. Das 
heißt, dass die Teilzeitquote der Männer zwar höher ist als in der 
Gesamtbevölkerung, dass aber auch hier Frauen in höherem Ausmaß 
teilzeitbeschäftigt sind. Die meisten sind mit ihrem Wochenstunden-
ausmaß zufrieden – nur etwa jede*r Siebte würde gerne mehr und 
etwa jede*r Sechste gerne weniger Stunden pro Woche arbeiten. 
Das allgemeine Wohlbefinden am Arbeitsplatz ist unter den Be-
fragten hoch (75% stimmen der Aussage „Ich fühle mich an meinem 
Arbeitsplatz wohl“ voll zu), wobei jene mit Lernschwierigkeiten, mit 
körperlicher und/oder Mobilitätseinschränkung oder mit mehreren 
Behinderungen sowie Personen in Tagesstrukturen oder Beschäfti-
gungsprojekten eher höheres und Personen mit Hörbehinderung/
Gehörlosigkeit, chronischer Erkrankung oder mit Erkrankung des 
Nervensystems eher geringeres Wohlbefinden äußern. Weniger 
zufrieden zeigen sich die befragten Wiener*innen mit Behinderung 
in Zusammenhang mit der Entlohnung (der Aussage „Ich werde 
für meine Arbeit fair entlohnt“ stimmen nur 54% der Befragten zu). 
Insbesondere jene ohne Schulabschluss sowie Personen in Tages-
strukturen oder Beschäftigungsprojekten als auch Befragte mit 
Lernschwierigkeiten geben häufiger an, für ihre Arbeit nicht fair 
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entlohnt zu werden. Am zufriedensten mit der Entlohnung zeigen 
sich Personen mit körperlicher Behinderung und/oder Mobilitäts-
einschränkung. Befragte mit Lernschwierigkeiten oder körperlicher 
und/oder Mobilitätseinschränkung meinen zudem häufiger, dass die 
Arbeit ihren Fähigkeiten entspricht, während jene mit psychischer 
Erkrankung dies vergleichsweise selten tun. Ein Drittel derjenigen, 
die sich in einem Beschäftigungsprojekt, einem Arbeitstraining oder 
einer Tagesstruktur befinden, äußert außerdem den Wunsch nach 
einem Arbeitsplatz auf dem ersten Arbeitsmarkt. 
In Zusammenhang mit dem Thema „Ausbildung“ kann besonders 
hoher Handlungsbedarf abgeleitet werden. So schätzen die Be-
fragten die bestehenden Ausbildungsmöglichkeiten für Menschen 
mit Behinderungen eher negativ ein: Mehr als die Hälfte findet, dass 
Menschen mit einer Behinderung auf zahlreiche Barrieren in der Aus-
bildung stoßen, und nur ein Viertel ist der Ansicht, dass Menschen 
mit Behinderung ausreichend Möglichkeiten zur Aus- und Weiter-
bildung haben. Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit oder 
psychischer Erkrankung bewerten die Ausbildungsmöglichkeiten am 
schlechtesten, während jene mit Lernschwierigkeiten die Möglichkei-
ten am besten bewerten. 
Der Anteil jener, die keine Verbesserungswünsche zur barrierefreien 
Gestaltung von Arbeit und Ausbildung äußern, ist bei Personen mit 
Lernschwierigkeiten am höchsten und bei Personen mit Hörbehin-
derung/Gehörlosigkeit am niedrigsten. Am häufigsten äußern die 
Befragten den Wunsch nach persönlicher Assistenz in Arbeit und/
oder Ausbildung. 
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25

Unter 60% des äquivalisierten  
Medianeinkommens – 2020: unter 
15.933 Euro; entspricht der Gruppe  
der Armutsgefährdeten

Die finanzielle Ausstattung von Menschen mit Behinderungen 
erweist sich als wesentlich schlechter als jene der Gesamtbevölke-
rung. So liegt der Anteil an Menschen mit Behinderungen in der 
niedrigen Einkommensgruppe25 bei 21% (Gesamtbevölkerung: 14%) 
(Statistik Austria, EU-SILC 2020), und 39% der Personen in Haus-
halten mit Behinderung sind armuts- oder ausgrenzungsgefährdet 
(bei der Gesamtbevölkerung sind es 17%). Personen in Haushalten 
mit Behinderung sind zu 16% von Teilhabemangel und zu 12% von 
manifester Armut betroffen. So können sich etwa 35% aller Personen 
in Haushalten mit Behinderung keinen Urlaub leisten, 39% keine un-
erwarteten Ausgaben tätigen, und 18% können es sich nicht leisten, 
einmal pro Monat Freund*innen oder Verwandte einzuladen. 

9.1  Art des Einkommens
Den Studienteilnehmer*innen wurde die Frage gestellt, woher das 
Geld kommt, das ihnen für ihr Leben zur Verfügung steht. Ein Drittel 
(33%) gibt an, eine Leistungsanerkennung in einer Tagesstruktur – 
„Taschengeld“ – zu erhalten. 29% beziehen Lohn oder Gehalt, 26% 
erhalten Berufsunfähigkeitspension, Invaliditätspension oder Er-
werbsunfähigkeitspension. Weitere 20% beziehen bedarfsorien-
tierte Mindestsicherung, und 12% erhalten einen Behindertenzu-
schlag zur Mindestsicherung. 5% beziehen Arbeitslosengeld oder 
Notstandshilfe, 4% Alterspension, und 3% geben an, kein eigenes 
Einkommen zu haben. 15% wählen die Kategorie „Sonstiges“. 
Diese Kategorie listet u.a. Familienbeihilfe bzw. erhöhte Familien-
beihilfe, Alimente, Unterhalt, Unterstützung durch Familienmit-
glieder, Pflegegeld sowie Halbwaisen- und Vollwaisenpension. 

Finanzielle 
Situation

9
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Eine Analyse nach Geschlecht der Befragten zeigt folgende signi-
fikante Unterschiede (siehe Tabelle 58): 
• 30% der befragten Frauen beziehen eine Leistungsanerkennung  
 in einer Tagesstruktur („Taschengeld“), während es bei den 
 befragten Männern 38% sind. 
• 32% der Frauen beziehen Lohn oder Gehalt, während es bei den  
 Männern 25% sind.
• Bedarfsorientierte Mindestsicherung beziehen 17% der befragten  
 Frauen, bei den befragten Männern sind es 23%. 

9.2  Höhe des Einkommens
Die Analyse nach Höhe des Einkommens veranschaulicht, dass ein 
großer Teil der Befragten über geringe Einkommen verfügt (Abbil-
dung 33): 
• Fast jede*r zweite Befragte (47%) hat pro Monat maximal 
 1.100 Euro netto zur Verfügung. 
• 23% stehen zwischen 1.101 Euro und 1.500 Euro netto pro Monat  
 zur Verfügung.
• 12% verfügen zwischen 1.501 und 1.900 Euro.
• Geringe 12% der Befragten haben zwischen 1.901 Euro und 2.500  
 Euro netto pro Monat zur Verfügung. 
• 6% der Befragten geben an, über 2.500 Euro netto pro Monat zu  
 verfügen. 

Daten der Statistik Austria zum Nettomonatseinkommen von un-
selbstständig Beschäftigten zeigen Folgendes:26 „Im Jahr 2020 ver-
dienten unselbständig Beschäftigte, wenn Teilzeit- und Vollzeitbe- 

Abbildung 32: Woher kommt das Geld, das Ihnen für Ihr 
Leben zur Verfügung steht? (Mehrfachnennung möglich)

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=238

26

Diese Daten der Statistik Austria  
beziehen sich auf unselbstständig  
Beschäftigte, während in der  
vorliegenden Befragung alle  
Befragten einbezogen wurden. 
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schäftigte zusammen betrachtet werden, im Mittel (Median)  
2.182 Euro netto im Monat (inkl. anteiligem Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld). Die Einkommen der Männer (2.469 Euro) waren um  
35% (Differenz als Anteil an den Fraueneinkommen) höher als jene 
der Frauen (1.825 Euro)“ (Statistik Austria 2021 – Nettomonatsein-
kommen). 

Abbildung 33: Wie viel Geld haben Sie im Monat 
netto zur Verfügung?

Hinsichtlich des Geschlechts der Befragten können keine signi-
fikanten Unterschiede festgehalten werden (siehe Tabelle 59). Eine 
Erklärung ist darin zu sehen, dass die Einkommen zu einem großen 
Teil nicht aus Erwerbseinkommen (nur rund ein Drittel aus dem „re-
gulären“ Arbeitsmarkt), sondern aus Sozial- und Transferleistungen 
stammen, die einen geringeren Gendergap aufweisen. Zusätzlich 
sind in der Erhebung Frauen mit einem regulären Erwerbseinkom-
men in höherem Ausmaß zu finden als Männer. Und während 45% 
der männlichen Befragten in einer Tagesstruktur sind, sind es nur 
34% der weiblichen Befragten. Ein weiterer Erklärungsansatz ist, dass 
Erwerbstätige mit Behinderungen – auch jene mit höheren Qualifika-
tionen – seltener in den höher oder hoch bezahlten Jobs beschäftigt 
sind, wodurch die gesamte Bandbreite der Einkommen verringert 
wird.

Eine Analyse nach Alter und Ausbildung und Migrationshinter-
grund der Befragten zeigt folgende signifikante Unterschiede: 
• Während 22% der Befragten unter 30 Jahren nur bis zu maximal  
 500 Euro netto zur Verfügung haben, liegt dieser Anteil bei älteren  
 Befragten ab 40 Jahren bei rund 10% (siehe Tabelle 60). Umge- 
 kehrt fällt der Anteil jener, die über 2.500 Euro netto pro Monat zur  
 Verfügung haben, bei Befragten ab 60 Jahren mit 15% am höchs- 
 ten aus (bei unter 30-Jährigen liegt dieser Anteil bei geringen 3%). 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=498
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• 28% der Befragten ohne Schulabschluss geben an, bis zu maximal  
 500 Euro netto pro Monat zur Verfügung zu haben (siehe Tabelle  
 61). Der Anteil nimmt mit der Höhe des Bildungsabschlusses kon- 
 tinuierlich ab und beträgt bei Befragten mit Universitäts-, Fach- 
 hochschul- oder Akademieabschluss niedrige 2%. Umgekehrt  
 geben 20% der Befragten mit Universitäts-, Fachhochschul- oder  
 Akademieabschluss an, mehr als 2.500 Euro netto pro Monat zur  
 Verfügung zu haben, während dieser Anteil bei Befragten ohne  
 Schulabschluss bei unter einem Prozent liegt. 
• Während bei Personen mit Migrationshintergrund 55% unter 1.101  
 Euro netto verdienen, trifft dies auf nur rund 46% bei Personen  
 ohne Migrationshintergrund zu (siehe Tabelle 62).

Die Analyse nach Art der Behinderung der Befragten belegt Folgen-
des (siehe Tabelle 63): 
• Befragte mit mehreren Behinderungen und Erkrankung des Ner- 
 vensystems (z.B. Autismus oder ADHS) haben tendenziell weniger  
 Geld pro Monat zur Verfügung. 
• Befragte mit Sehbehinderung/Blindheit und Hörbehinderung/ 
 Gehörlosigkeit hingegen haben pro Monat am meisten Geld zur  
 Verfügung.

Große Unterschiede im Einkommen zeigen sich auch zwischen 
jenen, die ein Erwerbseinkommen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt haben, und jenen, die ihr Geld aus anderen Quellen beziehen. 
So haben 64% jener, die auf dem ersten Arbeitsmarkt tätig sind, ein 
Einkommen von mehr als 1.500 Euro netto pro Monat zur Verfügung, 
während 60% derer, die keinen regulären Arbeitsplatz aufweisen, 
maximal 1.100 Euro haben (siehe Tabelle 64). 

9.3  Aussagen zur 
finanziellen Situation
Die finanzielle Situation der Befragten wird zudem anhand unter-
schiedlicher Aussagen abgefragt, denen die Befragten zustimmen, 
teilweise zustimmen oder nicht zustimmen konnten. Die Fragen zur 
allgemeinen Zufriedenheit mit der finanziellen Situation und zum 
Geld, das übrig bleibt, wenn die Fixkosten für Wohnung und Essen 
beglichen sind, werden sowohl in der Lang- als auch in der Kurzver-
sion des Fragebogens gestellt, alle anderen Aussagen lediglich in der 
Langversion. 
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Abbildung 34: Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen zu?

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=318 und 461; *Langform: 
n=965, n miss zwischen 263 und 315

9.3.1   ZUFRIEDENHEIT MIT DER FINANZIELLEN SITUATION 

50% der Befragten stimmen der Aussage „Ich bin mit meiner finan-
ziellen Situation zufrieden“ zu, weitere 31% stimmen teilweise zu. 19%, 
also ungefähr jede*r fünfte Befragte, stimmte der Aussage nicht zu 
(siehe Abbildung 34). In Hinblick auf das Geschlecht der Befragten 
sind keine wesentlichen Unterschiede im Antwortverhalten feststell-
bar (siehe Tabelle 65). 

Die Analyse nach Bildung und Migrationshintergrund der Befragten 
zeigt allerdings folgende signifikante Unterschiede: 
• Befragte ohne Schulabschluss erweisen sich am zufriedensten mit  
 ihrer finanziellen Situation. 60% dieser Gruppe stimmen der Aus- 
 sage „Ich bin mit meiner finanziellen Situation zufrieden“ zu (siehe  
 Tabelle 67). 
• Der Anteil der Befragten mit Migrationshintergrund, der dieser  
 Aussage nicht zustimmt, ist mit 26% signifikant höher als der An 
 teil der Befragten ohne Migrationshintergrund, die der Aussage  
 nicht zustimmen (18%, siehe Tabelle 68). 

Die Analyse nach Art der Behinderung belegt Folgendes: 
• Befragte mit Lernschwierigkeiten zeigen sich am zufriedensten  
 mit ihrer finanziellen Situation. 62% stimmen der Aussage „Ich  
 bin mit meiner finanziellen Situation zufrieden“ zu, weitere 20% 
 stimmen der Aussage teilweise zu. 
• Befragte mit psychischer Erkrankung hingegen erweisen sich am  
 unzufriedensten: Nur 39% stimmen der Aussage zu.
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Abbildung 35: Zufriedenheit mit der finanziellen Situation –  
nach Art der Behinderung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=351; *
sonstige Behinderung aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

9.3.2  FIXKOSTEN

Der Aussage „Wenn ich meine Fixkosten für Wohnung und Essen 
gezahlt habe, bleibt mir noch Geld übrig. Für die Freizeitgestal-
tung zum Beispiel Kaffeehausbesuch oder Kino. Oder zum Sparen“ 
stimmen 56% der Befragten zu, weitere 28% stimmen teilweise zu, 
und 16% stimmen nicht zu (siehe Abbildung 34). In Hinblick auf das 
Geschlecht der Befragten sind keine wesentlichen Unterschiede im 
Antwortverhalten feststellbar (siehe Tabelle 65).

Die Analyse nach Alter, Migrationshintergrund und Ausbildung 
der Befragten zeigt folgende signifikante Zusammenhänge (siehe 
Tabellen 66 bis 68): 
• 23% der Befragten unter 30 Jahren stimmen der Aussage „Wenn  
 ich meine Fixkosten für Wohnung und Essen gezahlt habe, bleibt  
 mir noch Geld übrig. Für die Freizeitgestaltung zum Beispiel 
 Kaf  feehausbesuch oder Kino. Oder zum Sparen“ nicht zu (höchs- 
 ter Anteil unter allen Altersgruppen). 
• Ebenso stimmen 25% der Befragten mit Migrationshintergrund  
 dieser Aussage nicht zu, während dies nur 14% bei Befragten ohne  
 Migrationshintergrund taten. 
• Der Anteil der Befragten, die der Aussage zustimmen, ist mit 66%  
 der Befragten mit Universitäts-, Fachhochschul- und Akademie- 
 abschluss am höchsten. Hingegen ist der Anteil jener, die der Aus 
 sage nicht zustimmen, mit 20% bei Befragten mit Pflichtschulab- 
 schluss am höchsten.
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=487; * 
sonstige Behinderung aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes: 
• Ein hoher Anteil von 70% der Befragten mit Lernschwierigkeiten  
 stimmte auch der Aussage „Wenn ich meine Fixkosten für Woh- 
 nung und Essen gezahlt habe, bleibt mir noch Geld übrig. Für die  
 Freizeitgestaltung zum Beispiel Kaffeehausbesuch oder Kino.  
 Oder zum Sparen“ zu. 
• Bei Befragten mit mehreren Behinderungen liegt der  
 Zustimmungswert hingegen bei geringen 49%, und 21% stimmen  
 dieser Aussage nicht zu. 

Abbildung 36: „Wenn ich meine Fixkosten für Wohnung und  
Essen gezahlt habe, bleibt mir noch Geld übrig“ – nach Art  
der Behinderung

9.3.3  URLAUB

53% der Befragten können es sich leisten, zumindest einmal pro  
Jahr Urlaub zu machen, 23% stimmen dieser Aussage teilweise zu, 
und 24% stimmen der Aussage nicht zu (siehe Abbildung 34). Bezüg-
lich des Geschlechts der Befragten sind keine nennenswerten Unter-
schiede festzustellen (siehe Tabelle 69).

Die Auswertung nach Ausbildungsstand der Befragten verweist auf 
folgende Unterschiede: 
•  Unter Befragten mit Lehr- oder BMS-Abschluss ist der Anteil jener,  
 die sich keinen Urlaub leisten können, mit 33% am höchsten (siehe  
 Tabelle 71). Befragte mit Universitäts-, Fachhochschul- oder Akade- 
 mieabschluss stimmen der Aussage mit 66% am häufigsten zu.  
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=269; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderung aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

Die Analyse nach Art der Behinderung der Befragten zeigt Folgen-
des: 
• Der Anteil jener, die sich keinen Urlaub leisten können, ist mit 42%  
 unter Befragten mit psychischer Erkrankung am höchsten. 
• Den höchsten Zustimmungswert gibt es mit 75% bei Befragten mit  
 Lernschwierigkeiten. 

Abbildung 37: Möglichkeit für zumindest einmal pro Jahr Urlaub – 
nach Art der Behinderung

9.3.4  ÄRZT*INNENBESUCHE/THERAPIEN

Der Aussage „Ich habe genug Geld, um mir Ärzt*innenbesuche oder 
Therapien leisten zu können“ stimmen 41% der Befragten zu, weitere 
33% stimmen teilweise zu, und 26% stimmen nicht zu (siehe Ab-
bildung 34). In Hinblick auf das Geschlecht der Befragten sind keine 
nennenswerten Unterschiede festzustellen (siehe Tabelle 69).

Bezüglich der Ausbildung der Befragten kann Folgendes festgehal-
ten werden: 
• Unter Befragten mit Lehr- oder BMS-Abschluss ist der Anteil jener,  
 die der Aussage nicht zustimmen, mit 34% am höchsten (siehe  
 Tabelle 71). Befragte ohne Schulabschluss stimmen der Frage mit  
 52% am häufigsten zu, Befragte mit Universitäts-, Fachhochschul- 
 oder Akademieabschluss mit 49% am zweithäufigsten. 
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=286; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderung aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

Die Analyse nach Art der Behinderung der Befragten zeigt 
Folgendes: 
• Der Anteil jener, die der Aussage zustimmen, ist mit 59% 
 bei Befragten mit Sehbehinderung/Blindheit am höchsten. 
• Am niedrigsten fällt die Zustimmung bei Befragten mit 
 psychischer Erkrankung aus (25%). 

Abbildung 38: Leistbarkeit Ärzt*innenbesuch – 
nach Art der Behinderung
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Der Aussage „Ich kann mir die notwendige technische Ausstat-
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weitere 30% stimmen teilweise zu, und 11% stimmen nicht zu (siehe 
Abbildung 34). In Hinblick auf das Geschlecht der Befragten sind 
keine nennenswerten Unterschiede festzustellen (siehe Tabelle 69).

Die Analyse nach Art der Behinderung der Befragten zeigt Folgendes: 
• Die Zustimmung zu dieser Aussage ist bei Befragten mit körper- 
 licher Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung mit 63%  
 am höchsten; sie weisen mit 7% auch den niedrigsten Nicht- 
 Zustimmungswert auf. 
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=279; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderung aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

• Von den Befragten mit psychischer Erkrankung stimmen  
 der Aussage hingegen nur 50% zu. Weitere 37% stimmen teil- 
 weise zu, und 13% stimmen der Aussage nicht zu. Auch Befrag- 
 te mit Hörbehinderung stimmen mit 52% vergleichsweise  
 selten der Aussage zu. Weitere 38% stimmen ihr teilweise zu, und  
 10% stimmen nicht zu. Befragte mit Lernschwierigkeiten weisen  
 mit 20% den höchsten Nicht-Zustimmungswert auf. 57% von  
 ihnen stimmen der Aussage zu, 23% stimmen ihr teilweise zu. 

Abbildung 39: Leistbarkeit von technischer Ausstattung – 
nach Art der Behinderung

9.3.6  HÖHERE AUSGABEN/REPARATUREN

Der Aussage „Ich habe genug Geld für höhere Ausgaben über  
500 Euro. Zum Beispiel für teure Reparaturen. Ich brauche dafür 
keine Unterstützung durch Familie, Freundinnen und Freunde oder 
Kredite“ stimmen nur 38% der Befragten zu. Weitere 26% stimmen 
ihr teilweise zu, und 37% stimmen ihr nicht zu (siehe Abbildung 34). 
In Hinblick auf das Geschlecht der Befragten sind keine  
nennenswerten Unterschiede festzustellen (siehe Tabelle 69).
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=302; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderung aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

Die Analyse nach Alter und Ausbildung der Befragten zeigt folgende 
signifikante Unterschiede: 
• Von den unter 30-Jährigen stimmen der Aussage nur 25% zu, 
  bei den 60-Jährigen und älteren Befragten sind es immerhin  
 50% (siehe Tabelle 70). 
• Von den Befragten mit Pflichtschulabschluss stimmen der Aussage  
 nur 25% zu, bei Befragten mit Universitäts-, Fachhochschul- oder  
 Akademieabschluss sind es hingegen 54% (siehe Tabelle 71). 

Die Analyse nach Art der Behinderung der Befragten veranschau-
licht Folgendes: 
• Die Zustimmung zur Aussage ist mit 44% unter Befragten mit  
 körperlicher und/oder Mobilitätseinschränkung am höchsten. 
• Befragte mit psychischer Erkrankung weisen hingegen mit 25%  
 den niedrigsten Zustimmungswert auf. 28% stimmen der Aussage  
 teilweise zu, und 47% stimmen nicht zu. 

Abbildung 40: Leistbarkeit von höheren Ausgaben/Reparaturen – 
nach Art der Behinderung

44,1%

25,0%

42,6%

37,4%

28,6%

38,1%

22,7%

28,6%

37,4%

24,5%

28,3%

25,5%

30,8%

21,4%

23,8%

29,5%

28,6%

26,1%

31,4%

46,7%

31,9%

31,9%

50,0%

38,1%

47,7%

42,9%

36,5%

Körperliche Behinderung und/oder
Mobilitätseinschränkung

Psychische Erkrankung

Sehbehinderung/Blindheit

Hörbehinderung/Gehörlosigkeit

Lernschwierigkeiten

Chronische Erkrankung

Das kann/will ich nicht genau angeben.

Mehrfachnennung

Gesamt

Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u



74

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=320; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderung aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen

9.3.7  GELD IM ALTER

Der Aussage „Ich glaube, dass ich im Alter genug Geld haben werde“ 
stimmen nur 27% der Befragten zu, weitere 29% stimmen teilweise 
zu, und 44% stimmen nicht zu (siehe Abbildung 34). Bezüglich des 
Geschlechts der Befragten sind keine nennenswerten Unterschiede 
festzustellen (siehe Tabelle 69).

Die Analyse nach Art der Behinderung der Befragten zeigt Folgen-
des: 
 • Die höchste Zustimmung zur Aussage gibt es mit 49% bei Befrag- 
 ten mit Lernschwierigkeiten. 21% stimmen der Aussage teilweise  
 zu, geringe 30% (niedrigster Wert unter allen Gruppen) stimmen  
 ihr nicht zu. 
• Bei Befragten mit psychischer Erkrankung ist die Zustimmung mit  
 17% am geringsten. 19% stimmen der Aussage teilweise zu, 65%  
 stimmen ihr nicht zu. 
• Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit stimmen der Aus- 
 sage mit 44% am häufigsten teilweise zu. Geringe 23% stimmen 
 zu, und 33% stimmen nicht zu. 

Abbildung 41: Geld im Alter – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=450

9.4  Bezug von Pflegegeld
65% der Befragten beziehen Pflegegeld: 12% sind in Pflegegeldstufe 
1, jeweils 13% in Pflegegeldstufe 2, 3 und 4, 8% in Pflegegeldstufe  
5 und jeweils 3% in Pflegegeldstufe 6 und 7. 35% der Befragten be-
ziehen kein Pflegegeld. In Hinblick auf das Geschlecht der Befragten 
gibt es keine nennenswerten Unterschiede (siehe Tabelle 72). 

Abbildung 42: Pflegegeldstufe 

Die Auswertung nach Alter, Migrationshintergrund und Ausbildung 
der Befragten zeigt Folgendes: 
• Befragte unter 30 Jahren befinden sich signifikant häufiger in  
 Pflegestufe 6 (6%, siehe Tabelle 73). 
• Befragte mit Migrationshintergrund befinden sich signifikant häu- 
 figer in Pflegestufe 4 (20%, siehe Tabelle 75). 
• Je höher das Bildungsniveau der Befragten ist, desto höher sind  
 auch die Anteile jener Personen, die kein Pflegegeld beziehen:  
 Während dieser Anteil bei den Befragten ohne Schulabschluss  
 lediglich 12% ausmacht, sind es bei Befragten mit Universitäts-,  
 Fachhochschul- oder Akademieabschluss 52% (siehe Tabelle 74). 

Die Analyse nach Art der Behinderung belegt Folgendes (siehe 
Tabelle 76): 
• Kein Pflegegeld wird am häufigsten von Befragten mit Hörbeein- 
 trächtigung/Gehörlosigkeit (93%), von Befragten mit chronischer  
 Erkrankung (73%) und von Befragten mit psychischer Erkrankung  
 (63%) angegeben. 
• Befragte mit Lernschwierigkeiten befinden sich häufig in niedrigen  
 Pflegegeldstufen: 25% befinden sich in Pflegegeldstufe 1 und 35%  
 in Pflegegeldstufe 2. Auch Befragte mit psychischer Erkrankung  
 befinden sich häufig in Pflegegeldstufe 1 (20%), Befragte mit  
 Erkrankung des Nervensystems (z.B. Autismus oder ADHS) 
 hingegen in Pflegegeldstufe 2 (24%). 
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• 54% der Befragten mit Sehbehinderung/Blindheit befinden sich  
 in Pflegegeldstufe 4 und 20% der Befragten mit körperlicher  
 Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung in Pflegestufe 5. 

9.5  Zusammenfassung
Wie die EU-SILC Daten zeigen, ist die finanzielle Ausstattung von 
Menschen mit Behinderungen wesentlich schlechter als jene der 
Gesamtbevölkerung, was auch zu einer höheren Betroffenheit von 
Teilhabemangel und manifester Armut führt.
Ein knappes Drittel der Befragten (29%) gibt an, Lohn oder Gehalt 
zu beziehen, ein weiteres Drittel (33%) erhält eine Leistungsan-
erkennung (sogenanntes „Taschengeld“) in einer Tagesstruktur, 26% 
bekommen Berufsunfähigkeitspension, Invaliditätspension oder Er-
werbsunfähigkeitspension. Weitere 20% beziehen bedarfsorientierte 
Mindestsicherung, 12% einen Behindertenzuschlag zur Mindestsi-
cherung. 

Die Analyse nach Höhe des Einkommens zeigt, dass ein großer Teil 
der Befragten über geringe Einkommen verfügt: 
• Fast jede*r zweite Befragte (47%) hat pro Monat maximal 1.100  
 Euro netto zur Verfügung. 
• 23% haben zwischen 1.101 Euro und 1.500 Euro netto pro Monat  
 zur Verfügung.
• 12% verfügen über 1.501 bis 1.900 Euro.
• 18% der Befragten haben mehr als 1.900 Euro netto pro Monat zur  
 Verfügung. 

50% der Befragten sind mit ihrer finanziellen Situation zufrieden,  
31% zumindest teilweise, und ungefähr jede*r fünfte Befragte ist 
nicht zufrieden. 
Zwischen Frauen und Männern kommen keine relevanten Einkom-
mensunterschiede zum Vorschein. Zum einen kann dies dadurch 
erklärt werden, dass ein großer Teil der Einkünfte aus Sozial- und 
Transferleistungen stammt, die einen geringeren Gendergap aufwei-
sen. Zum anderen sind in der Erhebung in höherem Ausmaß Frauen 
mit einem regulären Erwerbseinkommen vertreten, während mehr 
Männer in einer Tagesstruktur sind. 
Die Analyse nach Bildung und Migrationshintergrund zeigt, dass 
Befragte ohne Schulabschluss und/oder jene mit Lernschwierig-
keiten die höchsten Zufriedenheitswerte im Bereich der finanziellen 
Ausstattung aufweisen. Weniger zufrieden sind Personen mit Migra-
tionshintergrund und Befragte mit einer psychischen Erkrankung.
Nach Abzug der Fixkosten für Wohnung und Essen bleibt für 56% 
noch Geld übrig für Freizeitgestaltung oder zum Sparen. 28% 
stimmen hier teilweise zu, doch haben 16% dafür kein Geld zur Ver-
fügung.
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53% der Befragten können es sich leisten, zumindest einmal pro  
Jahr Urlaub zu machen, die andere Hälfte der Befragten kann sich 
das nicht oder nur teilweise leisten. 
Ausreichend Geld für Arztbesuche oder Therapien haben 41% der 
Befragten, weitere 33% teilweise, und 26% sehen sich in diesem  
Bereich nicht ausreichend finanziell ausgestattet. 
Die finanziellen Möglichkeiten für notwendige technische Ausstat-
tung, um am digitalen Leben teilzunehmen (also Internet, Handy, 
Computer, Tablet), haben 59% der Befragten, weitere 30% zumindest 
teilweise, und 11% verfügen nicht über ausreichende Geldmittel für 
digitale Ausstattung. 
Darüber hinaus bedeuten höhere Ausgaben über 500 Euro für  
63% der Befragten eine Herausforderung: Nur 37% geben an,  
dass sie dies ohne Unterstützung durch Freund*innen, Verwandte 
oder einen Kredit bewältigen können. 
Die Angst vor Altersarmut ist unter den Befragten weit verbreitet: 
Nur 27% sind der Ansicht, dass sie im Alter genug Geld haben  
werden, und 44% glauben das nicht. Auch hier schätzen Befragte  
mit Lernschwierigkeiten ihre Situation am positivsten ein,  
wohingegen ein hoher Anteil an Menschen mit psychischen  
Erkrankungen die Einschätzung teilt, dass sie im Alter nicht genug 
Geld haben werden.
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Die Frage der politischen Vertretung ist eine der zentralen Themen 
der Behindertenrechtsbewegung, da sie unmittelbar mit der Teilhabe 
an politischen Prozessen und politischen Entscheidungen zusam-
menhängt. Politische Teilhabe von Menschen mit einer Behinderung 
ist ein wesentlicher Aspekt der UN-Behindertenrechtskonvention, 
zu deren Umsetzung sich auch Österreich verpflichtet hat. Wie in 
der Evaluierung des Nationalen Aktionsplans (NAP) Behinderung 
(2012–2020) festgestellt wurde, orientiert sich Behindertenpolitik in 
Österreich allerdings „zu wenig an den Vorgaben der UNBRK. Dies 
zeigt sich daran, dass sowohl die Zielvorgaben als auch die Maß-
nahmen nur teilweise von den Regelungen der UN-BRK abgeleitet 
sind“ (BMSGK 2020, 22). Aus der Analyse des NAP wurden sowohl 
jene Notwendigkeit abgeleitet, das österreichische Parlament stärker 
in Fragen zum Thema „Rechte von Menschen mit Behinderungen“ 
einzubinden, als auch die Notwendigkeit, die politische Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen zu verbessern.

Interessen-
vertretung/
Politische 
Vertretung

10
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Ein Teil der Menschen mit Behinderungen und/oder chronischen  
Erkrankungen ist selbst seit vielen Jahren in der Interessenvertre-
tung aktiv, während in Wien viele Organisationen ihren Sitz haben, 
die sich schon lange für die Interessen von Menschen mit Behinde-
rungen einsetzen. 

Gefragt danach, von welcher Organisation sie sich vertreten  
fühlen, wenn es um das Thema „Behinderung“ oder „gesundheitliche 
Einschränkungen“ geht, geben die Studienteilnehmer*innen unter-
schiedliche Antworten (siehe Abbildung 43):
• In erster Linie – mit 74% Zustimmung – fühlen sich die Befragten  
 von Interessenvertretungen für Menschen mit Behinderungen  
 repräsentiert, 34% voll und ganz und 40% teilweise.
• An zweiter Stelle steht die Antwortoption „Selbstvertretung für  
 Menschen mit Behinderungen“, die von 46% der Befragten ge 
 wählt wird, wobei sich hier 22% voll und ganz und 24% teilweise  
 vertreten fühlen,
• gefolgt von Selbsthilfegruppen mit 37% und 
• der Behindertenanwaltschaft mit 34%. 
• Von politischen Parteien fühlen sich nur knapp 5% voll und ganz  
 und rund 27% teilweise vertreten.
• Ein ähnliches Bild zeigt sich bei Gewerkschaften, wobei sich hier  
 knapp 7% voll und ganz und 22% teilweise vertreten fühlen. 

Abbildung 43: Wenn es um das Thema „Behinderung“  
oder „gesundheitliche Einschränkungen“ geht: Von wem 
fühlen Sie sich vertreten? (Mehrfachnennung möglich)

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=617
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Unterschiede nach Geschlecht sind bei diesen Antworten relativ ge-
ring (siehe Tabelle 77), aber nach Art der Behinderung zeigen sie sich 
deutlich. Von den Interessenvertretungen fühlen sich Menschen mit 
körperlichen Behinderungen/Mobilitätseinschränkungen, Menschen 
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mit Sehbehinderung und mit Hörbehinderung überdurchschnittlich 
vertreten, während sich Menschen mit Lernschwierigkeiten in weit-
aus stärkerem Ausmaß als andere Gruppen von Selbstvertretungen 
repräsentiert fühlen. Auffällig ist außerdem, dass sich Menschen mit 
chronischen Erkrankungen vor allem von Selbsthilfegruppen vertre-
ten fühlen (siehe Abbildung 44). 

Abbildung 44: Wenn es um das Thema „Behinderung“ oder 
 „gesundheitliche Einschränkungen“ geht: Von wem fühlen  
Sie sich vertreten? (Mehrfachnennung möglich) – nach Art  
der Behinderung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=636

81,9%

64,7%

59,6%

86,5%

85,0%

79,2%

76,3%

67,2%

57,1%

76,7%

73,9%

44,1%

40,4%

55,8%

25,2%

34,0%

33,3%

52,6%

52,6%

47,6%

55,0%

44,9%

44,8%

42,6%

21,2%

31,5%

38,0%

68,1%

44,7%

28,2%

42,9%

40,0%

37,4%

48,8%

23,5%

24,0%

37,8%

34,0%

47,2%

34,2%

25,2%

19,0%

31,7%

33,7%

35,5%

34,6%

28,8%

32,4%

38,0%

26,4%

21,1%

26,3%

38,1%

33,3%

31,2%

36,8%

34,6%

8,7%

27,0%

48,0%

48,6%

23,7%

18,4%

9,5%

31,7%

28,8%

15,7%

17,6%

12,5%

13,5%

23,0%

20,8%

7,9%

7,6%

9,5%

21,7%

14,0%

Körperliche Behinderung und/oder
Mobilitätseinschränkung

Psychische Erkrankung

Lernschwierigkeiten

Sehbehinderung/Blindheit

Hörbehinderung/Gehörlosigkeit

Chronische Erkrankung

Erkrankung des Nervensystems,
zum Beispiel Autismus oder ADHS

Mehrfachnennung

Sonstiges

Das kann/will ich nicht genau angeben.

Gesamt

Interessenvertretung für Menschen mit Behinderungen
Selbstvertretung für Menschen mit Behinderungen
Selbsthilfegruppen
Behindertenanwaltschaft

Politische Parteien
Gewerkschaft
Von anderen
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Sehr viele Angaben folgten auf die Frage, von wem sich die Men-
schen sonst vertreten fühlen, wobei hier vor allem das private Umfeld 
von Bedeutung ist. An erster Stelle werden Familienangehörige und 
vor allem Mütter genannt, gefolgt von Partner*in und Freund*innen. 
Aber auch Betreuer*innen, einzelne Organisationen und Beratungs-
einrichtungen werden als wichtige Vertretungen angeführt. 

Ein Teil der Befragten ist auch selbst in Organisationen tätig  
(siehe Tabelle 78):
• 16% engagieren sich in gemeinnützigen Organisationen,
• 13% in Interessenvertretungen, und 
• 10% sind in Selbsthilfegruppen organisiert.

Nach Geschlechtern ausgewertet, zeigt sich, dass Männer etwas 
stärker als Frauen in gemeinnützigen Organisationen, Interessenor-
ganisationen und Selbstvertretungen tätig sind, während sich Frauen 
in größerem Ausmaß als Männer in Selbsthilfegruppen organisieren 
(siehe Tabelle 78). 
Menschen mit Behinderungen sind in der Politik unterrepräsentiert, 
sowohl was die personelle Besetzung von politischen Positionen als 
auch die thematische Repräsentanz betrifft. Dabei wäre es für die 
Anliegen der Menschen mit Behinderungen besonders wichtig, dass 
die betroffenen Menschen selbst in demokratischen Institutionen 
vertreten wären. 
 

Bislang fehlt eine systematische Aufarbeitung der Beteiligung von 
Menschen mit Behinderungen als Kandidat*innen bei Wahlen oder 
als Mandatar*innen. Wegscheider resümiert, dass „Menschen mit 
Behinderungen von den Parteien kaum als potenzielle WählerInneng-
ruppe beachtet werden, noch in öffentlichen, demokratisch gewählten 
Institutionen in ausreichender Weise vertreten sind“ (ebd.: 231).

Ausgehend von diesem Befund, überrascht es nicht, wenn 90% 
der Befragten der Aussage zustimmen, dass die Interessen von 
Menschen mit Behinderungen stärker in der Politik vertreten 
sein sollten, wobei Frauen mit 92% hier in etwas höherem Ausmaß 
zustimmen als Männer (87%). Aufgeschlüsselt nach Behinderungsar-
ten, kommt die höchste Zustimmung von Menschen mit Sehbehin-
derung/Blindheit (95%) und mit psychischen Erkrankungen (93%) 
(siehe Tabelle 82).
Knapp 85% sind außerdem der Meinung, dass Menschen mit  
Behinderungen in größerem Ausmaß in der Politik tätig sein  
sollten. Auch hier stimmen Frauen mit 86% in stärkerem Ausmaß  
zu verglichen mit den Männern (mit 82%). 

„Ob sich ein/e PolitikerIn mit dem Thema Behinderung auf 
politischer Ebene auseinandersetzt und hier konstruktiv 
arbeitet, hängt noch wesentlich vom persönlichen Interesse 
einzelner, vor allem behinderter PolitikerInnen ab.“ (Weg-
scheider 2013: 226). 
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Menschen mit Lernschwierigkeiten stimmen in etwas geringerem 
Ausmaß zu, dass mehr Menschen mit Behinderungen in die Politik 
gehen sollten (siehe Tabelle 79).

Abbildung 45: Stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

Wenn es um den eigenen Zugang zu politischer Information geht, 
stimmen 66% der Befragten zu, dass politische Informationen für  
sie barrierefrei zugänglich sind, wobei die Werte bei den unter 
30-Jährigen, bei jenen mit niedrigerem Bildungsstatus, bei Men-
schen mit Hörbehinderungen und bei Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten niedriger sind. Menschen mit körperlicher Behinderung/
Mobilitätseinschränkung und Menschen mit chronischen Erkran-
kungen haben die geringsten Probleme mit der Barrierefreiheit von 
politischen Informationen (siehe Tabelle 80). 
65% der Befragten informieren sich regelmäßig über Tagespolitik, 
wobei hier analog zur Frage nach der Barrierefreiheit von politischer 
Information die Zustimmung mit der Höhe des Bildungsstatus steigt 
und Menschen mit Mobilitätseinschränkungen (75%), Menschen mit 
Sehbehinderung/Blindheit (70%) und Menschen mit chronischen 
Erkrankungen (74%) sich in höherem Ausmaß regelmäßig über Ta-
gespolitik informieren als das bei Menschen mit psychischen Erkran-
kungen (46%) und Menschen mit Lernschwierigkeit (49%) der Fall 
ist (siehe Tabelle 81). Männer informieren sich in höherem Ausmaß 
regelmäßig als Frauen (siehe Tabelle 82).
Das Wissen dazu, wie sich die befragten Personen politisch ein-
bringen können, erhält im Vergleich zu den anderen abgefragten 
Items die geringste Zustimmung: 40% der Befragten sagen, dass 
sie wissen, wie sie sich politisch einbringen können, 31% stimmen 
dieser Aussage teilweise zu und 28% gar nicht. Die größten Hürden 
in diesem Bereich dürfte es für jüngere Personen (unter 30-Jährige), 
für Menschen mit geringerem Ausbildungsniveau / Menschen mit 
Lernschwierigkeiten und für Menschen mit einer Hörbehinderung/
Gehörlosigkeit geben (siehe Tabelle 83). 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 221 und 364
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Ich weiß, wie ich mich  politisch einbringen kann
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Politische Informationen sind für mich barrierefrei
zugänglich

Es sollten mehr Menschen mit Behinderungen in der
Politik tätig sein

Die Interessen von Menschen mit Behinderungen sollten
in der Politik stärker vertreten werden
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In welchen Bereichen muss die Politik dringend was tun? Zur  
offenen Frage nach den Bereichen, in denen Veränderung notwen-
dig ist, sind sehr viele Rückmeldungen eingegangen, die so gut  
wie alle Politikbereiche umfassen.
Das ist zum einen die räumliche Barrierefreiheit in unterschiedlichen 
Bereichen des Lebens, wie im Öffentlichen Verkehr, in Gesundheits-
einrichtungen und im Wohnbau. 

Auch der Bereich Arbeitsmarkt wurde verstärkt angesprochen. Hier 
geht es vor allem um den Zugang zu Arbeitsplätzen und generell um 
das Abbauen der Vorurteile gegenüber Menschen mit Behin- 
derungen.

„Barrierefreier Zugang zu Lokalen, Geschäften, Freizeitein-
richtungen, Ärzten und viel mehr Rollstuhltoiletten.“
„Wohnungen für Blinde mit mehr Barrierefreiheit.“
„Wirkliche Barrierefreiheit schaffen: Barrierefreiheit auf Stra-
ßen, im Verkehr, im Alltag sollte nicht eine Goodwill Sache 
sein.  Beispiel: Ein Lokal hat einen „barrierefreien“ Eingang 
ums Eck... der Gehsteig der zu diesem Eingang führt, hat in 
der Mitte eine Straßenlaterne... rechts vorbei=zu schmal, 
links vorbei = zu schmal. Gehsteig= abgeflacht... hat aber 
immer noch 5 cm Absatz Behindertenstellplatz, der Gehsteig 
daneben ist nicht Ansatzweise abgeflacht.“
„Weniger Pflastersteine für Barrierefreiheit, Rampen im Han-
del subventionieren.“
„Verpflichtende Barrierefreiheit im Internet und auf Smart-
phones. Öffentlicher Verkehr – bessere Türmarkierungen, 
Durchsagen und allgemein Informationen für Sehbehinderte 
und Blinde. Mehr Transparenz bei Anträgen, Formularen und 
Behörden.“
„Krankenhäuser mit barrierefreiem Zugang! (6 Grad Roll-
stuhl) Ordinationen ohne Stufen! Geschäfte ohne Stufen! 
Gasthäuser ohne Stufen mit Rollstuhl WC! Amtlich überprüfte 
barrierefrei Listen von Ordinationen, Geschäften und Gast-
häusern! Barrierefrei Beratung der Wirtschaftskammer muss 
öffentliche Listen füren1 (Barrierefreie Arbeitsplätze / Barrie-
refreie Dienstleister).“

„Viele Arbeitsgeber stellen sich nicht ganz vor, wie blinde 
Menschen arbeiten können. Es wäre gut, Menschen durch 
Fernseher oder Radio zu informieren, dass blinde Menschen 
auch arbeiten können.“
„Vorurteile gegen Menschen mit psychischer Erkrankung 
abbauen. Mehr Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderung 
schaffen.“



84

Auch im Bildungssystem wird großer Aufholbedarf gesehen, damit 
Menschen mit Behinderungen „eine faire Chance am Arbeitsmarkt“ 
bekommen können und damit das Bildungssystem inklusiv und bar-
rierefrei wird. 

In Bezug auf die Persönliche Assistenz wird Handlungsbedarf ge-
sehen, was den Zugang bestimmter Gruppen von Menschen mit 
Behinderungen betrifft:

Finanzielle Aspekte und die soziale Absicherung spielen eine 
große Rolle, wenn es um das eigenständige Gestalten des Lebens 
geht. Da Menschen mit Behinderungen (siehe dazu auch Ka-
pitel 8) generell weniger Geld zur Verfügung haben, da sie in 
schlechter bezahlten Jobs tätig sind, weniger Stunden arbeiten 
können oder von Beihilfen und Förderungen abhängig sind, ist 
der Wunsch nach mehr finanziellem Spielraum sehr präsent.

„Das Bildungssystem muss was der Machtstruktur angeht 
im Grunde neukonzipiert werden: es gehören effiziente aber 
menschengerechte Strukturen eingeführt, die es beispielswei-
se Menschen mit Sehbeeinträchtigungen ermöglichen, in ihrer 
lokalen Schule ihre Ausbildung durchzumachen ohne sich als 
Sehende zu vertuschen.“
„Mehr Ausbildungsplätze für Menschen mit Behinderung, 
leichtere Zugänglichkeit zu diesen. Mehr Inklusion!“
„Längere (über 18 Jahre) Ausbildungsmöglichkeit.“
„Bessere Inklusion von Schülern mit Behinderung (inkl. SPF) 
im Schulsystem. Proaktives Kontaktieren von Jugendlichen 
mit Behinderung durch Inklusionscoaches (idealerweise Peer 
Counseling) mit Beratung zu Themen wie Schule, Arbeit, 
Wohnen.

„Bundeseinheitliche Assistenz.“
„Persönliche Assistenz rechtlich vereinheitlichen; allen Men-
schen ArbeitnehmerInnenrechte gewähren.“„Bedarfsgerechte 
persönliche Assistenz für alle Menschen mit Behinderung, die 
sie brauchen (unabhängig von der Art der Behinderung).“

„Unterstützung für Behinderte bei Arbeitssuche. Arbeitneh-
mer nehmen wegen den derzeitigen Gesetzen keine Behinder-
ten als Arbeitnehmer auf.“
„Mehr Praktikumsplätze am Arbeitsmarkt, daraus resultie-
rend vielleicht ein Arbeitsplatz.
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„Mehr Geld.“
„Mehr Geld, mehr Zigaretten, mehr Gesundheit, mehr Schönheit.“
„Mehr Geld, mehr Leistung.“
„Mehr Geld in die Hand kriegen für Zigaretten, Wolle,  
Gewand, Züge, Schiffe, Seilbahn, Urlaub.“
„Mehr finanzielle Unterstützung.“
„Erhöhung des Pflegegeldes.“

Auch die soziale Absicherung durch eine Sozial- und Krankenver-
sicherung von jenen, die in Tagesstrukturen („Werkstätten“) tätig 
sind, spielt eine Rolle, wenn die Erwartungen an die Politik abgefragt 
werden. 

„Sozial- und Krankenversicherung für Menschen in Werkstät-
ten. Anspruch auf eigene Pension im Alter.“
„Gerechte Entlohnung statt „Taschengeld“ in Tagesstrukturen/
Werkstätten.“ 

„ÖGS-Dolmetschung und Untertitel auf allen Medienkanälen. 
Lehrplan für ÖGS als Unterrichtsfach endlich bewilligen.“
„ÖGS in der Bildung und Schule als Wahlfach integrieren.“
„ÖGS Dolmetschung in allen Medien ORF, usw. Bei Sitzungen 
in der Politik z.B. Bezirksrat/Bezirksrätin ÖGS Dolmetschung 
zur Verfügung stellen. Dolmetschbudget für Kinder unter 15 
Jahren in Wien. Ausweitung des Dolmetschbudgets für taube 
Erwachsene in Wien.“

Die Möglichkeit des Erlernens und des Anwendens der Österrei-
chischen Gebärdensprache wird als zentral für die Sichtbarkeit von 
gehörlosen Menschen thematisiert. Die Expertin Verena Krausneker 
beschreibt das folgendermaßen: 

Dementsprechend wird auch in der vorliegenden Erhebung von 
gehörlosen Menschen die zentrale Funktion der Österreichischen 
Gebärdensprache betont und die Notwendigkeit des Ausbaus der 
ÖGS-Dolmetschung und des ÖGS-Unterrichts an Schulen.

„Keine Behinderung ist so unsichtbar wie eine Hörbehinde-
rung. So kommt es, dass Kinder mit Hörbehinderungen von 
ihren Familien „versteckt“ werden können und dass Eltern 
nicht möchten, dass ihr Kind Kontakt mit ÖGS hat. Denn 
Menschen mit Hörbehinderung werden überhaupt erst 
eindeutig als solche wahrgenommen, wenn sie gebärden.“ 
(Krausneker 2021: 51). 
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Generell wurde in vielen Statements mehr Inklusion und Bewusstsein 
zur Situation von Menschen mit Behinderungen eingefordert:

Auch auf das oft stereotype Bild von Menschen mit Behinderun-
gen wurden in mehreren Beispielen hingewiesen, etwa, dass meist 
Menschen im Rollstuhl abgebildet werden oder dass Menschen mit 
Sehbehinderungen kaum präsent sind:

„Menschen mit Behinderung mehr in Öffentlichen/Normalen 
arbeiten integrieren. Nicht immer nur in eine Behindertenein-
richtung.“
„Wenn das Thema Menschen mit Behinderungen angespro-
chen wird, geht es selten in die Tiefe, es geht immer um alle 
Behinderungen oder man denkt an Rollifahrer etc., Gehörlose 
rücken mehr ins Zentrum, aber noch immer zu wenig.“

„Tatsächlich werden Sehbehinderte / Blinde in der Politik eher 
„vergessen“ und das mag subtile Gründe haben z.B., weil man 
Rollstuhlfahrer leichter „in der Öffentlichkeit zeigen kann“. 
Blinde haben aber oft sehr subtile Bedürfnisse. ZB sollten 
langfristig FAHRTENDIENSTE wie es sie für Rollstuhlfahrer 
gibt, AUCH FÜR BLINDE ZUGÄNGLICH SEIN – denn abseits 
bekannter Strecken sind Blinde in der Mobilität extrem ein-
geschränkt.“

„ÖGS Dolmetsch Budget unbegrenzt für alle gehörlosen Men-
schen, von Migranten bis österreichische Staatsbürger.“
„Im Bildungsbereich! Anlaufstelle für alle Dolmetschkosten 
und -koordination an Schulen und Kindergarten. Auch in der 
Freizeit und im Sportbereich Dolmetschbudget notwendig 
oder ÖGS Kurse für TrainerInnen etc. Kinder unter 15 Jahren 
sollen unbedingt vom FSW ein Budget für Arztbesuche, Feiern 
und Freizeit & Sport bekommen! Wir taube Erwachsenen 
brauchen viel mehr Dolmetschbudget vom FSW! Meines war 
innerhalb zwei Monaten verbraucht. Für das tägliche Leben 
brauche ich Zugang.“
„Höhere Budgetierung von ÖGS-Dolmetschkostenübernah-
me Es geht sich für manche Menschen mit Hörbehinderungen 
gar nicht aus, z.B.: In einer gehörlose Familie ist das Budget 
nur für Erwachsene ausgelegt. Was ist mit den gehörlosen 
Kindern? Viele alltägliche Termine: Arzt, Schule, Lehrer, 
Freizeit, Familientreffen, Autokauf, Bankangelegenheiten, 
Beratung)“
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10.1  Zusammenfassung
Die Frage der politischen Vertretung ist eine der zentralen Fragen 
der Behindertenrechtsbewegung, da sie unmittelbar mit der Teilhabe 
an politischen Prozessen und politischen Entscheidungen zusam-
menhängt. 

Gefragt danach, von welcher Organisation sie sich vertreten fühlen, 
wenn es um das Thema Behinderung oder gesundheitliche Ein-
schränkungen geht, kommen eindeutige Unterschiede zwischen den 
vorgegebenen Optionen zum Ausdruck:
• In erster Linie – mit 34% voller Zustimmung – fühlen sich die Be- 
 fragten von Interessenvertretungen für Menschen mit Behinde- 
 rungen vertreten.
• An zweiter Stelle steht die Antwortoption „Selbstvertretung für  
 Menschen mit Behinderungen“, wobei sich hier 22% voll und ganz  
 vertreten fühlen,
• gefolgt von Selbsthilfegruppen und Behindertenanwaltschaft mit  
 jeweils rund 14% voller Zustimmung 
• Von politischen Parteien fühlen sich nur knapp 5% voll und ganz  
 vertreten.
• Ein ähnliches Bild zeigt sich bei Gewerkschaften, wobei sich hier  
 knapp 7% voll und ganz vertreten fühlen. 

Deutliche Unterschiede kommen bei dieser Frage nach Art der Be-
hinderung zum Vorschein:
Von den Interessenvertretungen fühlen sich Menschen mit körper-
lichen Behinderungen/Mobilitätseinschränkungen, Menschen mit 
Sehbehinderung und mit Hörbehinderung überdurchschnittlich ver-
treten während sich Menschen mit Lernschwierigkeiten in weitaus 
stärkerem Ausmaß als andere Gruppen von Selbstvertretungen

„Menschen mit Behinderung endlich ernst nehmen. Keine 
Alibi-Abgeordneten in diverse Gremien wie Nationalrat  
oder Landtag entsenden. Im Bereich der Arbeitswelt mehr 
tun. Denn Freizeitfahrtendienst in Wien verbessern und  
nicht nur bestimmte Firmen bevorzugen.“
„Inklusion als Konzept statt selektiver „Barrierefreiheit“  
für manche Zielgruppen; Inklusion als Querschnittsthematik 
verstehen.“
„Sichtbarmachung und Normalisierung von Behinderung  
in der Gesellschaft, Sensibilisierung.“
„Es muss endlich Schluss mit Festreden und Wohltätigkeit 
seitens der Politik sein. Und bitte verändert den Namen  
vom „Licht ins Dunkel“!“
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vertreten fühlen. Auffällig ist außerdem, dass sich Menschen mit 
chronischen Erkrankungen vor allem von Selbsthilfegruppen ver-
treten fühlen. 
Ein Teil der Befragten ist auch selbst in Organisationen tätig: 16% en-
gagieren sich in gemeinnützigen Organisationen, 13% in Interessen-
vertretungen und 10% sind in Selbsthilfegruppen organisiert. Nach 
Geschlechtern ausgewertet, zeigt sich, dass Männer etwas stärker 
als Frauen in gemeinnützigen Organisationen und in Interessenorga-
nisationen und in Selbstvertretungen tätig sind, während sich Frauen 
in größerem Ausmaß als Männer in Selbsthilfegruppen organisieren. 
Menschen mit Behinderungen sind in der Politik unterrepräsentiert, 
sowohl was die personelle Besetzung von politischen Positionen 
betrifft als auch in der thematischen Repräsentanz. Daher ist es auch 
nicht überraschend, dass 90% der Befragten der Aussage zustim-
men, dass die Interessen von Menschen mit Behinderungen stärker 
in der Politik vertreten sein sollten, wobei Frauen in etwas höherem 
Ausmaß zustimmen als Männer. Aufgeschlüsselt nach Behinderungs- 
arten kommt die höchste Zustimmung von Menschen mit Sehbehin-
derung/Blindheit und mit psychischen Erkrankungen.
Knapp 85% sind außerdem der Meinung, dass Menschen mit Behin-
derungen in größerem Ausmaß in der Politik tätig sein sollten. Auch 
hier stimmen Frauen in stärkerem Ausmaß zu als Männer. 
Wenn es um den eigenen Zugang zu politischer Information geht, 
stimmen 66% der Befragten zu, dass politische Informationen für sie 
barrierefrei zugänglich sind, wobei die Werte bei den unter 30-Jäh-
rigen, bei jenen mit niedrigerem Bildungsstatus, bei Menschen mit 
Hörbehinderungen und bei Menschen mit Lernschwierigkeiten 
niedriger sind. Menschen mit körperlicher Behinderung/Mobilitäts-
einschränkung und Menschen mit chronischen Erkrankungen haben 
die geringsten Probleme mit der Barrierefreiheit von politischen 
Informationen. 
65% der Befragten informieren sich regelmäßig über Tagespolitik, 
wobei hier analog zur Frage nach der Barrierefreiheit von politischer 
Information die Zustimmung mit der Höhe des Bildungsstatus 
steigt und Menschen mit Mobilitätseinschränkungen, Menschen 
mit Sehbehinderung/Blindheit und Menschen mit chronischen Er-
krankungen sich in höherem Ausmaß regelmäßig über Tagespolitik 
informieren als dies bei Menschen mit psychischen Erkrankungen 
und Menschen mit Lernschwierigkeit der Fall ist. Männer informieren 
sich in höherem Ausmaß regelmäßig als Frauen.
Das Wissen dazu, wie sich die befragten Personen politisch ein-
bringen können, erhält im Vergleich zu den anderen abgefragten 
Items die geringste Zustimmung: 40% der Befragten sagen, dass 
sie wissen, wie sie sich politisch einbringen können, 31% stimmen 
dieser Aussage teilweise zu und 28% gar nicht. Die größten Hürden 
in diesem Bereich dürfte es für jüngere Personen (unter 30-Jährige), 
für Menschen mit geringerem Ausbildungsniveau / Menschen mit 
Lernschwierigkeiten und für Menschen mit einer Hörbehinderung/
Gehörlosigkeit geben. 
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Zur offenen Frage nach den Bereichen, in denen Veränderung not-
wendig ist, sind sehr viele Rückmeldungen eingegangen, die so gut 
wie alle Politikbereiche umfassen:
• Das ist zum einen die räumliche Barrierefreiheit in unterschied- 
 lichen Bereichen des Lebens, wie im Öffentlichen Verkehr, in Ge- 
 sundheitseinrichtungen und im Wohnbau. 
• Auch der Bereich Arbeitsmarkt wurde verstärkt angesprochen.  
 Hier geht es vor allem um den Zugang zu Arbeitsplätzen und ge- 
 nerell um das Abbauen der Vorurteile gegenüber Menschen mit  
 Behinderungen.
• Zudem wird im Bildungssystem großer Aufholbedarf gesehen,  
 damit Menschen mit Behinderungen „eine faire Chance am 
 Arbeitsmarkt“ bekommen können und damit das Bildungssystem  
 inklusiv und barrierefrei wird. 
• In Bezug auf die Persönliche Assistenz wird Handlungsbedarf ge- 
 sehen, was den Zugang bestimmter Gruppen von Menschen mit  
 Behinderungen betrifft.
• Finanzielle Aspekte und die soziale Absicherung spielen eine  
 große Rolle, wenn es um das eigenständige Gestalten des Lebens  
 geht. Da Menschen mit Behinderungen generell weniger Geld zur  
 Verfügung haben, da sie in schlechter bezahlten Jobs tätig sind,  
 weniger Stunden arbeiten können oder von Beihilfen und Förde- 
 rungen abhängig sind, ist der Wunsch nach mehr finanziellem  
 Spielraum sehr präsent.
• Auch die soziale Absicherung durch eine Sozial- und Kranken- 
 versicherung von jenen, die in Tagesstrukturen („Werkstätten“)  
 tätig sind, spielt eine Rolle, wenn die Erwartungen an die Politik  
 abgefragt werden. 
• Die Möglichkeit des Erlernens und des Anwendens der Österrei- 
 chische Gebärdensprache wird als zentral für die Sichtbarkeit von  
 gehörlosen Menschen und Menschen mit einer Hörbehinderung  
 thematisiert. Dementsprechend wird auch in der vorliegenden  
 Erhebung von gehörlosen Menschen und Menschen mit Hörbe 
 hinderungen die zentrale Funktion der Österreichischen Gebär- 
 densprache betont und die Notwendigkeit des Ausbaus der
  ÖGS-Dolmetschung und des ÖGS-Unterrichts an Schulen.
• Auch auf das oft stereotype Bild von Menschen mit Behin- 
 derungen wurde in mehreren Beispielen hingewiesen, etwa, dass  
 meist Menschen im Rollstuhl abgebildet werden oder dass  
 Menschen mit Sehbehinderungen kaum präsent sind.
• Generell wurde in vielen Statements mehr Inklusion und Bewusst- 
 sein zur Situation von Menschen mit Behinderungen eingefordert. 
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https://de.statista.com/statistik/
daten/studie/1171591/umfrage/ 
umfrage-unter-menschen-mit- 
beeintraechtigung-zu-diskriminie-
rungserfahrungen/, letzter Zugriff 
22.4.2022

Erfahrungen mit 
Diskriminierung 
und 
Benachteiligung

11

Wie Studien und Berichte belegen, hat die Mehrheit der Menschen 
mit Behinderungen schon Diskriminierung im Alltag und in den 
unterschiedlichen Bereichen des Lebens erlebt, so etwa eine Be-
fragung aus Deutschland, in der rund 60% der Menschen, die eine 
Behinderung, eine chronische Krankheit oder eine Erkrankung der 
Psyche haben, Diskriminierung im Alltag erfahren haben, zum Bei-
spiel durch rücksichtsloses Verhalten von Mitmenschen. Dazu zählen 
auch verbale Belästigungen, Beleidigungen oder Beschimpfungen27. 
Eine Erhebung zu Diskriminierungserfahrungen in Österreich hat er-
geben, dass Befragte mit einer körperlichen Behinderung (mit 69%) 
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deutlich häufiger als Befragte ohne Behinderung Diskriminierungen 
im Alltag ausgesetzt (vgl. Schönherr 2019). Allerdings haben in dieser 
Befragung nur 29% aller Befragten mit einer Behinderung angege-
ben, in den letzten drei Jahren aufgrund ihrer Behinderung diskrimi-
niert worden zu sein, in allen anderen Fällen vermuten die Befragten 
andere Gründe (z.B. das Geschlecht oder Alter) (ebd.: 2).

In der vorliegenden Befragung haben 62% der Befragten angege-
ben, dass sie bereits Diskriminierung oder Benachteiligung erlebt 
haben, weil Sie eine Behinderung haben (siehe Tabelle 84). 

Die Analyse nach Geschlecht, Bildung und Migrationshintergrund 
zeigt Folgendes: 
• Frauen berichten in höherem Ausmaß als Männer über Diskrimi- 
 nierungserfahrungen: Etwa zwei Drittel der Frauen (66%),  
 während es bei den Männern 56% sind (siehe Tabelle 85).
• Befragte mit Pflichtschulabschluss gaben im Vergleich zu Befrag- 
 ten mit anderen Bildungsniveaus mit 55% am seltensten an, Diskri- 
 minierung oder Benachteiligung aufgrund der Behinderung erfah- 
 ren zu haben. Bei Befragten mit Universitäts-, Fachhochschul- 
 oder Akademieabschluss gaben hingegen 77% an, bereits 
 Diskriminierung erlebt zu haben (siehe Tabelle 86). 
• Ebenfalls signifikant ist der Unterschied bei Befragten mit und  
 ohne Migrationshintergrund: Während 52% der Befragten mit  
 Migrationshintergrund angaben, aufgrund ihrer Behinderung  
 Benachteiligung erlebt zu haben, sind es bei Befragten ohne 
 Migrationshintergrund 64% (siehe Tabelle 87). Hier kann 
 davon ausgegangen werden, dass bei Menschen mit Migrations-
 hintergrund die Benachteiligungen eher auf den Migrations-
 hintergrund zurückgeführt werden als auf die Behinderung. 

Die Differenzierung nach Art der Behinderung zeigt Folgendes (sie-
he Abbildung 46): 
• Am häufigsten (84%) berichten Menschen mit Hörbehinderung/ 
 Gehörlosigkeit von eigenen Diskriminierungserfahrungen auf- 
 grund der Behinderung. 
• Am seltensten (47%) gaben Befragte mit Lernschwierigkeiten an,  
 aufgrund ihrer Behinderung schon einmal Diskriminierung oder  
 Benachteiligung erlebt zu haben. 
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=472; *Verteilung bei den 
Männern und sonstige Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen

Abbildung 46: Diskriminierung oder Benachteiligung – 
nach Art der Behinderung und Geschlecht

11.1   Arten von Diskriminierung 
Ausgehend vom Fokus auf jene Befragte, die bereits Diskriminierung 
oder Benachteiligungen aufgrund ihrer Behinderung erlebt haben, 
wird in einem nächsten Schritt die Frage nach der Art dieser Diskri-
minierung und/oder Benachteiligungen analysiert. Hierbei handelt 
es sich in den meisten Fällen um „Diskriminierung im Alltag durch 
Privatpersonen“, die von 47% genannt wird. 30% haben „Diskriminie-
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und Diskriminierungserfahrungen: 
n=1.361, n miss=729

rung auf dem Arbeitsmarkt/im Ausbildungsbereich“ erlebt und 25% 
Erfahrungen mit „Diskriminierung bei der Nutzung des öffentlichen 
Raumes/öffentlicher Verkehrsmittel/Freizeitangebote (mangelnde 
Barrierefreiheit)“. Weniger Nennungen finden sich bei „Diskriminie-
rung durch öffentliche Einrichtungen (bspw. Behörden, Polizei)“ und/
oder „Diskriminierung im Gesundheitsbereich“ mit rund 5% bzw. 4% 
(siehe Abbildung 47).

Abbildung 47: Arten von Diskriminierung 
(Mehrfachnennung möglich) – nach Geschlecht

Die Analyse nach Geschlecht der Befragten zeigt, dass es im Bereich 
„Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt/im Ausbildungsbereich“ 
signifikante Unterschiede gibt: 
• Während rund 34% der weiblichen Befragten angeben, in diesem  
 Bereich Benachteiligung aufgrund ihrer Behinderung erfahren zu  
 haben, sind es 23% der männlichen Befragten (siehe Tabelle 88).

Nach Art der Ausbildung ergeben sich für Personen aus dem höhe-
ren Ausbildungssegment verstärkt Diskriminierungserfahrungen in 
den Bereichen Arbeitsmarkt/Ausbildung, Gesundheit und öffentliche 
Einrichtungen (siehe Tabelle 89). Personen aus dem untersten Aus-
bildungssegment – also ohne Pflichtschulabschluss – verzeichnen 
demgegenüber überdurchschnittlich häufig Diskriminierungserfah-
rungen im Alltag durch Privatpersonen.
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Die Analyse nach Art der Behinderung zeigt Folgendes: 
• Befragte mit chronischen Erkrankungen geben mit 57% am häu- 
 figsten von allen Gruppen an, im Bereich Arbeitsmarkt/Ausbildung  
 Diskriminierung erlebt zu haben, gefolgt von Personen mit einer  
 Sehbehinderung (48%). 
• Befragte mit körperlicher Beeinträchtigung und/oder Mobilitäts- 
 einschränkung wurden mit 50% am häufigsten diskriminiert bei  
 der Nutzung des öffentlichen Raumes/öffentlicher Verkehrs-
 mittel/Freizeitangebote (mangelnde Barrierefreiheit), Befragte 
 mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit mit 41% am zweithäufigsten. 
• Diskriminierung im Alltag durch Privatpersonen haben zusätz- 
 lich tendenziell Befragte mit einer Erkrankung des Nerven- 
 systems (z.B. Autismus oder ADHS) am häufigsten erlebt, wenn- 
 gleich auch hier die Fallzahl sehr gering ausfällt (13 von 17  
 Personen). Am zweithäufigsten tritt diese Art der Diskriminie- 
 rung bei Menschen mit Lernschwierigkeiten auf (71%), aber auch  
 bei Personen mit Mehrfachbehinderung ist diese Diskrimi- 
 nierungsart überdurchschnittlich häufig festzustellen (61%).



95

Abbildung 48: Arten von Diskriminierung 
(Mehrfachnennung möglich) – nach Art der Behinderung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und Diskriminierungserfahrungen: 
n=1.361, n miss=729

11.2  Konkrete Diskriminierungs-
erfahrungen
Die Liste der beschriebenen Diskriminierungserfahrungen ist sehr 
lang. Teilweise finden sich erschütternde Erlebnisse, die beim Lesen 
nachdenklich machen. Oftmals handelt es sich um respektloses Ver-
halten und Beleidigungen im Alltag; häufig wird auch von Mobbing 
berichtet.
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Viele Diskriminierungserfahrungen und Benachteiligungen betreffen 
die nicht vorhandene Barrierefreiheit von Gebäuden, von öffent-
lichen Verkehrsmitteln und andere Bereiche, die die Teilhabe am 
Arbeitsmarkt, am kulturellen Leben und in Freizeit- und Sport- 
einrichtungen erschweren oder verunmöglichen.

„Webseiten, Kursunterlagen, Veranstaltungen sind oft für 
blinde Menschen nicht barrierefrei, die meisten denken bei 
Barrierefreiheit nur an bauliche Barrierefreiheit für Rollstuhl-
fahrerInnen. Stationsansagen in Öffis sind oft falsch oder 
zu leise. In der Arbeit und generell im Kontakt werden blinde 
Menschen von sehenden Menschen oft unbewusst aus der 
Kommunikation ausgeschlossen, weil sie keinen Blickkontakt 
bieten können.“
„Kein Budget für Gebärdensprachdolmetsch für meine Aus-
bildung, da schon schnell verbraucht wurde. Wenig Untertitel 
über TV, Vorträge oder Events ohne Gebärdensprachdol-
metsch. Wenn bei Öffis Störungen oder sonstige Infos, wird 
immer nur über Lautsprecher informiert, und ich kann nichts 
hören – keine schriftliche Anzeigetafel. Bitte immer auf Anzei-
getafel informieren, und jeder kann es lesen, um was geht.“

„Behandlung nicht einem Erwachsenen entsprechend, Reduk-
tion auf Behinderung.“
„Es kommt immer wieder vor, dass man aufgrund von der 
eigenen Behinderung in ein Geschäft oder Lokal nicht hinein-
kann oder nur mit der Begleitperson gesprochen wird.“
„Mein Rollstuhl wird einfach, während ich drinnen sitze, weg-
geschoben.“
„Wurde beschimpft als behindert, weil ich einen Reha-Buggy 
brauche.“
„Weil ich schwer sehbehindert bin und zeitweise auch wanke, 
wurde ich als B’suff und Alkoholiker beschimpft.“
„Von fremden Menschen als ‚arm‘ bezeichnet werden, unge-
fragt geduzt werden.“
„Unter Vorwand wurde mehrmals der Zutritt zu Nachtgastro- 
Lokalen verweigert.“
„Nicht ernst genommen worden.“
„Mobbing, Beschimpfungen, körperliche Gewalt, Ablehnung 
von der Gesellschaft.“
„Menschen starren mich an.“
„Leute sagten, ich bin ein Trottel, und ‚Früher hätte so was 
nicht gegeben‘.“
„Ich wurde Behinderte genannt. Ein Mann hat mich in der  
U-Bahn beschimpft.“
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In vielen Fällen werden auch negative Erfahrungen im Umgang  
mit Behörden und öffentlichen Einrichtungen genannt, etwa bei  
der Begutachtung von Krankheiten.

„Ämter ebenso. Weil sie meine Krankheit nicht ‚sehen‘  
können, glauben sie nicht, dass ich Unterstützung brauche. 
Oft wird man verspottet, auch von Fachleuten.“
„AMS und anhängende Firmen bei Maßnahmen (Kurse)  
nehmen keine Rücksicht auf Bedürfnisse.“
„Schrecklich herablassendes und verletzendes Verhalten  
bei der Begutachtung durch die PVA.“

„Öffis, Geschäfte mit Stufen (unmöglich mit Rollstuhl), Arzt-
praxen mit Stufen, Restaurants, Kirchen, Stufen, Kopfstein-
pflaster, mit Rollstuhl sehr anstrengend bis unmöglich.“ 
„Mangelnde Untertitel, kaum Schrift- und/oder ÖGS-Dol-
metscher, ewiges Theater und extremer Papierkram bei der 
Finanzierung dieser und von Hilfsmitteln.“
„Wiener Linien und ÖBB: kein barrierefreier Zugang.“
„Wiener Linien sind nicht zum Schlichtungsverfahren gekom-
men. Anliegen seit vielen Jahren nicht umgesetzt. Sehen wird 
vorausgesetzt, Blindheit nicht verstanden, z.B. Baustellen 
werden nur mit Schildern abgesichert (Sehen notwendig), 
keine Ersatzgehsteige.“
„Nicht überall gibt es ÖGS, eine Dolmetscher-Zentrale wäre 
wünschenswert.“
„Kultureller Bereich (Theater, Kino, Veranstaltungen, Work-
shops) ist oft nicht barrierefrei, Mangel an DolmetscherInnen, 
die qualitativ richtig gut sind.“
„Exklusion durch Stufen im öffentlichen Raum. Psychische 
Gewalt durch fehlende Rolli-WCs (fast immer!!!). Lange 
Wartezeiten bei Niederflurstraßenbahnen, wenn bereits ein 
Rollstuhlfahrer drin ist.“
„Es gibt zu wenig Rollstuhltoiletten in Wien.“
„Diskriminierung: Man kann Dinge nicht tun, weil das Betreu-
ungsangebot fehlt.“
„Behindertenparkplatz wurde mir weggenommen, weil ich 
wieder (schlecht!) gehen gelernt habe, dafür wurde ich be-
straft!“
„Dass so viele Lokale und Freizeitaktivitäten nicht barrierefrei 
sind, die U-Bahn mit den alten Waggons sind nicht barriere-
frei, und ich muss wöchentlich ca. eine Stunde meiner Lebens-
zeit warten ... bis eine neue kommt mit Klapprampe.“
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„Job verloren wegen zu viel Krankenstand, diskriminierende 
Behandlung seitens ÖGK und PVA, Unterstellungen, ich wür-
de nur so tun, oder meine Krankheit gibt es nicht, Drohungen, 
dass, wenn ich mich jetzt nicht zusammenreiße, finde ich nie 
mehr in den Arbeitsmarkt zurück. Meine Krankheit gibt es 
nicht im Katalog des SMS und somit nicht einmal einen Be-
hindertenpass.“
„Bürokratie ist aufwendig (AMS, MA 40), wenn irgendwas 
nicht passt, muss ich immer Sozialarbeiter oder andere Hilfen 
aufsuchen.“ 

Auch am Arbeitsplatz wird Diskriminierung erlebt. Das betrifft  
zum einen persönliche Beleidigungen durch Vorgesetzte und  
Kolleg*innen.

Zum anderen wird auch über frustrierende Erfahrungen bei  
der Jobsuche berichtet.

„Beschimpfung, Diskriminierung am (ehemaligen) Arbeits-
platz, Aussage: ‚Unter Hitler hätten sie Leute wie dich ver-
gast‘, mangelnder Schutz durch Vorgesetzte.“
„‚Ich kann in meiner Tätigkeit auf Behinderte keine Rücksicht 
nehmen‘ (Spruch einer Abteilungsleiterin).“
„Ich wurde trotz Lehrabschluss sehr schlecht behandelt. Als 
hätte ich keine Ahnung & könnte meine Arbeit nicht ordent-
lich erledigen. Obwohl ich mit meinen Hilfsmitteln oft sogar 
schneller war als so mancher Kollege. Gewissenhafter, ge-
nauer und oft sogar mehr leisten konnte. Ich wurde auch be-
reits verbal sehr beleidigt. Vor allem in Bezug auf mein Kind. 
Unter anderem, dass meine ehemalige Personalchefin erlaubt 
hat zu äußern, dass sie dies moralisch nicht richtig findet. Mit 
Behinderung hat man kein Kind zu haben!“
„Sie haben mich verarscht, weil ich einen Sprachfehler habe, 
in der Firma ist das ab und zu vorgekommen.“

„Ablehnung durch einen Amtsarzt bei einer Bewerbung bei […] 
mit der Begründung: ‚erhöhte Anfälligkeit für Krankenstände‘, 
allerdings nur im Vier-Augen-Gespräch.“
„Als blinde Person kann man viele Ausbildungen auf der Univer-
sität machen. Man wird aber nicht für den Beruf angestellt, weil 
man blind ist und sich der Arbeitgeber nicht vorstellen kann,  
dass man diesen Beruf auch ausüben kann.“
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„Ich finde nirgendwo einen geeigneten Arbeitsplatz. Seit 2015 
bin ich arbeitslos und hatte erst ein einziges Arbeitstraining 
absolviert. Dort kann man mich nicht noch mal nehmen, weil 
das so gehandhabt wird, und woanders sind die Angebote 
absolut beschränkt. Mein Schicksal ist es, dass ich nirgendwo 
akzeptiert werde, und das verschlechtert meine Krankheiten.“
„Wurde z.B. bei Vorstellungsgesprächen gefragt, ob ich denn 
oft krank sei. Auch wurde mir nicht zugetraut, Vollzeit zu 
arbeiten.“
„Ich habe große Probleme beim Finden einer Lehrstelle ge-
habt, weil viele niemanden einstellen wollen, der eine psychi-
sche Krankheit hat. Viele Menschen unterstellen einem auch, 
dass man faul oder asozial ist und sich nur mehr bemühen 
muss. Zu einem Menschen im Rollstuhl sagt man ja auch 
nicht, dass er wieder gehen kann, wenn er sich mehr bemüht.“
„Ich wollte nach meinem Studium in der Krankenhaus-Seel-
sorge arbeiten, und der zuständige Referent im Pastoralamt 
meinte: ‚Aber wie wollen Sie denn die Zimmer bzw. die Patien-
ten finden?‘“
„Vor meiner Pension (2017) bei der Arbeitssuche von einer 
Firma die Ansage: ‚Wir müssen für Sie dann eine Rettung hier 
tägl. kommen lassen, aufgrund der Beschwerden u. Krank-
heiten‘!“

Auch fehlende Barrierefreiheit bzw. fehlende Bereitschaft zur  
Gewährleistung der Barrierefreiheit können Probleme am Arbeits-
platz oder bei der Suche nach einem Arbeitsplatz verursachen.

Oftmals werden Menschen aufgrund ihrer Behinderungen  
Karriereoptionen verwehrt.

„Durch fehlende Barrierefreiheit/Einschulung/Arbeitsplatz-
ausstattung wurden Fehler am Arbeitsplatz gemacht, welche 
dann im Dienstzeugnis als ‚aufgrund der Behinderung‘ aus-
gewiesen waren.“
„Viele Jobs nicht bekommen, weil es den Firmen zu mühselig 
war, Barrierefreiheit einzurichten.“

„Bei meiner Einstellung als Kindergärtnerin bei […] wurde mir 
eine eigene Kindergruppenleitung von Anfang an verweigert!“
„Ich habe eine Leitungsfunktion nicht übertragen bekommen,  
‚da ich ja öfter im Krankenstand bin‘ ... (Konnte ich leicht wider-
legen – Kollege mit Bänderriss vom Fußballspielen war länger  
im Krankenstand.“
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„Auch wenn ich jetzt eine Arbeit habe, musste ich sehr lange 
kämpfen, um diese zu bekommen. Und das, obwohl ich einen 
sehr guten Universitätsabschluss habe. Derzeit fühle ich mich 
durch die Tatsache diskriminiert, dass es immer schwieri-
ger wird, persönliche Assistenz zu finden. Das Konzept der 
persönlichen Assistenz müsste viel mehr anerkannt sein, 
es müsste möglich sein, persönliche Assistenten mit einem 
eigens für sie zugeschnittenen Kollektivvertrag gerechter zu 
entlohnen und besser abzusichern. Der Einsatz für persön-
liche Assistenz ist der Einsatz für ein selbstbestimmtes Leben 
für Menschen mit Behinderungen. Das kommt nicht nur den 
Menschen mit Behinderungen selbst zugute, sondern auch 
der Gesellschaft selbst. Denn durch persönliche Assistenz 
werden mehr Menschen in die Lage versetzt, sich selbst zu 
erhalten, und sind weniger abhängig von sozialen Transfer-
leistungen. Lange Rede, kurzer Sinn: Mehr Investitionen in 
individuelle Pflegekonzepte und persönliche Assistenz sind 
dringend notwendig!“
„Die Einkommensabhängigkeit der PGE29 für Persönliche 
Assistenz ist eine Sackgasse, es benachteiligt mich zum einen, 
weil ich nicht gleiche Chancen habe, Karriere zu machen. Den 
Grenzbetrag, über dem alles darüber hinaus von der Förder-
summe abgezogen wird, empfinde ich als sehr diskriminie-
rend. Die PGE deckt nicht die Vollkosten und den Assistenz-
bedarf ab. Ich hab’ nicht mal die Chance, mir den fehlenden

28

https://www.wag.or.at/persoenliche- 
assistenz-pa/wer-bekommt-pa/, 
letzter Zugriff 22.04.2022 

29

PGE= Pflegegeldergänzungsleistung, 
siehe https://transparenzportal.
gv.at/tdb/tp/leistung/1027127.html, 
letzter Zugriff 22.04.2022 

„Bei einer Gehaltsverhandlung wurde ein höheres Gehalt 
trotz hervorragender Leistung meinerseits abgelehnt, weil 
ich ja aufgrund meiner Behinderung jederzeit ausfallen 
könnte.“
„Ich kann aufgrund meiner Behinderung nur max. 35 Stun-
den/4 Tage pro Woche arbeiten – dadurch bekam und be-
komme ich nur Jobs, für die ich entweder überqualifiziert bin, 
und/oder die schlecht bezahlt sind.“
„Mein Arbeitsvertrag wird immer nur um 6 Monate verlängert,  
obwohl ich die besten Zahlen der Abteilung haben. Meine 
Fehlzeiten werden als Grund für die kurze Befristungsdauer 
angegeben.“

Menschen mit Behinderung können Persönliche Assistenz für Hilfe 
am Arbeitsplatz, in der Schule, für die Ausbildung oder in der Freizeit 
in Anspruch nehmen. Ob Persönliche Assistenz für die Freizeit und 
das Leben außerhalb der Arbeitszeit finanziert wird, hängt meist von 
der Pflegegeldstufe ab. Die Regelungen sind derzeit aber in allen 
Bundesländern unterschiedlich. 28
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Menschen mit Behinderungen sind mit einer Vielzahl von Be-
nachteiligungen im Bildungsbereich konfrontiert. Diese Tatsache 
wird von Expert*innen auch als ein Grund dafür gesehen, dass das 
Bildungsniveau von Personen mit Behinderungen niedriger ist als 
jenes der Gesamtbevölkerung. Bis zum Ende der Volksschule würde 
die Integration gut gelingen, danach seien die Jugendlichen oft 
auf sich allein gestellt (Sorger et al. 2021); sehr oft hängt es vom 
Engagement der Eltern ab, dass weiterführende Schulen besucht 
werden können. Außerdem haben nicht alle Schüler*innen Anspruch 
auf Persönliche Assistenz.30 In den offenen Antworten wird ebenfalls 
von bestehenden Barrieren in Schule und Ausbildung berichtet.

Betrag zu verdienen durch den Abzug, ich empfinde es als 
diskriminierend, dass es nach dem Chancengleichheitsgesetz 
einen Rechtsanspruch auf institutionelle Betreuung gibt, aber 
kein Rechtsanspruch auf Persönliche Assistenz besteht.“ 

30

https://www.behindertenarbeit.
at/96541/rechtsanspruch-auf-
persoenliche-assistenz-in-der-
schule-gefordert/, letzter Zugriff 
22.4.2022 

„Dass man, trotzdem man in einem Heim wohnt, in die 
Hauptschule gehen darf.“
„An einer Fachhochschule wollte man keine Rollstuhlfah-
rer, und hat mir zu verstehen gegeben, dass man mich auf 
jeden Fall durch die Aufnahmeprüfung fallen lässt.“
„Ich durfte nach 11 Jahren nicht mehr in die Schule gehen. 
Menschen ohne Behinderung dürfen bis zu 15 Jahre zur 
Schule gehen. Ich hätte noch einiges lernen können.“
„Ich darf nicht weiter in die Schule gehen und lernen. Ich 
brauche länger zum Lernen.“
„Im Kindergarten konnte ich noch in einer Inklusionsgruppe 
sein, in der Schule wurde mir das nicht mehr ermöglicht, 
weil meine körperliche Einschränkung zu stark ist und ich 
auf einen Sprachcomputer angewiesen bin. Auch eine 
Schulbegleitung, wie es sie in anderen Bundesländern 
gibt, wurde mir nie angeboten bzw. von vornherein aus-
geschlossen. Auch bei der Suche nach einer Ausbildung 
sind alle zuständigen Stellen und BeraterInnen ratlos, weil 
es keine passenden Ausbildungsstellen gibt, ich aber keine 
intellektuelle Beeinträchtigung habe und daher auch eine 
Werkstätte oder ein Tageszentrum nicht passen.“
„In der Schulzeit und nach der Pflichtschule – es gab keine 
Weiterführung. Es wurde privat eine Ausbildung bezahlt 
(Institut Keil).“
„Viele Ausbildungen, die ich nicht machen konnte. Überset-
zerstudium in Wien, Propädeutikum und Fachspezifikum in 
den PT-Vereinen, weil diese durch die Bank NICHT baulich 
barrierefrei sind.“
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11.3  Zusammenfassung 
Die Mehrheit der Menschen mit Behinderungen hat schon  
Diskriminierung im Alltag und in den unterschiedlichen Bereichen 
des Lebens erfahren: 62% der befragten Wiener*innen geben an, 
aufgrund ihrer Behinderung bereits Diskriminierung oder Benach- 
teiligung erlebt zu haben. 

In der qualitativen Studie über Frauen mit Behinderungen in  
Wien (Sorger & Bergmann 2020) wurden neben dem zusätzlichen 
Bedarf an spezialisierten und leistbaren Gesundheitsangeboten  
die Probleme in der Kommunikation mit dem Gesundheitspersonal 
thematisiert. Dieser Aspekt wurde ebenfalls in der Frage nach erleb-
ten Diskriminierungen und Benachteiligungen genannt. Etwa geht  
es darum, dass Menschen nicht ernst genommen werden, dass nur 
mit den Begleitpersonen gesprochen wird oder abwertende  
Kommentare geäußert werden.  

„Ärzte, z.B. im AKH, die meinen, man soll sich nicht so an-
stellen und einfach wieder arbeiten gehen. Man ist ja hübsch 
und jung, und das geht sicher. Ärzte und PVA, die einreden 
will, man braucht psychische Hilfe, weil man chronisch krank 
ist. Da sie die Krankheiten nicht kennen und eine psychische 
Störung andichten.“
„Da ich eine sehr seltene Behinderung habe, die man mir 
rein äußerlich nicht ansieht, wird sie nahezu regelmäßig bei 
arbeitsmedizinischen Untersuchungen von den Ärzten igno-
riert.“
„Gesundheitspersonal adressiert im Gespräch nicht mich, 
sondern die Assistentin.“
„Sprechstundenhilfe bei Facharzt: ‚Für Leute wie Sie haben 
wir keine Termine.‘ Impfende Person während Nadelstich: 
‚Gönn S’, Sie wollen eh keine Kinder kriegen.‘ Der Großteil 
läuft unterschwellig. Aber in den letzten Jahren wurde es in 
vielen Bereichen sehr deutlich besser!“
„Man hat mich als Mensch mit Behinderung im Krankenhaus 
bei der Erstaufnahme nicht ernst genommen.“
„Dass taube Menschen ohne Dolmetschbudget gezwungen 
werden, beim Arztbesuch lautsprachlich zu sprechen.“
„Zwangssterilisation.“
„Arzt spricht mit Begleitung.“
„Ich habe eine offizielle Diagnose von einer Ambulanz für 
seltene Krankheiten, es ist erwiesen, dass ich die Krank-
heit habe, aber viele ÄrztInnen glauben nicht, was sie nicht 
sehen.“
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• Frauen berichten in höherem Ausmaß als Männer über Diskriminie- 
 rungserfahrungen, nämlich etwa zwei Drittel der Frauen (66%),  
 während es bei den Männern 56% sind.
• Befragte mit Pflichtschulabschluss geben im Vergleich zu jenen mit  
 anderen Bildungsniveaus mit 55% am seltensten an, Diskriminie- 
 rung oder Benachteiligung aufgrund der Behinderung erfahren zu  
 haben. Bei Befragten mit Universitäts-, Fachhochschul- oder  
 Akademieabschluss bestätigen hingegen 77%, bereits Diskriminie- 
 rung erlebt zu haben. 
• Ebenfalls signifikant ist der Unterschied bei Befragten mit und  
 ohne Migrationshintergrund: Während 52% jener Personen mit  
 Migrationshintergrund angeben, aufgrund ihrer Behinderung  
 Benachteiligung erlebt zu haben, sind es bei jenen ohne Migra- 
 tionshintergrund 64%.
• Am häufigsten (84%) berichten Personen mit Hörbehinderung/ 
 Gehörlosigkeit von Diskriminierungserfahrungen aufgrund der  
 Behinderung. 
• Am seltensten (47%) geben Befragte mit Lernschwierigkeiten an,  
 aufgrund ihrer Behinderung schon einmal Diskriminierung oder  
 Benachteiligung erlebt zu haben. 

Die Aufschlüsselung nach Art der Behinderung zeigt, dass es sich in 
den meisten Fällen um Diskriminierung im Alltag durch Privat-
personen handelt (47%). Diskriminierung in diesem Bereich haben 
Befragte mit einer Erkrankung des Nervensystems (z.B. Autismus 
oder ADHS) am häufigsten erlebt. Am zweithäufigsten tritt diese Art 
der Diskriminierung bei Menschen mit Lernschwierigkeiten und bei 
Menschen ohne Pflichtschulabschluss auf, und auch bei Personen 
mit Mehrfachbehinderung ist diese Diskriminierungsart überdurch-
schnittlich häufig gegeben. Die Liste der beschriebenen Diskrimi-
nierungserfahrungen in der offenen Antwortmöglichkeit ist sehr 
lang. Viele der Antworten beziehen sich auf respektloses Verhalten, 
Beschimpfungen und Beleidigungen, die im Alltag erlebt werden.
30% jener Personen mit Diskriminierungserfahrungen haben Dis-
kriminierung am Arbeitsmarkt und/oder im Ausbildungsbereich 
erlebt, wobei dies in höherem Ausmaß von Frauen (34%) als von 
Männern (23%) berichtet wird. Befragte mit chronischen Erkrankun-
gen geben mit 57% am häufigsten von allen Gruppen an, im Bereich 
Arbeitsmarkt/Ausbildung diskriminiert worden zu sein, gefolgt von 
Personen mit einer Sehbehinderung/Blindheit (48%). Außerdem 
berichten in stärkerem Ausmaß Personen aus dem höheren Ausbil-
dungssegment von Diskriminierungserfahrungen in den Bereichen 
Arbeitsmarkt/Ausbildung. In diesem Zusammenhang wird zum einen 
von persönlichen Beleidigungen durch Vorgesetzte und Kolleg*innen 
und zum anderen über frustrierende Erfahrungen bei der Jobsuche 
berichtet. Auch fehlende Barrierefreiheit bzw. fehlende Bereitschaft 
zur Gewährleistung der Barrierefreiheit können Probleme am Ar-
beitsplatz oder bei der Suche nach einem Arbeitsplatz verursachen. 
Oftmals sind Menschen mit Behinderungen an ihrem Arbeitsplatz 
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auch damit konfrontiert, dass ihnen Karriereoptionen aufgrund ihrer 
Behinderung verwehrt bleiben.
In den offenen Antworten wird zudem von bestehenden Barrieren in 
Schule und Ausbildung berichtet, etwa bezüglich Einschränkungen 
bei den weiterführenden Bildungswegen nach der Volksschule.
Ein Viertel der Personen mit Diskriminierungserfahrungen gibt an, 
Erfahrungen mit „Diskriminierung bei der Nutzung des öffentlichen 
Raumes/öffentlicher Verkehrsmittel/Freizeitangebote (mangeln-
de Barrierefreiheit)“ gemacht zu haben. Befragte mit körperlicher 
Beeinträchtigung und/oder Mobilitätseinschränkung haben mit 50% 
am häufigsten Diskriminierung bei der Nutzung des öffentlichen 
Raumes/öffentlicher Verkehrsmittel/Freizeitangebote (mangelnde 
Barrierefreiheit) erfahren, Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosig-
keit mit 41% am zweithäufigsten. Die berichteten Diskriminierungs-
erfahrungen und Benachteiligungen umfassen die nicht vorhandene 
Barrierefreiheit von Gebäuden, von öffentlichen Verkehrsmitteln 
sowie andere Bereiche, die das Teilhaben am Arbeitsmarkt, am kul-
turellen Leben und in Freizeit- und Sporteinrichtungen erschweren 
oder verunmöglichen.
In geringerem Ausmaß werden negative Erfahrungen im Umgang 
mit Behörden und öffentlichen Einrichtungen genannt, etwa bei der 
Begutachtung von Erkrankungen (z.B. Einschätzung des Behinde-
rungsgrades, der Einstufung für den Pflegegeldbezug und bezüglich 
Reha-Geld/Berufsunfähigkeit/Invalidität).
Außerdem werden Probleme in der Kommunikation mit dem Ge-
sundheitspersonal thematisiert. So werden Menschen mit Behinde-
rung oft nicht ernst genommen, es wird eher mit den Begleitperso-
nen gesprochen anstatt mit der betreffenden Person, oder  
es werden abwertende Kommentare geäußert.
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Wie anhand der Studie zu Frauen mit Behinderungen gezeigt werden 
konnte, wird das Beratungsangebot mit einer Vielzahl von Anlauf-
stellen und Zuständigkeiten oft als unübersichtlich wahrgenommen. 
Es nimmt viel Zeit und Energie in Anspruch, einen Überblick über 
Ansprüche und Fördermöglichkeiten zu bekommen, und so wird der 
Wunsch nach einer zentralen Anlaufstelle geäußert (vgl. Sorger & 
Bergmann 2020).

In der aktuellen Befragung wird danach gefragt, wie das Beratungs-
angebot in Wien wahrgenommen wird (siehe Abbildung 49):
• 62% meinen dazu, dass das Beratungsangebot barrierefrei zu- 
 gänglich ist, 30% stimmen dieser Aussage teilweise zu, und für  
 8% ist das Beratungsangebot nicht barrierefrei zugänglich. Für  
 Befragte, die ÖGS als Erstsprache angeben, bzw. Menschen mit  
 Hörbehinderung/Gehörlosigkeit stellen sich die größten Probleme  
 hinsichtlich der Barrierefreiheit der Angebote, weshalb sie mit dem  
 Beratungsangebot am wenigsten zufrieden sind. Auch Menschen  
 mit Sehbehinderung schätzen die Barrierefreiheit der Beratungs- 
 angebote schlechter ein als andere Gruppen (siehe Tabelle 91).
• 47% wissen, wohin sie sich mit ihren Anliegen wenden können,  
 37% stimmen dieser Aussage teilweise zu, und 16% geben an, nicht 
 zu wissen, wohin sie sich mit ihrem Anliegen wenden können.  
 Menschen mit Sehbehinderung (49%), Menschen mit einer kör- 
 perlichen Behinderung/Mobilitätseinschränkung und Menschen  
 mit Lernschwierigkeiten (65%) weisen die höchsten Zustimmungs-
 werte auf (siehe Tabelle 93). 

Bewertung 
des Beratungs-
angebotes

12
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• 34% sind mit dem Beratungsangebot zufrieden, 49% teilweise  
 zufrieden und 17% sind nicht zufrieden. Nach Behinderungsart  
 kommen teilweise erhebliche Unterschiede in der Bewertung des  
 Beratungsangebotes für Menschen mit Behinderungen zum Aus- 
 druck: So sind nur 20% der Menschen mit einer Hörbehinderung  
 mit dem Beratungsangebot zufrieden, während die Zufriedenheit  
 bei Menschen mit körperlichen Behinderungen/Mobilitätsein- 
 schränkungen (32%) und jenen mit Sehbehinderungen (35%) höher  
 ist (siehe Tabelle 92). Menschen mit Behinderungen, die einen  
 Migrationshintergrund haben, sind mit dem Beratungsangebot  
 weniger zufrieden.

Abbildung 49: Wenn Sie an das Beratungsangebot für Menschen 
mit Behinderungen in Wien denken: Stimmen Sie den folgenden 
Aussagen zu?

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 250 und 369

Sehr viele Einträge finden sich bei der Frage nach dem Verbes-
serungsbedarf von Beratung für Menschen mit Behinderungen. 
Hier spiegelt sich in großem Ausmaß auch die Unzufriedenheit 
mit dem Beratungsangebot für gehörlose Menschen wider.

„Gebärdensprach-DolmetscherInnen sollen über-
all eingesetzt werden – Gebärdensprach-Dol-
metschvermittlungsstelle muss vorhanden sein.“
„Beratungsstellen für Eltern gehörloser Kinder! Da 
gibt es keine! Es fehlt viel an Aufklärung.“
„Mehr Empathie und Verständnis für gehörlose Menschen. 
Viele denken, gehörlose Menschen sind faul und dumm.“
„Mehr unterschiedliche Stellen für Gehörlose. Im-
mer nur die gleiche Stelle ist etwas problema-
tisch. Es gäbe noch genug andere Firmen, die wer-
den aber nicht ‚gehört‘ bzw. bewusst ignoriert.“
„Es braucht Video-Relay-Service für gehörlose Menschen.“

Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u

34,2%

46,6%

61,7%

49,0%

37,2%

29,9%

16,8%

16,2%

8,4%

Ich bin mit dem Beratungsangebot
für Menschen mit Behinderungen

in Wien zufrieden

Ich weiß, wohin ich mich mit
meinem Anliegen wenden kann

Das Beratungsangebot ist für mich
barrierefrei zugänglich
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„Krankenkassen sollten diese Infos auch haben, wo man sich 
als psychisch Kranke Person hinwenden kann. Ich musste mir 
meine Infos immer mühsam zusammensuchen, und oft war 
ich an der falschen Stelle.“
„Wo findet man einen Therapeuten, einen Psychiater. Ich 
weiß, es gibt einige Beratungsangebote, die findet man aber 
nicht so einfach. Vor allem wenn man psychische Beeinträch-
tigungen hat, z.B. massive Antriebslosigkeit, Konzentrations-
probleme ...“
„Bis es zu einem Beratungsgespräch kommt, vergehen oft 
Wochen. Um dann oft gesagt zu bekommen, ‚tut mir leid, ich 
bin nicht zuständig‘, aber dann auch von der nicht zustän-
digen Stelle u. Beratung gesagt zu bekommen, wer wirklich 
zuständig ist.“

31

In diesem Kapitel wurden Männer  
aus den Analysen ausgeschlossen. 
In dieser Gruppe enthalten sind 
demnach:
• Frauen, 
• Personen, die als Geschlecht  
 ‚divers‘ angaben, sowie 
• Personen, die keine Geschlechter- 
 angabe gemacht, aber den Frage- 
 block ausgefüllt haben.

32

Der Verein Ninlil bietet Empowerment 
und Beratung für Frauen mit Behinde-
rung: https://www.ninlil.at/ letzter  
Zugriff 22.4.2022

Viele Einträge betreffen die Suche nach Informationen und 
den Bedarf an einer umfassenden Beratungsmöglichkeit.

12.1  Beratung für Frauen31

 
In der Befragung wird zudem explizit nach Beratungsangeboten für 
Frauen gefragt. Der Bekanntheitsgrad der in der Langversion ab-
gefragten Angebote für Frauen gliedert sich folgendermaßen (siehe 
Abbildung 50):
•  Der 24-Stunden Frauennotruf der Stadt Wien weist mit 73% den  
 höchsten Bekanntheitsgrad auf und wurde von 5% der befragten  
 Frauen schon genutzt.
• Das Frauenzentrum der Stadt Wien ist 52% der Frauen bekannt und  
 wurde von 2% bereits genutzt.
• Von 44% der Frauen wird angegeben, dass sie das FEM Frauenge- 
 sundheitszentrum kennen, von 7% wurde dieses Angebot schon  
 in Anspruch genommen. 
• Der Verein Ninlil32 ist 32% der befragten Frauen bekannt,  
 8% nutzten das Angebot schon. 
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abak
Antidiskriminierungsstelle
Autismushilfe
Beratung und Hilfe vom KOBV
CFS-Hilfe Österreich
CheckArt
Frauen beraten Frauen
Frauen helfen Frauen
Frauenassistenz
Frauenhäuser, Telefonhotline der Frauenhäuser, Haus Miriam
Frauen-Helpline, Rat auf Draht
Frauenhetz
Frauen-Rechtsschutz
Nanaya
Ninlil Zeitlupe 
ÖZIV
Peregrina
PSD, pro mente, fit2work
Sprungbrett für Mädchen

Bei der Frage nach anderen Angeboten für Frauen werden 
(mitunter mehrmals) genannt.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform exkl. Männer: n=598, n miss zwischen 197 und 220

Abbildung 50: Kennen Sie diese Angebote für 
Frauen oder haben Sie diese schon genutzt?

72,8%

52,2%

44,4%

31,8%

4,7%

2,1%

7,1%

8,4%

22,4%

45,7%

48,4%

59,8%

24-Stunden Frauennotruf der Stadt Wien

Frauenzentrum der Stadt Wien

FEM Frauengesundheitszentrum

Verein Ninlil

Ja, kenne ich, aber habe ich noch nicht genutzt
Habe ich schon in Anspruch genommen

Nein, kenne ich nicht
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12.2  Zusammenfassung
Zum Beratungsangebot in Wien wurde die Beurteilung der Barriere-
freiheit eruiert: Dazu meinen 62%, dass das Beratungsangebot bar-
rierefrei zugänglich ist, die größten Probleme mit der Barrierefreiheit 
stellen sich hingegen Menschen mit Hörbehinderung/Gehörlosig-
keit. Auch Menschen mit Sehbehinderung schätzen die Barrierefrei-
heit der Beratungsangebote schlechter ein als andere Gruppen.
Zum anderen wurde erhoben, ob die Befragten wissen, wohin sie 
sich mit einem Anliegen wenden können. Knapp die Hälfte der 
Befragten weiß, wohin sie in dem Fall gehen können, 37% stimmen 
dieser Aussage teilweise zu und 16% geben an, dass sie nicht wissen, 
wohin sie sich mit ihrem Anliegen wenden können. 
Die Problematiken, die innerhalb der ersten beiden Fragestellungen 
zutage treten, spiegeln sich auch in den Antworten zur Zufrieden-
heit mit den Beratungsangeboten wider: Nur 34% sind mit dem 
Beratungsangebot zufrieden, 49% sind teilweise zufrieden und 17% 
sind nicht zufrieden. Die niedrigsten Zufriedenheitswerte weisen 
Menschen mit einer Hörbehinderung und Menschen mit Migrations-
hintergrund auf.  
Bezüglich des Verbesserungsbedarfs der Beratung für Menschen mit 
Behinderungen folgten sehr viele Anregungen seitens der Befragten: 
Aufgrund der Vielzahl von Anlaufstellen und Zuständigkeiten ist es 
für Menschen mit Behinderungen oft schwierig, einen Überblick 
über Ansprüche und Fördermöglichkeiten zu bekommen. Daher wird 
oftmals der Wunsch nach einer umfassenden Beratungsmöglichkeit 
in einer zentralen Anlaufstelle geäußert. Beim Verbesserungsbedarf 
spiegelt sich außerdem die große Unzufriedenheit mit dem Bera-
tungsangebot für gehörlose Menschen wider. In diesem Zusammen-
hang wird vor allem ein Mangel an ÖGS-Dolmetsch-Angeboten und 
an Beratungsstellen für Eltern gehörloser Kinder festgestellt. 

In der Befragung wurde weiters explizit nach Beratungsangeboten 
für Frauen gefragt. Der Bekanntheitsgrad jener gliedert sich folgen-
dermaßen:
• Der 24-Stunden Frauennotruf der Stadt Wien hat mit 73% den  
 höchsten Bekanntheitsgrad und wurde von 5% der befragten  
 Frauen auch schon genutzt.
• Das Frauenzentrum der Stadt Wien ist 52% der Frauen bekannt  
 und wurde von 2% bereits genutzt.
• Von 44% der Frauen wurde angegeben, das FEM Frauengesund- 
 heitszentrum zu kennen und von 7% wurde dieses Angebot bereits  
 genutzt.  
• Der Verein Ninlil ist 32% der befragten Frauen bekannt, während  
 8% das Angebot schon genutzt haben.
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Die Gesundheitsversorgung von Menschen mit Behinderungen ist 
ein zentrales Thema und umfasst viele Bereiche: vom barrierefreien 
Zugang zu Einrichtungen der Gesundheitsversorgung über deren 
Leistbarkeit hin zu Fragen nach der adäquaten Behandlung von 
Menschen mit Behinderungen – sowohl in Hinblick auf Kompe-
tenzen bei speziellen Krankheitsbildern als auch auf eine adäquate 
zwischenmenschliche Behandlung durch das Personal im Gesund-
heitswesen. In der Vergangenheit wurde in Studien und Erfahrungs-
berichten darauf hingewiesen, dass die Gesundheitsversorgung von 
Menschen mit intellektueller Behinderung und/oder Kommunika-
tionsschwierigkeiten in vielen Bereichen verbesserungsbedürftig 
ist.33 Auch in der vorliegenden Befragung wird der Handlungsbedarf 
in unterschiedlichen Bereichen der Gesundheitsversorgung von 
Menschen mit Behinderungen in Wien offensichtlich.
Rund 11% der Befragten geben an, dass sie keinen guten Zugang zu 
Ärztinnen und Ärzten haben, die sich mit ihrem Krankheitsbild aus-
kennen; insbesondere Personen aus dem höheren Bildungssegment 
(siehe Tabelle 116) sowie Personen mit Mobilitätseinschränkungen,
einer Erkrankung des Nervensystems oder chronischen Erkrankung 
berichten davon (siehe Tabelle 118). Einen schlechten Zugang zu

Bewertung 
der 
Gesundheits-
versorgung

13

33

https://dachverband.at/gesund-
heitsversorgung-von-menschen- 
mit-behinderungen/, letzter  
Zugriff 22.04.2022 
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Leistungen, die den individuellen Bedürfnissen entsprechen, wie 
spezielle Therapien, haben 20%. Verstärkt trifft dies auf Personen 
aus den unteren Ausbildungssegmenten zu (siehe Tabelle 124). 

Abbildung 51: Zugang zu einer adäquaten Gesundheitsversorgung

Wie sieht es im Bereich der psychischen Gesundheitsversorgung 
aus? Jedenfalls rund ein Drittel ist mit dem Angebot in Wien in 
diesem Bereich nicht zufrieden. Verstärkt trifft dies auf Personen aus 
den höheren Ausbildungssegmenten zu (siehe Tabelle 116) sowie auf 
Personen mit einer chronischen Erkrankung (siehe Tabelle 122). Rund 
ein Fünftel weiß nicht, wo man Unterstützung in diesem Bereich be-
kommen kann. Gehäuft trifft dies auf ältere Personen ab 60 Jahren 
zu (siehe Tabelle 123), Personen mit Migrationshintergrund (siehe 
Tabelle 125) sowie Personen mit ÖGS oder anderen Erstsprachen als 
Deutsch (siehe Tabelle 126). Einen Zugang zu qualitativ hochwer-
tigen Leistungen im Bereich der psychischen Gesundheit vermisst 
rund ein Drittel der Befragten.

Abbildung 52: Gesundheitsversorgung im Bereich der psychischen 
Gesundheit

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=302; *Langform: n=965,  
n miss=241

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=764; *Langform: n=965,  
n miss=383 und 452

58,6%

41,3%

30,7%

39,1%

10,7%

19,6%

Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u

Ich habe Zugang zu Ärztinnen und Ärzten,
die sich mit meinem Krankheitsbild

oder meiner Behinderung auskennen

Ich habe Zugang zu Gesundheitsleistungen,
die meinen Bedürfnissen ent sprechen*

40,4%

45,2%

32,2%

28,0%

34,7%

34,7%

31,6%

20,1%

33,1%

Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u

Ich bin mit dem Angebot im Bereich der psychischen
Gesundheit  zufrieden

Ich weiß, wo ich mir beim Thema psychische Gesundheit
Unterstützung holen kann*

Ich habe Zugang zu qualitativ guten Leistungen im Bereich
der psychischen Gesundheit*
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Der Zugang zu adäquaten Leistungen in der psychischen Gesund-
heitsversorgung scheint damit zum einen für Personen mit spezielle-
ren Krankheitsbildern erschwert; zum anderen könnten sich je nach 
Ausbildungsniveau auch unterschiedliche Erwartungshaltungen 
ergeben. Zusätzlich wäre im psychischen Bereich anzudenken,  
Unterstützungsmöglichkeiten unter spezifischen Zielgruppen  
verstärkt zu bewerben.
Rund ein Fünftel kann sich die Behandlung nicht leisten, weitere  
29% nur teilweise. Dies trifft insbesondere auf Personen aus den 
mittleren Ausbildungssegmenten zu (Lehrabschluss, BMS oder  
Matura, siehe Tabelle 116).

Abbildung 53: Wenn Sie an das Gesundheitssystem in Wien 
denken: Stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=1.025

Rund 15% der Befragten bekommen Informationen vom Gesund-
heitspersonal nicht verständlich erklärt, weitere rund 37% nur teil-
weise. Verstärkt trifft dies auf Personen mit einer Hörbehinderung 
(siehe Tabelle 120) und entsprechend auf Personen mit ÖGS als 
Erstsprache (siehe Tabelle 117) zu. Rund ein Drittel fühlt sich darüber 
hinaus nicht oder nur teilweise gut zu Fragen bezüglich Verhütung, 
Schwangerschaft und Schwangerschaftsabbruch informiert. Ver-
stärkt betrifft dies jüngere Personen unter 30 Jahren (siehe Tabelle 
115), Personen aus dem unteren Bildungssegment (siehe Tabelle 116) 
sowie Personen, die eine andere Sprache als Deutsch oder ÖGS als 
Erstsprache haben (siehe Tabelle 117). Zusätzlich besteht eine ge-
ringere Informiertheit zu diesen Themen seitens Personen mit Lern-
schwierigkeiten, Mehrfachbehinderungen und Personen, welche 
die Art ihrer Behinderung nicht genau angeben können oder wollen 
(siehe Tabelle 121). 
Haben die Befragten das Gefühl, vom Gesundheitspersonal als 
mündige Patient*innen behandelt zu werden? Von rund 10% wird 
dies verneint, auf rund ein weiteres Drittel trifft dies nur teilweise zu. 
Insbesondere Personen mit ÖGS als Erstsprache (siehe Tabelle 126) 
fühlen sich häufig als nicht mündig behandelt. Zusätzlich trifft dies 
tendenziell auch auf Personen mit einer Erkrankung des Nervensys-
tems zu (acht von 18 Personen), auch wenn die geringen Fallzahlen 
keine genauen statistischen Rückschlüsse zulassen.

Ich kann mir die Behandlung auch leisten.

Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u
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Abbildung 54: Wenn Sie an das Gesundheitssystem in  
Wien denken: Stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

Mit welchen Problemen waren die Befragten in der Vergangenheit  
im Bereich der ärztlichen Versorgung bereits konfrontiert? Etwas 
mehr als ein Fünftel hat öfter Probleme damit gehabt, eine Gesund-
heitseinrichtung barrierefrei zu erreichen, weiteren 12% erging es 
zumindest einmal so. Verstärkt trifft dies auf ältere Personen (siehe 
Tabelle 132), Personen aus dem höheren Ausbildungssegment (siehe 
Tabelle 133) sowie Personen mit einer Hörbeeinträchtigung oder 
Mobilitätseinschränkung zu (siehe Tabelle 134).
Von häufigen Problemen bei der Verschreibung einer Therapie 
berichtet rund ein Fünftel, 17% waren zumindest einmal damit kon-
frontiert. Insbesondere höher gebildete Personen (siehe Tabelle 133) 
sowie Personen mit einer Mobilitätseinschränkung, chronischen Er-
krankung und Personen, die ihre Behinderung nicht genau angeben 
können oder wollen, waren hiervon häufiger betroffen (siehe Tabelle 
135).
17% der Befragten berichten von erlebter Gewalt im Gesundheits- 
system, bei 9% kam dies sogar öfter vor. In besonderem Ausmaß 
trifft dies auf Frauen (20%, siehe Tabelle 131), höher Gebildete  
(siehe Tabelle 133) und Personen mit einer chronischen Erkrankung 
zu (siehe Tabelle 136).

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=492 und 1.042; *Langform: 
n=965, n miss=252

47,9%

67,6%

53,6%

37,0%

15,0%

36,3%

15,1%

17,4%

10,1%

Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u

Ich bekomme vom Gesundheitspersonal Informationen
verständlich erklärt

Zu diesen Fragen fühle ich mich gut informiert:
Verhütungsmittel, (un)gewollte Schwangerschaft und

Schwangerschaftsabbruch

Ich werde vom Gesundheitspersonal als mündige Patientin
oder als mündiger Patient behandelt*
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Abbildung 55: Hatten Sie in der Vergangenheit in den  
folgenden Bereichen Probleme mit der ärztlichen Versorgung?

13.1  Frauengesundheit34
 

Wie gestaltet sich die Gesundheitsversorgung im Bereich der Frauen-
gesundheit? Der Großteil der Befragten hat einen guten Zugang 
zu entsprechenden Angeboten und kann sich diese auch leisten. 
Seltener trifft dies allerdings auf Personen zu, die ihre Art der Be-
hinderung nicht genau angeben können oder wollen (siehe Tabellen 
139 und 142).
Eine barrierefreie Erreichbarkeit ist ebenfalls für den Großteil zumin-
dest teilweise gegeben – beinahe ein Fünftel kämpft diesbezüglich 
allerdings mit Problemen. Verstärkt trifft dies auf ältere (siehe Tabelle 
137), höher gebildete Personen (siehe Tabelle 138) sowie Personen 
mit Mobilitätseinschränkungen zu (siehe Tabelle 140).
Schlechte Erfahrungen bei der Untersuchung bzw. Behandlung 
durch eine Frauenärztin/einen Frauenarzt hat zusätzlich bereits 
etwas mehr als ein Fünftel gemacht, ein weiteres zumindest teilweise. 
Tendenziell trifft dies verstärkt auf Personen mit chronischen Er-
krankungen zu, jedoch muss angemerkt werden, dass es sich dabei 
nur um eine sehr kleine Personengruppe handelt, die keine validen 
statistischen Auswertungen zulässt. Nichtsdestoweniger berichtete 
die Hälfte dieser Personengruppe (sechs von zwölf Personen) von 
derartigen Erfahrungen.

34

In diesem Kapitel wurden Männer aus 
den Analysen ausgeschlossen. In die-
ser Gruppe enthalten sind demnach:
• Frauen, 
• Personen, die als Geschlecht ‚divers‘  
 angaben, sowie 
• Personen, die keine Geschlechter- 
 angabe gemacht, aber den Frage- 
 block ausgefüllt haben.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 493 und 551
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83,4%

11,9%
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Nein, noch nie Ja, einmal Ja, öfter

Ich hatte Probleme, eine Ordination,
Therapie-Einrichtung oder ein

Krankenhaus barrierefrei zu erreichen

Ich hatte Probleme bei der Verschreibung
einer Therapie. Sie wurde nicht bewilligt

Ich habe bereits körperliche, seelische
oder sexuelle Gewalt im

Gesundheitsbereich erlebt
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Abbildung 56: Wenn Sie an Frauenärztinnen und Frauenärzte 
in Wien denken: Stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

13.2  Zusammenfassung
Die Verfügbarkeit und die Qualität der Gesundheitsversorgung ha-
ben einen großen Einfluss auf die Lebensqualität von Menschen mit 
Behinderungen. Personen mit Mobilitätseinschränkungen, mit einer 
Erkrankung des Nervensystems oder chronischen Erkrankung haben 
in höherem Ausmaß keinen guten Zugang zu Ärztinnen und Ärzten, 
die sich mit ihrem Krankheitsbild auskennen. Auch bezüglich der 
Leistbarkeit der Behandlungen ergeben sich Defizite: Rund ein Fünf-
tel kann sich die Behandlung nicht leisten, weitere 29% nur teilweise. 
Zumindest etwas mehr als ein Fünftel hat schon öfter Probleme ge-
habt, eine Gesundheitseinrichtung barrierefrei zu erreichen, weitere 
12% zumindest einmal. Verstärkt trifft dies auf ältere Personen sowie 
Personen mit einer Hörbeeinträchtigung oder Mobilitätseinschrän-
kung zu.
Von Problemen bei der Bewilligung einer Therapie berichtet rund ein 
Fünftel, weitere 17% waren zumindest einmal damit konfrontiert. Ins-
besondere Personen mit einer Mobilitätseinschränkung, chronischen 
Erkrankung und Personen, die ihre Behinderung nicht genau ange-
ben können oder wollen, waren hiervon häufiger betroffen.
Im Bereich der psychischen Gesundheitsversorgung ist rund ein 
Drittel mit dem Angebot in Wien nicht zufrieden, ebenfalls ein Drittel 
der Befragten vermisst einen Zugang zu qualitativ guten Leistungen 
in diesem Bereich. Rund ein Fünftel weiß zudem nicht, wo man sich 
Unterstützung in diesem Bereich holen kann. Gehäuft trifft dies auf 
ältere Personen ab 60 Jahren, Personen mit Migrationshintergrund 
sowie Personen mit ÖGS oder anderen Erstsprachen als Deutsch zu. 
Im psychischen Bereich könnten daher Unterstützungsmöglichkeiten 
unter diesen spezifischen Zielgruppen verstärkt beworben werden.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform exkl. Männer: n=1.077, n miss 
zwischen 347 und 667
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Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u

Ich habe Zugang zu guten Angeboten im Bereich
Frauengesundheit

Diese sind kostenlos oder ich kann sie mir leisten

Die Frauenärztin oder der Frauenarzt ist barrierefrei
erreichbar

Bei der Untersuchung oder Behandlung durch die
Frauenärztin oder den Frauenarzt habe ich bereits

schlechte Erfahrungen gemacht
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Beim Thema „Umgang mit den Patient*innen“ zeigt sich, dass rund 
15% der Befragten Informationen vom Gesundheitspersonal nicht 
verständlich erklärt bekommen, weitere rund 37% nur teilweise. In 
besonderem Ausmaß davon betroffen sind Personen mit einer Hör-
behinderung. 
Immerhin rund ein Drittel der Frauen fühlt sich darüber hinaus nicht 
oder nur teilweise gut informiert zu Fragen bezüglich Verhütung, 
Schwangerschaft und Schwangerschaftsabbruch. Verstärkt betrifft 
dies jüngere Personen unter 30 Jahren, Personen aus dem unteren 
Bildungssegment sowie Personen, die eine andere Sprache als 
Deutsch oder ÖGS als Erstsprache haben. Zusätzlich findet sich eine 
geringere Informiertheit zu diesen Themen bei Personen mit Lern-
schwierigkeiten, Mehrfachbehinderungen und Personen, welche die 
Art Ihrer Behinderung nicht genau angeben können oder wollen. 
Rund 10% der Befragten fühlen sich vom Gesundheitspersonal nicht 
als mündige Patient*innen behandelt, für rund ein weiteres Drittel 
trifft dies nur teilweise zu. Insbesondere Personen mit ÖGS als Erst-
sprache fühlen sich häufig als nicht mündig wahrgenommen. 
Die Frage nach bereits erlebter Gewalt im Gesundheitssystem be-
jahen immerhin rund 17%, bei 9% war dies bereits öfter der Fall. 
Gehäuft trifft dies unter anderem auf Frauen und Personen mit einer 
chronischen Erkrankung zu.
Im Bereich der Frauengesundheit gibt der Großteil der befragten 
Frauen einen guten Zugang zu Angeboten im Bereich der Frauen-
gesundheit an und kann sich diese auch leisten. Seltener trifft dies 
allerdings auf Personen zu, die ihre Art der Behinderung nicht genau 
angeben können oder wollen.
Eine barrierefreie Erreichbarkeit ist ebenfalls für den Großteil zu-
mindest teilweise gegeben – beinahe ein Fünftel kämpft diesbezüg-
lich allerdings mit Problemen. Verstärkt trifft dies unter anderem auf 
Personen mit Mobilitätseinschränkungen zu.
Schlechte Erfahrungen bei der Untersuchung bzw. Behandlung 
durch eine Frauenärztin/einen Frauenarzt hat bereits etwas mehr als 
ein Fünftel der Frauen gemacht, ein weiteres Fünftel zumindest teil-
weise.
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Menschen mit Behinderungen waren und sind besonders von den 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie35 betroffen, sei es durch 
Schließungen bzw. Notbetrieb von Werkstätten, Angst vor Verlust 
des Arbeitsplatzes oder Angst vor einer Ansteckung. Zugleich wer-
den auch positive Entwicklungen wahrgenommen, etwa im Bereich 
der Online-Beratung.36 
Wie die Befragung belegt, fühlt sich ein Großteil der Befragten gut 
über Corona informiert: 68% bestätigen dies, 23% stimmen dem 
teilweise zu, und nur 8% stimmen nicht zu (siehe Abbildung 57). 
Überdurchschnittlich gut informiert fühlen sich Menschen mit Seh-
behinderung/Blindheit, Menschen mit Lernschwierigkeiten und 
Menschen mit körperlichen Behinderungen (siehe Tabelle 102). 
Schlechter informiert fühlen sich in erster Linie Menschen mit Hör-
behinderung/Gehörlosigkeit, worauf auch in den offenen Antworten 
Bezug genommen wird: „Keine ausreichende Information in ÖGS.“ 
Oder: „Bei COVID-Impfstraße oder -Teststraße keine ÖGS-Kompe-
tenz oder Dolmetscher vor Ort! Telefonnummer 1450? Wie soll ich 
dort anrufen?!“

35

COVID-19-Pandemie: Ende Februar 
2020 wurden die ersten Virusinfek-
tionen in Österreich registriert, am 11. 
März 2020 erklärte die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) die Epidemie 
zur Pandemie, siehe https://orf.at/
stories/3157449/, letzter Zugriff 
22.04.2022 

36

https://www.myability.org/news/
corona-inklusion-was-sind-die-
learnings-und-was-soll-verstetigt-
werden, letzter Zugriff 22.04.2022 

Auswirkungen 
der COVID-19-
Pandemie

14
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Abbildung 57: Wie hat sich Ihr Leben durch Corona verändert?

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 354 und 501; 
*Langform: n=965, n miss=287; **Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=80

Knapp ein Viertel (24%) der Befragten stimmen der Aussage zu,  
dass sich durch Corona ihr Leben insgesamt verschlechtert hat, 
allen voran Menschen mit Mehrfachbehinderungen (31%), Menschen 
mit chronischen Erkrankungen (27%) und Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten (25%) (siehe Tabelle 105). 
Besonders die Angst vor den gesundheitlichen Folgen einer  
CoronaInfektion stellt ein bestimmendes Element bei den Auswir-
kungen dar: 39% stimmen dieser Aussage zu, 24% stimmen teilweise 
zu. Bei der Frage nach den gesundheitlichen Folgen der Corona- 
Krise zeigt sich die unterschiedliche Betroffenheit nach Art der  
Behinderung. Die größten Ängste bestehen hier bei Menschen mit 
chronischen Erkrankungen, bei körperlicher Behinderung/Mobili-
tätseinschränkung und bei psychischen Erkrankungen (siehe  
Tabelle 106). Auch in den offenen Antworten spielte das erhöhte 
Risiko durch eine Ansteckung mit Corona eine Rolle, etwa bei Hoch-
risikogruppen durch bestimmte Erkrankungen oder bei Menschen, 
die aufgrund ihrer Erkrankung immunsupprimierende Medikamente 
einnehmen müssen.

„Ich muss oft meine Zugehörigkeit zur ‚Hochrisikogruppe‘ 
rechtfertigen und erklären, warum ich auch Maske trage in 
Zeiten, wo es nicht Pflicht war.“
„Als Immunsupprimierte nur noch Zustellung, anstatt selbst 
einzukaufen. Da Schwimmen der einzig mögliche Sport ist, 
auch da seit über einem Jahr keine Möglichkeit.“

67,6%

38,7%

34,5%

32,9%

24,0%

10,6%

66,5%

24,1%
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Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u

Ich habe das Gefühl, gut über Corona informiert zu sein

Ich habe Angst vor den gesundheitlichen Folgen einer
Corona-Infektion

Ich habe in dieser Zeit Arzttermine oder Therapien
verschoben

Durch Corona fühle ich mich öfter einsam

Durch Corona hat sich meine Lebenssituation insgesamt
verschlechtert

Durch Corona habe ich Angst um meinen Arbeitsplatz**

Es gab für mich auch positive Auswirkungen von Corona*
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„Ständiges Tragen der FFP2-Maske am Arbeitsplatz verur-
sacht immer öfter Atemnot.“
„Hörende Menschen tragen FFP2-Masken. Die Kommunika-
tion ist dadurch nicht möglich! Oft wollen sie die Maske nicht 
kurz runternehmen oder stellen sich nicht anders um, z.B. 
Verwendung von Stift/Papier oder Mobilgerät.“

„Die Reha-Möglichkeit bzw. Kur mit Kind als Begleitung war 
vorher schon mies, bis kaum vorhanden, nun gibt es sie gar 
nicht mehr, ein Unding für Menschen wie mich, die allein-
erziehend sind.“
„Und Therapieplätze mit Krankenkasse sind unmöglich zu 
bekommen. Meine Gesundheit, da mir meine Sportmöglich-
keiten genommen wurden, hat sich auch verschlechtert.“ 
„Regelmäßiger Sport (Schwimmen, Kieser-Training), der aus 
gesundheitlichen Gründen ergänzend zur Physiotherapie 
wichtig gewesen wäre, ist über Monate ausgefallen.“

Das Tragen von FFP2-Masken wird ebenfalls thematisiert: einerseits 
als gesundheitlicher Faktor und andererseits als zusätzliche Barriere 
in der Kommunikation.

Vor allem in der ersten Zeit der Pandemie, als Gesundheitsein-
richtungen eingeschränkten Betrieb hatten und generell große 
Verunsicherung herrschte, wurden Arzttermine und Therapien nicht 
oder nur eingeschränkt wahrgenommen. Mehr als 60% der Frauen 
verschoben Arzttermine oder Therapien, bei den Männern waren 
es mit 49% etwas weniger (siehe Tabelle 101). Ausgewertet nach 
Behinderungsarten, kann ein Zusammenhang zwischen der Angst 
vor einer Erkrankung und dem Verschieben von Arztterminen und 
Therapien geschlussfolgert werden. Vor allem Menschen mit chro-
nischen Erkrankungen und körperlichen Behinderungen/Mobilitäts-
einschränkungen verschoben diese Termine (siehe Tabelle 103). 
Auch in den offenen Antworten wird angemerkt, dass Angebote 
der Gesundheitsversorgung oder Therapien nicht oder nur einge-
schränkt in Anspruch genommen werden konnten.

In Zeiten, in denen soziale Kontakte eingeschränkt sind, werden Iso-
lation und Einsamkeit zu Problemen. 33% stimmen der Aussage zu, 
dass sie sich durch die Corona-Pandemie öfter einsam fühlen, 28% 
stimmen teilweise zu. Hier zeigen sich keine geschlechtsspezifischen 
Unterschiede, wohingegen sich bei den Behinderungsarten vor allem 
Menschen mit psychischen Erkrankungen, mit Lernschwierigkeiten 
und mit chronischen Erkrankungen öfter einsam fühlen (siehe Tabel-
le 104). 
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„Ich durfte meine Arbeit bei [Name] nicht mehr ausüben und 
habe daher gewechselt, obwohl mir die Arbeit bei [Name] viel 
bedeutet hat. Die Entscheidung habe ich getroffen, weil bis 
heute nicht absehbar ist, wie lange die Maßnahmen für die Ri-
sikogruppe noch aufrechterhalten werden. Diese Maßnahmen 
der [Name] habe ich extrem diskriminierend gefunden.“
„Arbeitstechnisch kann ich derzeit in körpernahen Berufen 
nicht wie geplant Fuß fassen.“

„Betreuungsplatz nur eingeschränkt geöffnet … verursacht 
u.a. finanzielle Doppelbelastung, und außerdem ist dadurch 
mein geregelter, routinierter Tagesablauf beeinträchtigt, was 
zu massivem Unwohlsein meinerseits führt.“
„Ein Jahr kein Besuch der Tagesstruktur möglich gewesen.“
„Ich war monatelang zu Hause, habe gebastelt Musik und 
Sport betrieben und ferngeschaut oder Zeitungen gelesen. 
Nach Monaten wurden die Werkstätten wieder geöffnet, nur 
im Notbetrieb war es möglich, man musste Masken tragen 
und Hände desinfizieren und mehr Abstand halten, sofern es 
für alle verständlich war. Für einige Leute war es sehr hart.“

Die Angst um den Arbeitsplatz spielt im Vergleich zu den ande-
ren abgefragten Aspekten eine untergeordnete Rolle: Knapp 11% 
stimmen zu, und 18% stimmen teilweise zu (siehe Tabelle 111). In den 
offenen Antworten wird vereinzelt berichtet, dass die Arbeit nicht 
mehr ausgeübt werden konnte.

In stärkerem Ausmaß werden die Schließungen der Tagesstrukturen/
Werkstätten als Belastung beschrieben.

Für Menschen mit psychischen Erkrankungen stellt eine Pandemie 
eine besondere Belastung dar und kann zusätzliche Ängste und 
Stress erzeugen.

„Noch größere Einsamkeit als zuvor, extrem schlechter Schlaf, 
Ängste vor Ansteckung und Langzeitfolgen auch für meine  
Familie.“ 
„Ich bin einsam und habe mehr Panik.“
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„Der Anstieg von Stress, Angst und Aggression in der Bevöl-
kerung ist natürlich belastend für Menschen mit psychi-
schen Krankheiten oder Menschen, die sensibel auf andere 
Menschen und Stimmungen reagieren, also auch mich. Ich 
muss sehr aufpassen, was ich in den Medien ansehe und was 
ich ausklammere und über welche Themen ich mit Menschen 
rede, weil viele Menschen zurzeit stark polarisiert sind und 
‚kriegerisch‘ für ihre Position werden (das gilt für alle mög-
lichen Positionen).“ 

Für gehörlose Menschen haben sich die Barrieren in der 
Kommunikation durch das Maskentragen erhöht.

„MNS stört sehr im Alltag, Lippenlesen nicht möglich!“
„Kommunikation ist noch schwieriger auf Grund des fehlen-
den Mundbilds. Trotz der gesetzlichen Regelung, die darauf 
Rücksicht nimmt, weigern sich die meisten, die Maske runter 
zu nehmen.“
„Es wird Zeit, dass die Spitäler lernen, SMS zu Angehörigen 
mit Hörbehinderungen zu senden! Das ist die GRÖSSTE Bar-
riere, die es gibt!“

„Verwirrende und sich wiedersprechende Corona-Regeln und 
schlechte Kommunikation der zuständigen Behörden.“

„Menschen mit Behinderungen Behindertenpolitik wurde 
hintenangestellt.“
„Menschen mit Behinderung wurden lange Zeit im Krisenma-
nagement übersehen oder ignoriert.“

Kritik an den Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie wird nur 
vereinzelt geäußert. 

Etwas häufiger wird es als Problem angesehen, dass die Interessen 
von Menschen mit Behinderungen vor allem zu Anfang der Pande-
mie zu wenig berücksichtigt wurden.

Auch die gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen der Pandemie wird 
in mehreren Einträgen reflektiert, etwa die Verstärkung der sozialen 
Ungleichheiten und die psychosozialen Auswirkungen.



122

Der Antwortmöglichkeit „Es gab für mich auch positive Auswir-
kungen von Corona. Zum Beispiel: Medikamente können nun auch 
online verschrieben werden“ stimmen knapp 67% zu, 19% teilweise 
(siehe Tabelle 108). Es ist davon auszugehen, dass das angeführ-
te Beispiel dazu animiert, dieser Frage zuzustimmen. Bei höherem 
Bildungsstatus werden in höherem Ausmaß positive Auswirkungen 
gesehen. 
Aber auch bei den offenen Antworten ist eine Vielzahl von Antwor-
ten zu finden, die positive Entwicklungen beschreiben. Vor allem 
die Möglichkeit, im Homeoffice zu arbeiten oder von zu Hause zu 
studieren, wird vielfach als positiv gesehen.

„Auch wenn es mir bis jetzt während der Pandemie relativ 
gut ging, hat man doch ständig die möglichen Gefahren im 
Hinterkopf, die Unbeschwertheit im Umgang mit anderen 
Menschen muss man sich erst wieder erarbeiten. Ich habe 
kein Problem damit, die Corona-Maßnahmen mitzutragen, 
ein wenig fürchte ich mich vor den gesamtgesellschaftlichen 
Auswirkungen, z.B. wird man die finanziellen Lücken, die 
durch Corona entstanden sind, vielleicht mit Kürzungen im 
sozialen Bereich stopfen. Ich habe gemerkt, dass durch Coro-
na bestehende soziale Ungleichheiten noch verstärkt werden. 
Das ist genau der falsche Weg. Neben der physischen Ge-
sundheit sollte man auch der psychischen Gesundheit mehr 
Platz geben. Die psychischen Auswirkungen von Corona soll-
ten nicht vergessen werden. Niederschwellige Therapie- und 
Beratungsangebote für alle, die sie nach der Krise brauchen, 
wären ein guter Weg.“

„Es gibt jetzt Homeoffice im Job. Ohne Corona wäre das nie 
in diesem Tempo gekommen.“
„Homeoffice ist gut, weil es Wege spart, die mit großen 
Schmerzen und Extra-Aufwand verbunden sind; Homeoffice 
sollte für Menschen mit Behinderungen stärker ermöglicht 
werden, z.B., Recht auf 50% Homeoffice ab einer Geh-Behin-
derung von 70%.“
„Mehr Online-Angebote von Besprechungen/Tagungen/Wei-
terbildungen ermöglichten mir die berufliche Teilnahme, die 
vorher aufgrund fehlender Barrierefreiheit nicht möglich war!
„Home-Office ist sehr interessant als primäre Arbeitsmöglich-
keit, in Vereinbarkeit mit Kind und Gesundheit, geworden.“
„Durch Onlineangebote konnte ich an mehr Veranstaltungen 
teilnehmen.“ 



123

„Keine chefärztliche Bewilligung von Therapien nötig.“
„Ich empfand es als deutliche Erleichterung, Arzt- oder ande-
re Termine online (ZOOM, MS TEAMS etc.) oder telefonisch 
absolvieren zu können, und würde mir sehr wünschen, auch in 
Hinkunft die Wahl zu haben, ob Physische Anwesenheit oder 
virtuelle.“
„Außerdem finde ich den Umgang mit Behörden in der 
Corona-Zeit etwas einfacher, weil die Anträge unkompliziert 
bearbeitet und bewilligt werden, anstatt vieler Vorladungen 
(um Kontakte zu minimieren und die Gesellschaft stabil zu 
halten, vermute ich). Es gab sogar vereinzelt Sonderzahlun-
gen von Behörden zur Unterstützung, darüber hab ich mich 
gefreut.“

Auch im gesundheitlichen Bereich werden einige positive Aspekte 
genannt, wie beispielsweise die Möglichkeit, Arzttermine online 
wahrzunehmen oder die erleichterte Bewilligung von Therapien.

„Schnellere Impfmöglichkeit für RisikopatientInnen.“
„Es war großartig, dass Menschen mit Behinderung in Wien  
vorzeitig eine Corona-Impfung bekamen (und auch die Assis-
tentInnen!)“

Mehrfach wird zudem angesprochen, dass das generelle „Herunter-
fahren“ der sozialen Kontakte und des gesellschaftlichen Lebens zu-
gleich eine Erleichterung bedeutete. Vor allem jene Personen, denen 
das Wahrnehmen von Sozialkontakten schwerfällt, empfanden das 
Gefühl von Entlastung. 

Auch die Vorreihung von Risikopatient*innen und von Menschen 
mit Behinderungen bei der Impfung wird in diesem Zusammenhang 
positiv erwähnt.

„Endlich barrierefreier Zugang durch Online-Veranstaltun-
gen (Zoom), konnte einen Online-Kurs belegen, den ich sonst 
nicht belegen hätte können. Das muss auch nach Corona 
bleiben.“
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Nach Behinderungsarten zeigen sich große Unterschiede zwischen 
den Gruppen: Besonders positiv werden die Veränderungen von 
Menschen mit Sehbehinderungen, mit körperlichen Behinderungen 
und chronischen Erkrankungen gesehen (siehe Tabelle 109). Durch 
Corona erlebten Frauen in größerem Ausmaß positive Auswirkungen 
als Männer: 71% der Frauen und 62% der Männer stimmen dieser 
Aussage zu (siehe Tabelle 110) – wenngleich auch dieser Unterschied 
zwischen Männern und Frauen nicht signifikant ist. 

14.1  Zusammenfassung
Menschen mit Behinderungen waren besonders von den Auswirkun-
gen der COVID-19-Pandemie betroffen, sei es durch Schließungen 
bzw. Notbetrieb von Werkstätten, Angst vor Verlust des Arbeitsplat-
zes oder ausgeprägte Ängsten vor den Folgen einer Ansteckung. 
Wie die Befragung belegt, fühlt sich ein Großteil der Befragten (68%) 
gut über COVID-19 informiert, 23% zumindest teilweise. Schlechter 
informiert fühlen sich in erster Linie Menschen mit Hörbehinderung/
Gehörlosigkeit, denen die Verfügbarkeit von Informationen in Öster-
reichischer Gebärdensprache fehlt. 

„Ich bin entspannter, weil es an den meisten Orten ruhiger ist 
und der gesellschaftliche Druck, Sozialkontakte zu pflegen, 
gefehlt hat.“
„Die anderen wissen jetzt auch, wie es ist, nichts machen zu 
können und nicht mobil zu sein.“
„Der soziale Zwang, Leute zu treffen, war geringer, das er-
leichtert! Es war nicht schlimm, ein Treffen abzusagen.“
„Die Distanz zwischen Leuten und dass sich nur wenige Leute 
an einem Ort/in einem Raum befanden, war für mich erleich-
ternd.“
„Entschleunigung = positiv.“
„Andererseits habe ich den Eindruck, dass das Verständnis 
für psychische Probleme gestiegen ist, dadurch dass viele 
Menschen emotionale Belastung erleben. Durch die Lock-
downs, Home Office etc. habe ich das Gefühl, dass der Druck 
gesunken ist, Arbeit vorweisen oder sozial sehr aktiv und 
spontan sein zu müssen. Ruhig und zurückgezogen zu leben 
mit nur gelegentlichen Kontakten zu einem kleinen privaten 
Umfeld entspricht genau dem Corona-Trend.“
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Immerhin 24% der Befragten stimmen der Aussage zu, dass sich 
durch die Pandemie ihr Leben insgesamt verschlechtert hat. Vor al-
lem für Menschen mit Mehrfachbehinderungen (31%), für Menschen 
mit chronischen Erkrankungen (27%) und für Menschen mit Lern-
schwierigkeiten (25%) ist das der Fall. 
Insbesondere die Angst vor den gesundheitlichen Folgen einer 
SARS-CoV-2-Infektion stellt ein bestimmendes Element dar: 39% 
stimmen dieser Aussage zu, 24% stimmen teilweise zu. Die größten 
Ängste bestehen bei Menschen mit chronischen Erkrankungen,  
bei körperlicher Behinderung/Mobilitätseinschränkung und bei  
psychischen Erkrankungen.
Mehr als 60% der Frauen verschoben Arzttermine oder Therapien, 
bei den Männern waren es mit 49% etwas weniger. Vor allem Men-
schen mit chronischen Erkrankungen und mit körperlichen Behinde-
rungen/Mobilitätseinschränkungen schoben Termine auf.
In Zeiten der Einschränkung sozialer Kontakte werden Isolation und 
Einsamkeit zu Problemen. 33% stimmen der Aussage zu, dass sie sich 
durch die Pandemie öfter einsam fühlen, und 28% stimmen dieser 
Aussage teilweise zu. Dies betrifft vor allem Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen, mit Lernschwierigkeiten und mit chronischen 
Erkrankungen. 
Die Angst um den Arbeitsplatz spielt im Vergleich zu den anderen 
abgefragten Aspekten eine untergeordnete Rolle: Knapp 11% stim-
men zu, 18% stimmen teilweise zu.
Kritik an den Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie wird 
nur vereinzelt geäußert. Etwas häufiger wird das Problem genannt, 
dass die Interessen von Menschen mit Behinderungen, vor allem zu 
Anfang der Pandemie, zu wenig berücksichtigt wurden. In diesem 
Zusammenhang wird auch kritisiert, dass die Bedürfnisse von gehör-
losen Menschen in der Pandemie-Kommunikation zu wenig beachtet 
wurden. Für gehörlose Menschen wuchsen die Barrieren in der Kom-
munikation überdies durch das Tragen von Mund-Nasen-Schutz und 
FFP2-Masken.
Ein hoher Anteil von 67% der Befragten nahm neben den negativen 
Auswirkungen auch positive Auswirkungen der Corona-Pandemie 
wahr. Menschen mit höherem Bildungsstatus nannten in höherem 
Ausmaß positive Auswirkungen. Vor allem die Möglichkeit, im Ho-
meoffice zu arbeiten oder von zu Hause zu studieren, wird als positiv
hervorgehoben. Im gesundheitlichen Bereich werden ebenso einige 
positive Aspekte genannt, wie beispielsweise die Möglichkeit, Arzt-
termine online wahrzunehmen, oder die erleichterte Bewilligung von 
Therapien. Auch die Vorreihung von Risikopatient*innen und von 
Menschen mit Behinderungen bei der Impfung wird betont.
Mehrfach wird betont, dass das generelle „Herunterfahren“ der  
sozialen Kontakte und des gesellschaftlichen Lebens ebenso eine  
Erleichterung darstellte – vor allem jene Menschen, denen das  
Wahrnehmen von Sozialkontakten schwerfällt, empfanden eine  
Entlastung. 
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Nach Behinderungsarten zeigen sich große Unterschiede zwischen 
den Gruppen: Besonders positiv werden die Veränderungen von 
Menschen mit Sehbehinderungen, mit körperlichen Behinderungen 
und Mobilitätseinschränkungen erlebt. Frauen geben im Ausmaß von 
71% – im Vergleich zu den Männern mit 62% – häufiger an, dass sie 
durch die Pandemie auch positive Auswirkungen erlebten.
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37

Siehe auch https://www.derstan-
dard.at/story/2000131619168/
menschen-mit-behinderung-stossen-
im-netz-immer-wieder-auf-huerden, 
letzter Zugriff 22.04.2022 

Teilhabe 
am digitalen 
Leben

15

Die deutlich steigende Digitalisierung bietet (auch) Menschen mit 
Behinderungen neue Möglichkeiten, die zu einer gesellschaft-
lichen Teilhabe und einem selbstbestimmteren Leben beitra-
gen können (vgl. Forschungsbüro Menschenrechte 2020).37 
Digitale Kompetenzen und Zugang zu digitalen Geräten wer-
den für nahezu alle Berufs- und Lebensbereiche immer es-
senzieller und können – insbesondere in Pandemiezeiten – als 
Voraussetzung für die Teilhabe und das „Mithalten“ auf dem 
Arbeitsmarkt sowie in der Gesellschaft gesehen werden. 
Wie gestaltet sich die Teilnahme am digitalen Leben unter Menschen 
mit Behinderungen? Immerhin drei Viertel nutzen das Internet 
regelmäßig; verstärkt trifft dies auf Personen mit Mobilitätsein-
schränkungen (90%), einer Hörbehinderung (98%) oder chronischen 
Erkrankungen zu (92%). Bei älteren Personen ab 50 Jahren (siehe 
Tabelle 145) sowie Personen mit Lernschwierigkeiten und Mehr-
fachbehinderungen (jeweils rund 61%) fällt die Internetnutzung 
dagegen deutlich geringer aus. Allgemein findet sich eine Zunahme 
der Internutzung mit steigendem Bildungsniveau (siehe Tabelle 146), 
und auch das monatliche Nettoeinkommen hat einen Einfluss auf 
die Internetnutzung: So nutzen Personen mit geringem Einkommen 
das Internet deutlich seltener regelmäßig als Personen mit hohem 
Einkommen (siehe Tabelle 147). Nach dem Geschlecht ergeben sich 
dagegen keine signifikanten Unterschiede (siehe Tabelle 144).
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=315

Abbildung 58: Anteil an Personen, die das Internet  
regelmäßig nutzen (zum Beispiel Suchmaschinen,  
Social Media, Messenger-Dienste
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Rund 87% der Befragten sind auf mindestens einer Social-Media-
Plattform aktiv (siehe Tabelle 148), zumeist wird WhatsApp (75%), 
Facebook (57%) und/oder YouTube (51%) genutzt. Dass insgesamt 
mehr Befragte auf einer Social-Media-Plattform aktiv sind, als eine 
regelmäßige Internetnutzung aufweisen, erklärt sich dadurch, dass 
solche Plattformen teils nur punktuell ab und zu und eben nicht in 
regelmäßigen Abständen genutzt werden.
Bei jenen 13%, die auf keiner Social-Media-Plattform aktiv sind,  
handelt es sich verstärkt um ältere Personen ab 60 Jahren (20%, 
siehe Tabelle 149) sowie Personen aus den unteren Bildungs- 
segmenten (30% bzw. 23%, siehe Tabelle 150). Darüber hinaus  
zählen dazu vor allem Personen mit Lernschwierigkeiten (23%)  
sowie Personen, welche die Art der Behinderung nicht genau  
angeben können oder wollen (21%).
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=216; *Erkrankung des Nervensystems 
und sonstige Behinderungen aufgrund zu geringer Fallzahlen (n<25) nicht ausgewiesen

Abbildung 59: Anteil an Personen, die nicht auf Social- 
Media-Plattformen oder bei Messenger-Diensten aktiv sind

Eine barrierefreie Internutzung ist für rund zwei Drittel der Befragten 
gegeben, für weitere 18% zumindest teilweise. Immerhin 14% der 
Befragten verfügen allerdings nicht über die nötigen Geräte (bspw. 
Laptop, Tablet, Smartphone und Internetzugang), weitere rund 
10% nur teilweise. Häufiger trifft dies auf Personen aus den unteren 
Bildungssegmenten (siehe Tabelle 152), Personen aus dem untersten 
Einkommenssegment (siehe Tabellen 156 und 157) sowie tendenziell 
auf ältere Personen ab 40 Jahren zu (siehe Tabelle 151). Differenziert 
nach Art der Behinderung, haben insbesondere Personen mit Lern-
schwierigkeiten sowie Mehrfachbehinderung verstärkt Probleme bei 
der barrierefreien Internetnutzung und verfügen auch seltener über 
die hierzu erforderlichen Geräte (siehe Tabellen 153 und 154). Perso-
nen mit einer Seh- oder Hörbehinderung stimmen einer barrierefrei-
en Internetnutzung darüber hinaus gehäuft nur teilweise zu. 
Zusätzlich brauchen 19% aufgrund Ihrer Behinderung spezielle Hilfs-
mittel für eine barrierefreie Internetnutzung, weitere 11% zumindest 
teilweise. Verstärkt trifft dies auf Personen mit einer Seh- oder Mehr-
fachbehinderung zu (siehe Tabelle 155).
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=465 und 416; *Langform: 
n=965, n miss=332

„Zu wenig Gebärdensprache (ÖGS) vorhanden.“
„Zu wenig Untertitel, manchmal zu viel In-
formationen und Werbung.“
„Zu wenige/schlechte Untertitel bei Videos etc.“
„Viele Videos haben keine UNTERTITEL! Kei-
ne ÖGS-Videos für Kinder sind online!“
„Mangelnde Untertitel in Videos, wenig Dolmetsch-Ein-
blendungen, vor allem bei politischen Themen wäre es 
wichtig, z.B. Einsetzen von DolmetscherInnen, wenn 
Wahlen stattfinden, Videos auf ÖGS von allen Par-
teien, um barrierefrei Informationen zu erhalten.“
„In sozialen Medien gibt es kaum Untertitel, weil ich 
selbst taub bin und verstehe nicht, was sie reden.“

Abbildung 60: Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen zu?

Die Barrieren, auf die die Befragten bei der Internetnutzung stoßen, 
sind vielfältig. Sie reichen von einer hochschwelligen, schweren 
Sprache über Reizüberflutungen durch Werbeeinblendungen bis 
hin zu Problemen bei Hilfsmitteln wie fehlende Untertitelungen und 
Problemen mit Screenreadern oder der Diktiersoftware, die nicht 
bei allen Websites oder Browsern funktioniert. Auch der mangeln-
de Zugang zu Geräten und zum Internet kann durch die fehlenden 
finanziellen Ressourcen die Teilhabe am digitalen Leben erschweren. 
In vielen Fällen werden die Barrieren aufgrund fehlen-
der Untertitel und ÖGS-Videos thematisiert.
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Stimme zu Stimme teilweise zu Stimme nicht z u

Menschen mit Sehbehinderungen berichten ebenso von Barrieren  
im Internet, die sich durch bessere Vergrößerungssoftware lösen 
lassen könnten.
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„Unter Windows ist die Lupe zur Vergrößerung extrem 
fummelig und schwer zu bedienen. Auf MacOS und den iOS-
Geräten geht das deutlich intuitiver. Windows verbessert seit 
Jahren die Lupen-Funktion nicht und ignoriert Menschen mit 
Sehbehinderung. Leider ist Apple Hardware recht teuer ...“
„Die Lesbarkeit der Texte ist mühsam! Wür-
de Vergrößerungssoftware benötigen!“
„Nicht barrierefreie Webseiten, Social Me-
dia mit Bildern, Grafiken ohne Begleittext, Schal-
ter, die man ohne Maus nicht nutzen kann.“
„Grafiken sind durch einen Screenreader nicht erfass-
bar. Bei Online-Formularen springt manchmal der 
Screenreader zwischen den Zeilen hin und her.“

„Ich habe zu Hause keinen Laptop und kein Internet.  
Es braucht mehr Computer-Kurse in Leichter Sprache.“
„Es fehlt zu Beginn der Corona-Krise an digita-
len Geräten wie Laptops. Es gibt keine Informa-
tionen und Anleitungen in Leichter Sprache. Es braucht 
mehr Computer-Kurse in Leichter Sprache.“
„Ich fühle mich zu dumm, um dieses Angebot wirklich zu 
nutzen. Wie schwer fällt das dann geistig Behinderten? Ich 
wünsche mir mehr Toleranz und auch Hilfe von der Gesell-
schaft. (Mein Bruder ist Programmierer und hat oft gemeint, 
ich bin zu dumm, um einen Computer zu bedienen!)“

„Ich trau mich nicht, das ist zu schwer für mich, ich kenne 
mich nicht aus, und teuer sind die Sachen auch. Ich habe ein 
altes, einfaches Handy, damit kann ich telefonieren, wenn die 
Nummern eingespeichert sind.“
„GELD. Ich habe Internet, einen Laptop, um überhaupt teil-
zunehmen (Kosten 50 Euro im Monat), ich habe kein Smart-
phone mit Apps, weil ich es mir weder leisten kann und auch 
die Bedienung aufgrund meiner Behinderung schwer ist. Und 
ohne App kann man vieles nicht mehr nutzen!! 

Für Menschen mit Lernschwierigkeit besteht oftmals die Schwierig-
keit, dass sie aufgrund der fehlenden Ausbildung keinen Zugang  
zum Umgang mit Computern haben. Hier fehlt es an Computer- 
kursen in Leichter Sprache. 

Auch die Kosten für die Anschaffung von Geräten und für das 
Internet stellen für Menschen mit niedrigen Einkommen eine 
Hürde dar, an der digitalen Welt teilnehmen zu können.
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Es sollte immer eine Alternative zu APPs geben. Und ich 
kann/muss mir Internet leisten (esse dann halt weniger,  
spare dort), aber viele Behinderte werden auch das nicht 
können. Warum nicht Gratis-Internet für alle mit Behinder-
tenausweis?“
„Kann mir das, was brauche, nicht leisten. Kann aber  
aufgrund  meiner Behinderung nicht mehr arbeiten.“
„Als mein Laptop kaputt wurde, hätte ich nicht gewusst,  
wo ich ohne finanzielle Hilfe der Familie ein neues Gerät  
bekommen kann.

15.1  Zusammenfassung
Drei Viertel der Befragten nutzen das Internet regelmäßig, bei älte-
ren Personen ab 50 Jahren sowie Personen mit Lernschwierigkeiten 
und Mehrfachbehinderungen fällt die Internetnutzung allerdings 
deutlich geringer aus. Zudem findet sich eine Zunahme der Internut-
zung mit steigendem Bildungsniveau. 
Rund 87% der Befragten sind auf mindestens einer Social-Media-
Plattform aktiv.
Eine barrierefreie Internutzung ist für rund zwei Drittel der Befragten 
möglich, für weitere 18% zumindest teilweise. Immerhin 14% der 
Befragten verfügen allerdings nicht über die hierzu nötigen Geräte 
(bspw. Laptop, Tablet, Smartphone und Internetzugang), weitere 
rund 10% nur teilweise.
Differenziert nach Art der Behinderung, haben insbesondere Perso-
nen mit Lernschwierigkeiten sowie Personen mit Mehrfachbehinde-
rungen verstärkt Probleme bei der barrierefreien Internetnutzung 
und verfügen auch seltener über die erforderlichen Geräte. Personen 
mit einer Seh- oder Hörbehinderung bestätigen eine barrierefreie 
Internetnutzung nur teilweise. 
Die Barrieren, auf die die Befragten bei der Internetnutzung stoßen, 
sind vielfältig. Sie reichen von einer hochschwelligen, schweren  
Sprache über Reizüberflutungen durch Werbeeinblendungen bis hin 
zu Problemen bei Hilfsmitteln, fehlenden Untertitelungen, Proble-
men mit Screenreadern oder der Diktiersoftware, die nicht bei allen 
Websites oder Browsern funktioniert. 
Zusätzlich benötigen 19% aufgrund Ihrer Behinderung spezielle  
Hilfsmittel für eine barrierefreie Internetnutzung, weitere 11%  
zumindest teilweise. Verstärkt trifft diese Problematik auf Personen  
mit einer Seh- oder Mehrfachbehinderung zu.
Auch der mangelnde Zugang zu Geräten und zum Internet kann 
durch die fehlenden finanziellen Ressourcen die Teilhabe am  
digitalen Leben erschweren. 
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Berechnungsbeispiel anhand des Themas „Wohnen“: 
Folgende zwei Fragen werden zur Berechnung herangezogen 
und deren Punkte je entsprechenden Antworten addiert:
„Ich bin mit meiner Wohnsituation zufrieden.“
Punktevergabe: stimme zu=1, stimme teilweise zu=2,  
stimme nicht zu=3
„Gibt es etwas, das Sie an Ihrer Wohnsituation verändern 
möchten?“
Punktevergabe: ein Punkt je Veränderungswunsch
Voraussetzung: Beide Fragen müssen beantwortet sein.
In einem nächsten Schritt werden die so errechneten Werte 
auf Basis des arithmetischen Mittels im Vergleich zum 
Durchschnitt gesetzt und für jede Person ein Wert zwischen 
1=unterdurchschnittlich, 2=durchschnittlich bis  
3=überdurchschnittlich vergeben. 
Eine Gruppe, die den Wert 3 erzielt, wäre demnach  
unzufriedener mit ihrer Wohnsituation und hat häufiger  
Veränderungswünsche als der Durchschnitt.

Besonderheiten 
spezifischer 
Gruppen

16

Um eine bessere Übersicht zu erhalten, welche Gruppen in welchen 
Lebensbereichen besondere Benachteiligungen erfahren, werden 
auf Basis ausgewählter Fragen additive Indizes38 gebildet und mittels 
arithmetischen Mittels Durchschnittswerte einzelner Gruppen gra-
fisch aufbereitet. Zur Auswahl stehen in allen Themenblöcken jene 
Fragen, die sowohl in der Lang- als auch Kurzversion enthalten sind. 
Generell gilt: je höher der Wert, desto unzufriedener ist die entspre-
chende Gruppe bzw. desto negativer äußert sich die entsprechende 
Gruppe bezüglich des jeweiligen Lebensbereichs. 

38

Es wird auf eine entsprechende  
Item-Polung geachtet.
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Folgende Fragen und Voraussetzungen werden konkret innerhalb 
der Indizes berücksichtigt:
•  Wohnen:
 „Ich bin mit meiner Wohnsituation zufrieden.“ 
 „Gibt es etwas, das Sie an Ihrer Wohnsituation verändern möchten?“
 Voraussetzung: Beide Fragen müssen beantwortet sein.
•  Arbeit:
 „Ich fühle mich an meinem Arbeitsplatz wohl.“
 „Ich werde für meine Arbeit fair entlohnt.“
 Voraussetzung: Beide Fragen müssen beantwortet sein.
•  Gesundheit:
 „Ich habe Zugang zu Ärztinnen und Ärzten, die sich mit meinem  
 Krankheitsbild oder meiner Behinderung auskennen.“
 „Ich kann mir die Behandlung auch leisten.“
 „Ich bekomme vom Gesundheitspersonal Informationen verständlich  
 erklärt.“
 „Zu diesen Fragen fühle ich mich gut informiert: Verhütungsmittel, ge- 
 wollte oder ungewollte Schwangerschaft und Schwangerschaftsab- 
 bruch.“
 „Ich bin mit dem Angebot im Bereich der psychischen Gesundheit  
 zufrieden.“
 „Ich hatte Probleme, eine Ordination, eine Therapie-Einrichtung oder 
 ein Krankenhaus barrierefrei zu erreichen.“
 „Ich hatte Probleme bei der Verschreibung einer Therapie. Sie wurde 
 nicht bewilligt.“
 „Ich habe bereits körperliche, seelische oder sexuelle Gewalt im  
 Gesundheitsbereich erlebt.“
 Voraussetzung: Mindestens fünf Fragen müssen beantwortet sein.
•  COVID-19:
 „Durch Corona fühle ich mich öfter einsam.“
 „Durch Corona hat sich meine Lebenssituation insgesamt ver- 
 schlechtert.“
 „Ich habe Angst vor den gesundheitlichen Folgen einer Corona- 
 Infektion.“
 „Ich bin nicht zum Arzt oder zur Ärztin gegangen und habe auch  
 keine Therapie gemacht.“
 „Ich habe das Gefühl, gut über Corona informiert zu sein.“
 Voraussetzung: Mindestens drei Fragen müssen beantwortet sein.
•  Digitale Teilhabe:
 „Ich kann das Internet ohne Barrieren nutzen.“
 „Ich habe die notwendigen digitalen Geräte, um das Internet zu nut- 
 zen. Zum Beispiel Laptop, Tablet, Smartphone und Internet-Zugang.“
 Voraussetzung: Beide Fragen müssen beantwortet sein.
•  Einkommen:
 „Insgesamt bin ich mit meiner finanziellen Situation zufrieden.“
 „Wenn ich meine Fixkosten für Wohnen und Essen gezahlt habe,  
 bleibt mir noch Geld übrig. Für die Freizeitgestaltung, zum Beispiel  
 Kaffeehausbesuch oder Kino. Oder zum Sparen.“
 Voraussetzung: Beide Fragen müssen beantwortet sein.
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 276 und 600;  
*Arbeit: n=1.239, n miss=368 

Zusätzlich werden Antworten der Gruppe auf Fragen dargestellt, die 
bspw. nur in der Langversion enthalten sind und weitere relevante 
Informationen zur Lebenssituation der Betroffenen beinhalten. Darü-
ber hinaus werden Ergebnisse zu den Themen „Diskriminierung“ und 
„politische Vertretung“ eingearbeitet, die aufgrund der Frageformate 
nicht im Rahmen von Indizes abgebildet werden können.

16.1  Frauen und Männer im Vergleich
Abbildung 61: Lebensbereiche nach Geschlecht 

Wie in verschiedenen Studien dargelegt, sind Frauen mit Behinde-
rungen in besonderer Weise von Benachteiligungen und Diskrimi-
nierungen betroffen: Begrenzte Berufswahlmöglichkeiten, niedrige 
Einkommen und Altersarmut stellen sich für Frauen mit Behinderung 
als Probleme nochmals deutlicher dar als für Männer mit Behinde-
rungen. Hinzu kommen die Schwierigkeiten, dass Frauen oft nicht 
als Frauen wahrgenommen werden, ihnen sexuelle (Reproduktions-)
Rechte abgesprochen werden und sie stärker von Gewalt und sexuel-
len Übergriffen betroffen sind (Jacob et al. 2010, Sorger & Bergmann 
2020, Sorger et al 2021). In der vorliegenden Studie zeigen sich Frau-
en insgesamt in Hinblick auf ihre Lebenssituation unzufriedener und 
bewerten die unterschiedlichen Lebensbereiche wie Wohnsituation, 
Gesundheitsversorgung oder Auswirkungen der Corona-Pandemie 
schlechter als Männer. 
Die befragten Frauen geben signifikant häufiger an, bereits Diskrimi-
nierung oder Benachteiligung aufgrund ihrer Behinderung erlebt zu 
haben: Etwa zwei Drittel der Frauen (66%) berichten von diskrimi-
nierenden Erfahrungen, während es bei den Männern 56% sind. 
Diskriminierungserfahrungen im Bereich Arbeitsmarkt/Ausbildung 
machen Frauen überdurchschnittlich häufig. 
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Die befragten Frauen sind insgesamt unzufriedener mit ihrer Wohn-
situation als die befragten Männer und geben öfter an, etwas verän-
dern wollen. Am häufigsten wird der Wunsch nach mehr Platz oder 
einer größeren Wohnung geäußert. Frauen leben außerdem häufiger 
als Männer ohne Partner*in und mit Kind(ern): Der Anteil allein-
erziehender Frauen ist mit über 6% mehr als dreimal so hoch wie der 
Anteil der alleinerziehenden Männer.
Bei der Art der Beschäftigung zeigen sich geschlechtsspezifische 
Unterschiede in der zugrundeliegenden Erhebung: Während 45% 
der männlichen Befragten in einer Tagesstruktur sind, sind es nur 
34% der weiblichen Befragten. Hingegen befinden sich mehr Frauen 
in einer regulären Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt.
Der Anteil jener Personen, die mehr als 30 Stunden pro Woche arbei-
ten, fällt unter den männlichen Befragten mit 63% deutlich höher aus 
als unter den weiblichen Befragten (47%). Das heißt, dass die Teil-
zeitquote der Männer zwar höher ist als in der Gesamtbevölkerung, 
aber auch hier Frauen in höherem Ausmaß teilzeitbeschäftigt sind als 
Männer.
Bezüglich der Höhe der monatlichen Einkommen sind keine signi-
fikanten Unterschiede zwischen Frauen und Männern festzustellen, 
was auf die unterschiedliche Zusammensetzung der Einkommen 
zurückzuführen ist. In der Erhebung sind Frauen mit einem regulären 
Erwerbseinkommen in größerem Ausmaß vertreten, während sich 
mehr Männer in einer Tagesstruktur befinden. Außerdem weisen 
Sozial- und Transferleistungen einen geringeren Gender-Gap auf als 
Lohneinkommen.
Die Gesundheitsversorgung wird von den befragten Frauen schlech-
ter bewertet als von den befragten Männern. Dazu zählen der Zu-
gang zu Ärztinnen und Ärzten, die sich mit dem persönlichen Krank-
heitsbild auskennen, die Leistbarkeit der Behandlung, der Erhalt 
ausreichender und verständlicher Informationen durch das Gesund-
heitspersonal, das Angebot im Bereich der psychischen Gesundheit 
sowie die Häufigkeit von auftretenden Problemen im Rahmen der 
ärztlichen Versorgung. Schlechte Erfahrungen bei der Untersuchung 
bzw. Behandlung durch die Frauenärztin/den Frauenarzt hat zusätz-
lich bereits etwas mehr als ein Fünftel der Frauen erlebt, ein weiteres 
Fünftel zumindest teilweise. In diesem Zusammenhang ist das auf-
fälligste Ergebnis, dass 20% der befragten Frauen bereits körperliche, 
seelische oder sexuelle Gewalt im Gesundheitssystem erlebt haben, 
wobei die Hälfte davon diese Erfahrungen schon öfter als einmal 
gemacht hat. Rund ein Drittel der Frauen fühlt sich nicht oder nur 
teilweise gut informiert zu Fragen bezüglich Verhütung, Schwanger-
schaft und Schwangerschaftsabbruch.
Darüber hinaus nehmen die befragten Frauen verstärkt negative 
Folgen der Corona-Pandemie wahr. So kam es bei ihnen häufiger 
zu Verschiebungen von Arztterminen und Therapien, aber auch 
Einsamkeit, Ängste vor einer Infektion sowie die Einschätzung, dass 
sich die Lebenssituation insgesamt verschlechtert hat, sind unter den 
befragten Frauen öfter zu finden. 
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 262 und 586;  
*Arbeit: n=1.252, n miss=400

Männer sind vermehrt in gemeinnützigen Organisationen, Interes-
senorganisationen und in Selbstvertretungen tätig, während sich 
Frauen in größerem Ausmaß in Selbsthilfegruppen organisieren. 
Frauen sind außerdem öfter der Ansicht, dass die Interessen von 
Menschen mit Behinderungen stärker in der Politik vertreten und 
Menschen mit Behinderungen vermehrt in der Politik tätig sein soll-
ten. 

16.2  Altersgruppen 

Abbildung 62: Lebensbereiche nach ausgewählten Altersgruppen 

Jüngere Befragte unter 30 Jahren leben signifikant häufiger bei 
Verwandten. Dies hat allerdings keinen Einfluss auf die allgemeine 
Zufriedenheit mit der Wohnsituation. 
Zudem ist der Wunsch nach einem Arbeitsplatz auf dem ersten 
Arbeitsmarkt bei Jüngeren deutlich ausgeprägter. Hier ist allerdings 
kein Einfluss auf das generelle Wohlbefinden am Arbeitsplatz oder 
auf das Gefühl, fair entlohnt zu werden, feststellbar. 
Ältere Befragte ab 60 Jahren wissen oftmals nicht, wo sie sich Unter-
stützung im Bereich der psychischen Gesundheit holen können; 
Jüngere fühlen sich hingegen oftmals nicht oder nicht ausreichend 
in Fragen zu Verhütung, Schwangerschaft und Schwangerschafts-
abbruch informiert. In Hinblick auf den Zugang zu Ärztinnen und 
Ärzten, die mit dem persönlichen Krankheitsbild vertraut sind, auf 
die Leistbarkeit der Behandlung, auf das Angebot im Bereich der 
psychischen Gesundheit sowie auf die Konfrontation mit und auf 
die Häufigkeit von Problemen im Rahmen der ärztlichen Versorgung 
ergeben sich allerdings keine nennenswerten Unterschiede in den 
Altersgruppen.
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 262 und  
620; *Arbeit: n=1.248, n miss=398

Ältere Befragte nutzen das Internet weniger regelmäßig, sind selte-
ner auf Social-Media-Plattformen oder in Messenger-Diensten aktiv 
und verfügen auch seltener über die nötigen Geräte (z.B. Laptop, 
Tablet, Smartphone und Internetzugang) als jüngere Befragte. 
In Bezug auf das Einkommen finden sich unter jüngeren Befragten 
vermehrt Personen aus dem untersten Einkommenssegment bis 
zu maximal 500 Euro netto; umgekehrt gibt es unter den älteren 
Befragten einen hohen Anteil an Einkommensbezieher*innen mit 
über 2.500 Euro netto pro Monat. Dementsprechend geben Jüngere 
häufiger an, nach Abzug der Fixkosten für Wohnen und Essen kein 
Geld mehr für die Freizeitgestaltung, zum Sparen oder für höhere 
Ausgaben (z.B. für etwaige Reparaturen) übrig zu haben.
Bezüglich der Auswirkungen der Corona-Pandemie sowie auf der 
finanziellen Situation sind keine signifikanten Unterschiede zwischen 
den Altersgruppen festzustellen.

16.3  Migrationshintergrund
Abbildung 63: Lebensbereiche nach Migrationshintergrund
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Befragte mit Migrationshintergrund (also jene, die entweder selbst 
im Ausland geboren werden und/oder von denen beide Elternteile 
aus dem Ausland stammen) wohnen signifikant häufiger in einer 
Mietwohnung als Befragte ohne Migrationshintergrund. Personen 
mit Migrationshintergrund geben außerdem in höherem Ausmaß an, 
öffentliche Verkehrsmittel in der Wohnumgebung barrierefrei er-
reichen und nutzen zu können. Auf die Zufriedenheit mit der Wohn-
situation insgesamt hat dies allerdings keinen Einfluss: Befragte mit 
Migrationshintergrund sind nicht zufriedener oder unzufriedener mit 
ihrer Wohnsituation als jene ohne Migrationshintergrund.
Personen mit Migrationshintergrund geben überdurchschnittlich 
häufig an, nicht zu wissen, wo sie sich im Bereich der psychischen 
Gesundheit Unterstützung holen können. In Bezug auf den Zugang 
zu Ärztinnen und Ärzten, die mit dem persönlichen Krankheitsbild 
vertraut sind, auf die Leistbarkeit von Behandlungen, auf den Erhalt 
ausreichender und verständlicher Informationen durch das Gesund-
heitspersonal, auf das Angebot im Bereich psychischer Gesundheit 
sowie auf die Konfrontation mit und auf die Häufigkeit von Prob-
lemen im Rahmen der ärztlichen Versorgung sind allerdings keine 
weiteren signifikanten Unterschiede zu verzeichnen.
Beim Thema „Einkommen“ zeigt sich, dass Befragte mit Migra-
tionshintergrund in höherem Ausmaß geringere Monatseinkom-
men (konkret unter 1.101 Euro netto) zur Verfügung haben als jene 
ohne Migrationshintergrund. Dies hat auch Auswirkungen auf die 
Zufriedenheit mit der finanziellen Situation, die bei Personen mit 
Migrationshintergrund deutlich geringer ausfällt als bei jenen ohne 
Migrationshintergrund. Zudem bleibt Befragten mit Migrationshin-
tergrund nach Abzug der Fixkosten für Wohnen und Essen seltener 
Geld für die Freizeitgestaltung oder zum Sparen.
In den Bereichen Arbeit, Auswirkungen der Corona-Pandemie und 
digitale Teilhabe sind keine signifikanten Unterschiede zwischen  
Befragten mit und ohne Migrationshintergrund feststellbar.
In Hinblick auf Diskriminierungserfahrungen geben Befragte ohne 
Migrationshintergrund signifikant häufiger an, bereits Diskriminie-
rung oder Benachteiligung aufgrund ihrer Behinderung erlebt zu 
haben, als jene mit Migrationshintergrund. Dabei ist nicht auszu-
schließen, dass diese Unterschiede u.a. auf differente Erwartungs-
haltungen und/oder unterschiedliche ‚Awareness-Grade‘ der unter-
schiedlichen Gruppen zurückzuführen sind. Hier könnte auch eine 
Rolle spielen, dass Diskriminierungserfahrungen von Menschen mit 
Migrationshintergrund eher auf den Migrationshintergrund zurück-
geführt werden als auf ihre Behinderung.
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 616 und 778;  
*Arbeit: n=980, n miss=304

16.4  Einkommensgruppen
 
Abbildung 64: Lebensbereiche nach ausgewählten  
Einkommensgruppen

Die Variable Einkommen spielt bei der Gestaltung und Bewertung 
der persönlichen Lebenssituation in vielen Bereichen eine zentrale 
Rolle.
Befragte mit geringem Einkommen leben signifikant häufiger in be-
treuten Wohnformen als Befragte mit höherem Einkommen; auf die 
Zufriedenheit mit der Wohnsituation wirkt sich dies jedoch nicht aus. 
Im Bereich Arbeit ist wenig überraschend, dass untere Einkommens-
gruppen auch signifikant häufiger angeben, sich nicht fair entlohnt 
zu fühlen. 
Im Gesundheitsbereich fehlt es Befragten aus dem untersten Ein-
kommenssegment in höherem Ausmaß an Information über Ver-
hütungsmittel, gewollte und ungewollte Schwangerschaft sowie 
Schwangerschaftsabbruch. 
Bezüglich der digitalen Teilhabe nutzen Personen mit geringem Ein-
kommen das Internet deutlich seltener regelmäßig als jene mit höhe-
rem Einkommen. Zusätzlich verfügen sie häufiger auch nicht über  
die dafür notwendigen Geräte und können das Internet  
seltener ohne Barrieren nutzen. 
Die Einkommensdifferenz der beiden hier behandelten Gruppen  
bedingt auch, dass Menschen mit niedrigem Einkommen häufiger 
mit ihrer finanziellen Situation nicht zufrieden zu sein. Zudem bleibt
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Das Bildungsniveau sticht in der vorliegenden Studie als eine der  
einflussreichsten Variablen in Zusammenhang mit der Gestaltung 
und Bewertung verschiedener Lebensbereiche hervor. Dabei ist  
nicht auszuschließen, dass diese Unterschiede auch auf unterschied-
liche ‚Awareness-Grade‘ der Bildungsgruppen zurückzuführen sind. 
Befragte mit höherem Bildungsniveau sind häufiger in einer Eigen-
tumswohnung oder im eigenen Haus wohnhaft, während jene mit 
niedrigerem Bildungsniveau häufig in einer Wohngemeinschaft für 
Menschen mit Behinderungen leben. Zudem nehmen Personen mit 
niedrigem Bildungsniveau eher Leistungen im teil- oder vollbetreu-
tem Wohnen in Anspruch. Dementsprechend geben Personen ohne 
Schulabschluss vergleichsweise häufig an, dass ihre Wohnung behin-
dertengerecht oder barrierefrei eingerichtet ist. In Hinblick auf  
die generelle Zufriedenheit mit der Wohnsituation ergeben sich 
keine Unterschiede.
Befragte ohne Schulabschluss verdienen signifikant weniger als  
jene mit höheren Bildungsabschlüssen und empfinden häufiger  
das Gefühl, für ihre Arbeit nicht fair entlohnt zu werden.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 381 und 664;  
*Arbeit: n=1.135, n miss=346

ihnen nach Abzug der Fixkosten für Wohnen und Essen, weniger 
Geld für die Freizeitgestaltung oder zum Sparen übrig.
Bezüglich Veränderungen durch die Corona-Pandemie ergeben sich 
keine signifikanten Unterschiede zwischen den Einkommensgruppen.

16.5  Bildungsniveau
Abbildung 65: Lebensbereiche nach ausgewählten  
Bildungsgruppen
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Befragte aus dem höheren Ausbildungssegment geben demgegen-
über gehäuft an, keinen guten Zugang zu Ärztinnen und Ärzten zu 
haben, die mit ihrem Krankheitsbild vertraut sind, und sind mit dem 
Angebot im Bereich der psychischen Gesundheit unzufriedener. Zu-
dem verweisen sie öfter auf Probleme hinsichtlich der barrierefreien 
Erreichung von Gesundheitseinrichtungen und Verschreibung von 
Therapien. Personen aus dem unteren Ausbildungssegment be-
stätigen hingegen häufiger einen guten Zugang zu Leistungen, die 
den individuellen Bedürfnissen entsprechen (wie z.B. speziellen The-
rapien). Allerdings fühlen sie sich häufig nicht oder nur teilweise gut 
in Fragen zu Verhütung, Schwangerschaft und Schwangerschaftsab-
bruch informiert. 
In Hinblick auf die Corona-Pandemie sehen Personen mit höherem 
Bildungsabschluss häufiger auch positive Auswirkungen. 
Generell ist unter den Befragten eine Zunahme der Internutzung mit 
steigendem Bildungsniveau festzustellen. Dementsprechend sind 
Befragte ohne Schulabschluss seltener auf Social-Media-Plattformen 
oder in Messenger-Diensten aktiv und verfügen seltener über die 
dafür nötigen Geräte (z.B. Laptop, Tablet, Smartphone, Internetzu-
gang). 
Befragte ohne Schulabschluss finden sich vor allem in der untersten 
Einkommensklasse bis zu maximal 500 Euro netto pro Monat, wäh-
rend jene mit Universitäts-, Fachhochschul- oder Akademieabschluss 
häufiger dem obersten Einkommenssegment von mehr als 2.500 
Euro netto pro Monat angehören. Dementsprechend bleibt letzterer 
Gruppe nach Abzug der Fixkosten für Wohnen und Essen in höherem 
Ausmaß Geld für die Freizeitgestaltung, zum Sparen, für einen Urlaub 
oder für größere Ausgaben (z.B. etwaige Reparaturen). Interessant 
ist, dass Befragte ohne Schulabschluss dennoch den höchsten Zu-
friedenheitswert in Hinblick auf ihre finanzielle Situation aufweisen. 
Darüber hinaus geben sie an, dass ihnen genug Geld bleibt, um sich 
Arztbesuche oder Therapien leisten zu können. Dies ist womöglich 
darauf zurückzuführen, dass sie häufiger Pflegegeld beziehen als Be-
fragte mit höherem Bildungsabschluss.

Auch in Hinblick auf Diskriminierungserfahrungen aufgrund der 
Behinderung zeigen sich Befragte mit niedrigen Bildungsabschlüs-
sen zufriedener als Befragte mit Universitäts-, Fachhochschul- oder 
Akademieabschluss. 
• Befragte mit Pflichtschulabschluss geben im Vergleich zu Befrag- 
 ten mit anderen Bildungsniveaus am seltensten an, Diskriminie- 
 rung oder Benachteiligung aufgrund der Behinderung erfahren zu  
 haben. Bei Befragten mit Universitäts-, Fachhochschul- oder Aka- 
 demieabschluss berichteten hingegen wesentlich mehr von Dis- 
 kriminierungserfahrungen. 
• Nach Art der Ausbildung ergeben sich für Personen aus dem  
 höheren Ausbildungssegment verstärkt Diskriminierungserfah- 
 rungen in den Bereichen Arbeitsmarkt/Ausbildung, Gesundheit  
 und öffentliche Einrichtungen. Personen aus dem untersten  
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 Ausbildungssegment – also ohne Pflichtschulabschluss –  
 verzeichnen demgegenüber überdurchschnittlich häufig  
 Diskriminierungserfahrungen im Alltag durch Privatpersonen. 

16.6  Betreutes und nicht 
betreutes Wohnen
Abbildung 66: Lebensbereiche nach (betreuter) Wohnform

Hinsichtlich der allgemeinen Zufriedenheit mit der Wohnsituation 
ergeben sich keine Unterschiede nach voll-, teil- oder nicht betreuter 
Wohnform. Allerdings ist bei Befragten im vollbetreuten Wohnen  
die Barrierefreiheit in der Wohnungsausstattung überdurchschnitt-
lich hoch.
Bezüglich der Arbeitssituation kann festgehalten werden, dass  
Personen in vollbetreutem Wohnen vermehrt das Gefühl haben, 
nicht fair entlohnt zu werden.
Personen, die weder teil- noch vollbetreutes Wohnen nutzen, geben 
in höherem Prozentsatz an, keinen guten Zugang zu Ärztinnen und 
Ärzten zu haben, die mit ihrem Krankheitsbild vertraut sind. Zudem 
sind sie mit dem Angebot im Bereich der psychischen Gesundheit 
unzufriedener und bemängeln häufiger, dass Einrichtungen der  
Gesundheitsversorgung nicht barrierefrei erreichbar sind.
Befragte, die teilbetreutes Wohnen in Anspruch nehmen, geben 
demgegenüber an, einen guten Zugang zu Ärztinnen und Ärzten 
zu haben, die mit ihrem Krankheitsbild vertraut sind, und selten 
Probleme bei der barrierefreien Erreichung von Einrichtungen der 
Gesundheitsversorgung sowie bei der Verschreibung einer Therapie 
zu haben.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 371 und 670;  
*Arbeit: n=1.145, n miss=336
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Allerdings fühlen sie sich häufiger nur teilweise zu Themen wie Ver-
hütung, Schwangerschaft und Schwangerschaftsabbruch informiert 
und haben im höchsten Ausmaß Gewalterfahrungen im Gesund-
heitsbereich gemacht.
Bei Befragten, die vollbetreutes Wohnen nutzen, lässt sich ein guter 
Zugang zu Gesundheitsleistungen feststellen, die ihren Bedürfnissen 
entsprechen. Zudem gibt diese Gruppe am seltensten Gewalterfah-
rungen im Gesundheitsbereich an. Allerdings fühlen sich Personen in 
vollbetreutem Wohnen nicht ausreichend zu Themen wie Verhütung, 
Schwangerschaft und Schwangerschaftsabbruch informiert. 
In Zusammenhang mit der Corona-Pandemie fühlten sich vor allem 
Befragte, die teilbetreutes Wohnen in Anspruch nehmen, öfter ein-
sam, hatten Angst um ihren Arbeitsplatz und fühlten sich nicht aus-
reichend über die Situation informiert. Allerdings mussten bei dieser 
Gruppe nur selten Arzttermine oder Therapien verschoben werden. 
Letzteres traf dagegen verstärkt auf Personen ohne betreute Wohn-
form zu. 
In Bezug auf die digitale Teilhabe nutzen Befragte in teil- oder voll-
betreutem Wohnen das Internet weniger regelmäßig und verfügen 
auch seltener über die hierzu erforderlichen Geräte. Personen in voll-
betreuter Wohnform haben zusätzlich verstärkt mit Barrieren bei der 
Internetnutzung zu kämpfen.
Befragte, die vollbetreutes Wohnen in Anspruch nehmen, befinden 
sich überdurchschnittlich oft im untersten Einkommenssegment. 
Jene Personen in teilbetreuter Wohnform haben hingegen schon 
etwas mehr Geld zur Verfügung, bewegen sich aber immer noch ver-
stärkt im unteren Bereich von bis zu 1.500 Euro netto, während Be-
fragte, die weder das eine noch das andere in Anspruch nehmen, in 
den oberen Einkommensklassen zu finden sind. Dies wirkt sich nicht 
auf die Zufriedenheit mit der finanziellen Situation aus, allerdings 
bleibt Befragten in teilbetreuter Wohnform häufig nach Abzug der 
Fixkosten für Wohnen und Essen kein Geld für die Freizeitgestaltung. 
Befragten in vollbetreuter Wohnform können sich hingegen seltener 
die nötige technische Ausstattung leisten, um am digitalen Leben 
teilzunehmen, und haben seltener Geld für höhere Ausgaben (z.B. 
etwaige Reparaturen). 
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16.7  Befragte mit körperlicher  
Behinderung und/oder  
Mobilitätseinschränkung

Abbildung 67: Lebensbereiche für Befragte mit körperlicher  
Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=377, n miss zwischen 39 und 103; 
*Arbeit: n=218, n miss=47

Befragte mit körperlicher Behinderung und/oder Mobilitätsein-
schränkung leben häufiger selbstständig und nehmen weder be-
treutes noch teilbetreutes Wohnen in Anspruch. Aufgrund fehlender 
Barrierefreiheit sind sie in höherem Ausmaß nur teilweise zufrieden 
mit ihrer Wohnsituation. Probleme bereiten ihnen v.a. die barriere-
freie Erreichbarkeit von öffentlichen Verkehrsmitteln sowie die 
barrierefreie Erreichbarkeit und Nutzung von Freizeitangeboten in 
Wohnortnähe; dementsprechend wünschen sich Personen mit kör-
perlicher Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung vermehrt 
Unterstützung bei der barrierefreien Gestaltung ihres Alltags bzw. 
ihrer Wohnsituation. Sie haben außerdem bereits am häufigsten Dis-
kriminierung bei der Nutzung des öffentlichen Raumes/öffentlicher 
Verkehrsmittel/Freizeitangebote (mangelnde Barrierefreiheit) auf-
grund ihrer Behinderung erfahren. Auf die allgemeine Zufriedenheit 
mit der Wohnsituation haben diese Problemlagen allerdings keinen 
Einfluss.
Die Arbeitssituation wird von Befragten mit körperlicher Behinde-
rung und/oder Mobilitätseinschränkung gut bewertet: Sie sind in hö-
herem Ausmaß auf dem ersten Arbeitsmarkt beschäftigt, fühlen sich 
an ihrem Arbeitsplatz wohl, empfinden die Entlohnung als fair und 
haben das Gefühl, dass die Arbeit auch ihren Fähigkeiten entspricht.
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Bei der Gesundheitsversorgung haben Personen mit körperlicher 
Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung gehäuft keinen 
guten Zugang zu Ärztinnen und Ärzten, die mit ihrem Krankheitsbild 
vertraut sind. Darüber hinaus treten in dieser Gruppe häufig Prob-
leme auf bei der barrierefreien Erreichbarkeit von entsprechenden 
Gesundheitseinrichtungen. Auch Probleme bei der Verschreibung 
einer Therapie treten häufiger auf.
In Bezug auf die Corona-Pandemie fühlten sich Befragte mit körper-
licher Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung überdurch-
schnittlich gut informiert. Sie mussten allerdings öfter als andere 
Therapien oder Arzttermine verschieben und haben Angst vor den 
Folgen einer Infektion. Auf der anderen Seite sehen sie aber auch in 
höherem Ausmaß positive Auswirkungen der Pandemie. 
Die Teilhabe am digitalen Leben gestaltet sich für Befragte mit 
körperlicher Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung über-
durchschnittlich gut: Sie nutzen das Internet regelmäßig und stoßen 
dabei vergleichsweise seltener auf Barrieren als andere Gruppen. 
Außerdem haben sie in geringerem Ausmaß als andere Probleme  
mit der Leistbarkeit der technischen Ausstattung. 

16.8  Befragte mit psychischer 
Erkrankung
Abbildung 68: Lebensbereiche für Befragte mit psychischer 
Erkrankung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=199, n miss zwischen 18 und 51; 
*Arbeit: n=113, n miss=34
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Befragte mit psychischer Erkrankung wohnen häufiger zur Miete, 
allein oder nutzen Leistungen des teilbetreuten Wohnens. Die 
Barrierefreiheit der Wohnung sowie die barrierefreie Erreichbarkeit 
öffentlicher Verkehrsmittel ist dabei nicht immer gegeben. Auf die 
allgemeine Zufriedenheit mit der Wohnsituation hat dies allerdings 
keine Auswirkungen.
Personen mit psychischer Erkrankung sind vergleichsweise selten 
über 30 Stunden pro Woche erwerbstätig. Gleichzeitig besteht 
der verstärkte Wunsch nach einer Arbeitszeitreduktion. Aus- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten für Menschen mit Beeinträchtigungen 
werden zudem vergleichsweise schlecht eingeschätzt – Befragte mit 
psychischer Erkrankung sehen sich vielfältigen Barrieren ausgesetzt. 
Nichtsdestoweniger zeigen sie sich mit der Arbeitssituation zufrie-
den bzw. äußern allgemeines Wohlbefinden am Arbeitsplatz und 
schätzen ihre Entlohnung als fair ein.
Durch die Corona-Pandemie kam es bei Personen mit psychischer  
Erkrankung verstärkt zu Einsamkeit und Ängsten vor den Folgen 
einer Infektion. Für Befragte mit psychischer Erkrankung stellt die 
Pandemie eine besondere Belastung dar und kann zusätzliche  
Ängste und Stress erzeugen. 
Die digitale Teilhabe ist in der Gruppe der Menschen mit psychischer 
Erkrankung überdurchschnittlich gut ausgeprägt.
Bezüglich der finanziellen Situation zeigt sich eine hohe Unzufrieden-
heit unter Personen mit psychischer Erkrankung. Befragte mit psy-
chischer Erkrankung können sich öfter keine Arztbesuche oder The-
rapien leisten, zudem ist ein Urlaub pro Jahr seltener möglich. Ihnen 
stehen nach Abzug der Fixkosten für Wohnen und Essen seltener 
finanzielle Mittel für höhere Ausgaben (z.B. etwaige Reparaturen) zur 
Verfügung. Auch die Leistbarkeit der notwendigen technischen Aus-
stattung, um am digitalen Leben teilzuhaben, ist nicht immer oder 
nur teilweise gegeben. Befragte mit psychischer Erkrankung haben 
außerdem Angst, im Alter nicht über genügend Geld zu verfügen. 
Menschen mit psychischer Erkrankung steht zudem häufig kein Pfle-
gegeld zur Verfügung.
Gemessen an den Antworten aller Befragten geben jene mit psy-
chischer Erkrankung durchschnittlich oft an, Diskriminierung oder 
Benachteiligung aufgrund ihrer Behinderung erlebt zu haben. 
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Befragte mit Sehbehinderung/Blindheit nehmen seltener betreutes 
Wohnen in Anspruch. Allerdings geben sie häufiger an, Unterstüt-
zung zu benötigen, um ihren Alltag und ihre Wohnsituation barriere-
frei gestalten können (z.B. persönliche Unterstützung, Hilfsmittel in 
besserer Qualität oder generell geeignete Hilfsmittel). 
Personen mit Sehbehinderung/Blindheit arbeiten überdurchschnitt-
lich häufig auf dem ersten Arbeitsmarkt. Sie arbeiten in höherem 
Ausmaß als andere Befragte über 30 Stunden pro Woche und 
sind mit diesem Arbeitsausmaß zufrieden – sie wünschen sich also 
vergleichsweise selten eine Arbeitszeitreduktion oder -erhöhung. 
Allerdings haben sie auch bereits öfter aufgrund ihrer Behinderung 
Diskriminierung im Bereich Arbeitsmarkt/Ausbildung erlebt.
Menschen mit Sehbehinderung/Blindheit bewerten den Bereich 
Gesundheit überdurchschnittlich gut. Dazu zählen der Zugang zu 
Ärztinnen und Ärzten, die mit ihrem persönlichen Krankheitsbild ver-
traut sind, die Leistbarkeit der Behandlung, der Erhalt ausreichender 
und verständlicher Informationen durch das Gesundheitspersonal, 
das Angebot im Bereich psychischer Gesundheit sowie die Konfron-
tation mit und häufigeres Auftreten von Problemen im Rahmen der 
ärztlichen Versorgung. 

39

In der Gruppe der der Menschen mit 
Sehbehinderung/Blindheit wurden 
durch die Befragung überdurch-
schnittlich viele Personen mit  
höherem Ausbildungsniveau erreicht.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=143, n miss zwischen 9 und 28; *Arbeit: 
n=82, n miss=17
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16.9  Befragte mit Sehbehinderung/
Blindheit39 

Abbildung 69: Lebensbereiche für Befragte mit 
Sehbehinderung/Blindheit
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=142, n miss zwischen 12 und 53; *Arbeit: 
n=109, n miss=13

Befragte mit Sehbehinderung/Blindheit sind vergleichsweise wenig 
von negativen Auswirkungen der Corona-Pandemie betroffen: Diese 
Gruppe fühlt sich ausreichend informiert und sieht gehäuft sogar 
positive Auswirkungen der Pandemie.
Die digitale Teilhabe ist für Personen mit Sehbehinderung/Blindheit 
hingegen nicht immer (ausreichend) gegeben: Sie stimmen der Mög-
lichkeit einer barrierefreien Internetnutzung häufiger nur teilweise 
zu und brauchen aufgrund ihrer Behinderung verstärkt spezielle 
Hilfsmittel.
Bezüglich der finanziellen Situation finden sich Menschen mit Seh-
behinderung/Blindheit überdurchschnittlich oft in den oberen Ein-
kommensklassen und können sich z.B. Therapien und Arztbesuche 
gut leisten. 

16.10  Befragte mit Hörbehinderung/
Gehörlosigkeit40 

Abbildung 70: Lebensbereiche für Befragte mit Hörbehinderung/
Gehörlosigkeit

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

Wohnen

Arbeit*

Gesundheit

Covid

Digitale Teilhabe

Einkommen

Hörbehinderung/Gehörlosigkei t

Gesamt

40

In der Gruppe der der Menschen  
mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit  
wurden durch die Befragung über-
durchschnittlich viele Personen mit 
höherem Ausbildungsniveau erreicht. 

Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit wohnen häufiger in 
einer Eigentumswohnung oder einem eigenen Haus und selten in 
einer betreuten Wohnform. Oftmals leben sie mit der/dem Part-
ner*in und Kind(ern) im gemeinsamen Haushalt. Sie zeigen sich sehr 
zufrieden in Hinblick auf die barrierefreie Erreichung und Nutzung 
von Einkaufsmöglichkeiten und öffentlichen Verkehrsmitteln in ihrer 
Wohnumgebung. 
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Personen mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit sind häufiger auf dem 
ersten Arbeitsmarkt beschäftigt – und zwar überdurchschnittlich 
oft mit über 30 Wochenstunden. Allerdings scheinen sich viele von 
ihnen nicht oder nur teilweise an ihrem Arbeitsplatz wohlzufühlen. 
Auch Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten werden von Menschen 
mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit nur als unzureichend und 
oftmals erschwert beurteilt. Darüber hinaus benötigen sie häufiger 
Unterstützung, um Arbeit oder Ausbildung barrierefrei gestalten zu 
können.
Im Rahmen der Gesundheitsversorgung fühlen sich Befragte mit 
Hörbehinderung/Gehörlosigkeit oftmals nicht als mündige Pa-
tient*innen behandelt und bekommen Informationen vom Gesund-
heitspersonal nicht verständlich erklärt. Außerdem sind Gesund-
heitseinrichtungen für sie oftmals nicht barrierefrei erreichbar.
Die Gruppe der Personen mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit fühlt 
sich in Bezug auf die Corona-Pandemie häufiger nicht ausreichend 
informiert. Zusätzlich stoßen sie durch das Maskentragen verstärkt 
auf Barrieren in der Kommunikation. Insgesamt hat sich ihre Lebens-
situation im Vergleich zu anderen Befragtengruppen aber nicht ver-
stärkt verschlechtert.
Die digitale Teilhabe scheint bei Menschen mit Hörbehinderung/
Gehörlosigkeit gut ausgeprägt zu sein, auch wenn sie teilweise ange-
ben, auf Probleme bei der barrierefreien Internetnutzung zu stoßen. 
Personen mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit bilden in der vor-
liegenden Befragung jene Gruppe, die pro Monat am meisten Geld 
zur Verfügung hat. Sie äußern auch nur selten die Sorge, im Alter 
finanziell nicht ausreichend versorgt zu sein.
Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit geben am häufigsten 
an, Diskriminierung oder Benachteiligung aufgrund ihrer Behinde-
rung erlebt zu haben. Insbesondere werden das Vorhandensein und 
der Zugang zu Gebärdensprachdolmetscher*innen, das fehlende 
Wissen der Gesamtbevölkerung zu Themen wie Hörbehinderung, 
Gehörlosigkeit, Gebärdensprache und Gehörlosenkultur sowie die 
fehlende Gebärdensprachkompetenz der Gesamtbevölkerung,  
fehlende Gebärdensprach-Übersetzungen und fehlende oder 
mangelhafte Untertitelungen in diversesten Medien sowie fehlende 
Inklusion im Bildungssystem und am Arbeitsplatz bemängelt. Sie 
nehmen ihre Lebenssituation in multiplen Bereichen als nicht inklusiv 
wahr – und das, obwohl gerade diese Gruppe in dieser vorliegen-
den Befragung über ein besonders hohes Bildungsniveau und Ein-
kommen verfügt. Auch hier liegt daher der Schluss nahe, dass der 
‚kritische Blick‘ auf Themen wie Diskriminierung, Benachteiligung, 
Inklusion sehr stark vom jeweiligen Bildungsniveau abhängt bzw.  
mit zunehmendem Bildungsniveau höhere Erwartungshaltungen 
und höhere ‚Awareness-Grade‘ gegeben sind.
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16.11  Befragte mit 
Lernschwierigkeiten
Abbildung 71: Lebensbereiche für Befragte mit Lernschwierigkeiten

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=168, n miss zwischen 11 und 60;  
*Arbeit: n=150, n miss=54
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Bei der Gruppe der Menschen mit Lernschwierigkeiten sind die  
hohen Zufriedenheitswerte in fast allen abgefragten Lebensberei-
chen auffällig. Eine Tendenz zu sozial erwünschten oder zustimmen-
den Antworten (Ja-Sage-Tendenz) spielt dabei sicher eine Rolle  
(vgl. Moisl 2017, Statistik Austria 2018, Schäfers 2008). 
Befragte mit Lernschwierigkeiten sind mit ihrer Wohnsituation be-
sonders häufig zufrieden. Sie nehmen öfter betreutes Wohnen in 
Anspruch und/oder leben in einer Wohngemeinschaft für Menschen 
mit Behinderungen oder bei Verwandten. Probleme bei der barrie-
refreien Erreichbarkeit und Nutzung von Einkaufsmöglichkeiten, 
öffentlichen Verkehrsmitteln oder Freizeitangeboten in ihrer Wohn-
umgebung treten seltener auf. Zudem sind sie mit der Ausstattung 
ihrer Wohnung besonders zufrieden – sowohl allgemein als auch in 
Hinblick auf die Barrierefreiheit –, und sie empfinden die Wohnkos-
ten als nicht zu hoch. Personen mit Lernschwierigkeiten geben auch 
nur selten an, etwas an ihrer Wohnsituation verändern zu wollen 
oder zusätzliche Unterstützung zu benötigen, um ihren Alltag oder 
ihre Wohnsituation barrierefrei gestalten zu können.
In Bezug auf die Arbeitssituation sind Menschen mit Lernschwierig-
keiten in höherem Ausmaß als andere in einer Tagestruktur und ar-
beiten häufig bis zu 15 Wochenstunden. Sie geben überdurchschnitt-
lich oft an, sich an ihrem Arbeitsplatz wohlzufühlen, und bestätigen, 
dass die Arbeit ihren Fähigkeiten entspricht. Allerdings  
sind sie öfter der Ansicht, für ihre Arbeit nicht fair entlohnt zu wer-
den, und tendenziell würden sie gerne mehr Stunden pro Woche
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arbeiten. Die Möglichkeiten zur Aus- und Weiterbildung schätzen 
sie als ausreichend ein und vergleichsweise selten von Barrieren be-
gleitet.
Auch die Gesundheitsversorgung wird von Personen mit Lernschwie-
rigkeiten überdurchschnittlich gut bewertet. Dazu zählen Zugang 
zu Ärztinnen und Ärzten, die mit dem persönlichen Krankheitsbild 
vertraut sind, die Leistbarkeit der Behandlung, das Angebot im Be-
reich der psychischen Gesundheit sowie die Konfrontation mit und 
die Häufigkeit von Problemen im Rahmen der ärztlichen Versorgung. 
Einzig der Erhalt ausreichender und verständlicher Informationen 
durch das Gesundheitspersonal ist nicht immer (ausreichend) ge-
geben – vor allem in Bezug auf Themen wie Verhütung, Schwanger-
schaft und Schwangerschaftsabbruch.
Hinsichtlich der Corona-Pandemie fühlen sich Befragte mit Lern-
schwierigkeiten relativ gut informiert. Allerdings sind sie durch die 
Pandemie öfter einsam, sehen insgesamt eine Verschlechterung ihrer 
Lebenssituation und nur selten positive Auswirkungen. Auf diesen 
Punkt könnten sich die Schließungen der Tagesstrukturen/Werkstät-
ten negativ ausgewirkt haben.
Menschen mit Lernschwierigkeiten nehmen vergleichsweise seltener 
am digitalen Leben teil – sie nutzen das Internet in höherem Ausmaß 
nicht regelmäßig und stoßen auch verstärkt auf Probleme bei der 
barrierefreien Internetnutzung. Zusätzlich verfügen sie seltener über 
die dafür erforderlichen Geräte. Für Befragte mit Lernschwierigkeiten 
besteht oftmals die Schwierigkeit, dass sie aufgrund ihrer fehlenden 
Ausbildung nicht mit Computern umgehen können. So fehlt es bei-
spielsweise an Computerkursen in Leichter Sprache. 
Personen mit Lernschwierigkeiten befinden sich häufig in niedrigen 
Pflegestufen und sind mit ihrer finanziellen Situation zufrieden. Laut 
eigenen Angaben bleibt ihnen genügend Geld für die Freizeitge-
staltung, zum Sparen und für etwaige Urlaube, und sie machen sich 
vergleichsweise wenig Sorgen, dass sie im Alter finanziell nicht aus-
reichend versorgt sein könnten.
Befragte mit Lernschwierigkeiten geben am seltensten an, Diskrimi-
nierung oder Benachteiligung aufgrund ihrer Behinderung erlebt zu 
haben; wenn doch, trifft dies verstärkt im Bereich der Diskriminie-
rung durch Privatpersonen zu. Wie zuvor beschrieben, zeigen sie sich 
generell in vielen Lebensbereichen vergleichsweise sehr zufrieden. 
Die in dieser Studie befragten Personen mit Lernschwierigkeiten 
verfügen häufig über ein niedriges Bildungsniveau und ein geringes 
Einkommen. Auch dies deutet darauf hin, dass verschiedene Erwar-
tungshaltungen mit dem Grad der Bildung zusammenhängen bzw. 
der ‚Awareness-Grad‘ und die Möglichkeit, an einer schriftlichen Be-
fragung teilzunehmen, mit zunehmendem Bildungsniveau steigt.
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=97, n miss zwischen 11 und 31; *Arbeit: 
n=55, n miss=11

16.12  Befragte mit chronischer  
Erkrankung
Abbildung 72: Lebensbereiche für Befragte mit  
chronischer Erkrankung 
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Befragte mit chronischer Erkrankung nehmen selten betreute Wohn-
formen in Anspruch und sind vergleichsweise häufig unzufrieden 
mit ihrer Wohnsituation. Dies dürfte vor allem an der Ausstattung 
der Wohnung liegen, die sowohl allgemein als auch in Hinblick auf 
Barrierefreiheit oftmals als unzureichend beurteilt wird. Am häufigs-
ten wünschen sie sich diesbezüglich mehr Platz oder eine größere 
Wohnung. 
Menschen mit chronischer Erkrankung fühlen sich häufig am Ar-
beitsplatz nicht wohl und wünschen sich in diesem Zusammenhang 
vermehrt eine Arbeitszeitreduktion. Zusätzlich gibt diese Gruppe am 
öftesten an, im Bereich Arbeitsmarkt/Ausbildung bereits Diskrimi-
nierung aufgrund ihrer Erkrankung erfahren zu haben.
In Bezug auf die Gesundheitsversorgung klagen Personen mit chro-
nischer Erkrankung in besonderem Ausmaß darüber, dass sie keinen 
guten Zugang zu Ärztinnen und Ärzten haben, die mit ihrem Krank-
heitsbild vertraut sind. Das Angebot im Bereich der psychischen Ver-
sorgung erscheint ihnen oft nicht ausreichend. Außerdem berichten 
sie öfter von Problemen bei der Verschreibung einer Therapie und 
geben vermehrt an, bereits Gewalt im Gesundheitssystem erlebt zu 
haben. Frauen mit chronischen Erkrankungen haben zusätzlich etwas 
häufiger schlechte Erfahrungen bei der Untersuchung bzw. Behand-
lung durch eine Frauenärztin/einen Frauenarzt gemacht.
Für Befragte mit chronischen Erkrankungen hat sich die Lebens- 
situation durch die Corona-Pandemie häufig verschlechtert, und sie
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=46, n miss zwischen 5 und 12;  
*Arbeit: n=32, n miss=10

haben Angst vor den Folgen einer Corona-Infektion. Zusätzlich 
mussten sie während der Pandemie öfter Arzttermine und Therapien 
verschieben und fühlten sich einsam.
Die digitale Teilhabe stellt sich für Menschen mit chronischer Erkran-
kung überdurchschnittlich gut dar.
In Bezug auf die finanzielle Situation bewegen sich Personen mit 
chronischer Erkrankung sowohl hinsichtlich des Einkommens als 
auch der Zufriedenheit mit ihrer finanziellen Situation im durch-
schnittlichen Bereich.

16.13   Befragte mit Erkrankung des 
Nervensystems (z.B. Autismus oder 
ADHS)
Abbildung 73: Lebensbereiche für Befragte mit einer Erkrankung 
des Nervensystems (z.B. Autismus oder ADHS)

Befragte mit einer Erkrankung des Nervensystems leben häufiger als 
andere in Mietwohnungen und empfinden die Wohnkosten oftmals 
als zu hoch. Dies wirkt sich allerdings nicht negativ auf die allgemeine 
Wohnzufriedenheit aus.
Personen mit einer Erkrankung des Nervensystems sind in höherem 
Ausmaß mit ihren Arbeitsbedingungen nicht zufrieden und häufig 
mehr als 30 Wochenstunden erwerbstätig. 
Auf Fragen zur Gesundheitsversorgung antworten Menschen mit 
einer Erkrankung des Nervensystems öfter als andere, dass sie 
keinen guten Zugang zu Ärztinnen und Ärzten haben, die mit ihrem 
Krankheitsbild vertraut sind, und dass sie oftmals nicht als mündige 
Patient*innen behandelt werden.
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=557, n miss zwischen 69 und 141;  
*Arbeit: n=379, n miss=179

In Bezug auf die Auswirkungen der Corona-Pandemie, die digitale 
Teilhabe sowie die finanzielle Situation ergeben sich demgegenüber 
keine großen Unterschiede oder Besonderheiten im Vergleich zu 
anderen Gruppen.
Befragte mit einer Erkrankung des Nervensystems berichten in  
höherem Ausmaß als andere, im Alltag Diskriminierung aufgrund 
ihrer Behinderung durch Privatpersonen erfahren zu haben.

16.14  Befragte mit 
Mehrfachbehinderungen
Abbildung 74: Lebensbereiche für Befragte mit  
Mehrfachbehinderungen 

Befragte mit Mehrfachbehinderungen nehmen häufig betreute 
Wohnformen in Anspruch oder leben bei Verwandten. Sie sind  
vor allem mit den barrierefreien Einkaufsmöglichkeiten in der  
Wohnumgebung unzufrieden und benötigen öfter Unterstützung, 
um ihren Alltag und ihre Wohnsituation barrierefrei gestalten zu 
können.
Menschen mit Mehrfachbehinderungen fühlen sich an ihrem 
Arbeitsplatz in höherem Ausmaß als andere Gruppen wohl. Der 
Wunsch nach einer Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt  
ist vergleichsweise gering ausgeprägt. 
Die Zufriedenheit mit der Gesundheitsversorgung gestaltet sich bei 
Personen mit Mehrfachbehinderung durchschnittlich gut. Allerdings 
fühlen sie sich häufiger unzureichend über Themen wie Verhütung, 
Schwangerschaft und Schwangerschaftsabbruch informiert.
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Durch die Corona-Pandemie verweisen Befragte mit Mehrfachbe-
hinderungen häufiger auf eine Verschlechterung ihrer Lebenssitua-
tion. Andere negative Auswirkungen der Pandemie werden in dieser 
Gruppe allerdings nicht vermerkt.
Die digitale Teilhabe gestaltet sich in dieser Gruppe unterdurch-
schnittlich: Personen mit Mehrfachbehinderungen nutzen das Inter-
net seltener regelmäßig, haben verstärkt Probleme bei der barriere-
freien Internetnutzung und verfügen auch seltener über  
die dafür erforderlichen Geräte.
Hinsichtlich der finanziellen Situation müssen Befragte mit Mehr-
fachbehinderungen mit geringeren Mitteln auskommen, oftmals 
bleibt ihnen kein Geld für die Freizeitgestaltung nach Abzug der 
Fixkosten für Wohnen und Essen. Auf die Zufriedenheit mit ihrer 
finanziellen Situation hat dies allerdings keinen signifikanten Einfluss.
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Resümee 

17

Im Rahmen der Studie „Weniger Barrieren – Mehr Wien. Wie leben 
Frauen und Männer mit Behinderungen oder mit gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen in Wien?“, initiiert vom Frauenservice der Stadt 
Wien und dem Fonds Soziales Wien (FSW), wurden Menschen mit 
Behinderungen in Wien auf breiter Basis mittels eines quantitativen 
Forschungssettings befragt. Ziel ist die Erfassung der Lebensrealität 
von Menschen mit Behinderungen in Wien, der verschiedenen Parti-
zipationsmöglichkeiten, der Barrieren und Diskriminierungserfahrun-
gen, des Zugangs zu bestehenden Angeboten, und der Angebote, 
die erlebter Diskriminierung entgegenwirken könnten. Dazu wurden 
Teilhabemöglichkeiten und Barrieren in den Bereichen Wohnen, 
Arbeit und Ausbildung, finanzielle Situation, Interessenvertretung 
und politische Vertretung, Erfahrungen mit Diskriminierungen und 
Benachteiligungen, Beratungsangebote, Gesundheitsversorgung 
und Digitalisierung sowie die Auswirkungen der COVID-19-Pande-
mie erhoben.
Der Untersuchung war ein intensiver Arbeitsprozess der Erstellung 
eines Fragebogens vorausgegangen. So wurden zuerst bestehende 
Erhebungen identifiziert und auf ihre Übertragbarkeit geprüft. Im 
Rahmen dieser Recherche wurden auch methodologische Aspekte 
zur Erhebung der Lebensqualität aus bestehenden Studien in die 
Überlegungen zur Konzeption des Fragebogens berücksichtigt.
Durch den Anspruch eines partizipatorischen Forschungsansatzes, 
der insbesondere in der Erforschung von Lebensverhältnissen von 
Menschen mit Behinderungen als notwendig erachtet wird, wur-
den Beraterinnen mit Behinderungen in den gesamten Ablauf des 
Forschungsprojektes einbezogen, vor allem bei der Erstellung des 
Erhebungsinstruments und bei der Interpretation der Ergebnisse. 
Während der Erstellung des Fragebogens wurden außerdem Rück-
meldungen zum Entwurf des Fragebogens von Interessenvertretun-
gen für Menschen mit Behinderungen eingeholt (Österreichischer 
Behindertenrat, Verein Ninlil, ÖZIV, BIZEPS).
Ziel war es, ein Erhebungsinstrument zu entwickeln und eine Erhe-
bung umzusetzen, die den Bedürfnissen der unterschiedlichen
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Zielgruppen entspricht, die möglichst barrierefrei ist und mittels de-
rer möglichst umfassend die unterschiedlichen Lebensbereiche ab-
gebildet werden können. Die barrierefreie Gestaltung der Erhebung 
stellte eine große Herausforderung und gleichzeitig den zentralen 
Erfolgsfaktor des Forschungsprojekts dar. Zur Optimierung der Ver-
ständlichkeit der Sprache wurde der Fragebogen von capito in Leicht 
Lesen – Sprachstufe A2 übersetzt, außerdem in Englisch, Türkisch 
und BKS. Da die Länge des Fragebogens eine Herausforderung 
darstellte, wurde zusätzlich eine Kurzversion erstellt, um auch jene 
Gruppen zu erreichen, die einen langen Fragebogen nicht ausfüllen 
können. 
Letztendlich nahmen insgesamt 1.946 Personen an der Befragung 
teil. Diese Zahl setzt sich aus den Ergebnissen der Online-Befragung, 
der Papierfragebögen (Kurz- und Langversion) und der Befragungs-
tage zusammen. Mittels Fragebogenerhebung konnte eine große 
Bandbreite von Menschen mit unterschiedlichen Behinderungsarten, 
unterschiedlicher Altersstufen und unterschiedlichen Geschlechts 
erreicht werden.
Die Spezifika der jeweiligen Gruppen wurden in der Auswertung und 
Interpretation der Ergebnisse berücksichtigt, wobei sich herausstell-
te, dass große Unterschiede in den Antworten zwischen Menschen 
mit unterschiedlichen Behinderungsarten bestehen. Innerhalb 
dieser Gruppen kamen bei der Analyse nach Behinderungsart und 
soziodemografischen Merkmalen zum einen die Merkmale der 
Grundgesamtheit zum Vorschein, wie das Alter bei der Gruppe der 
Menschen mit körperlichen Behinderungen bzw. Mobilitätsein-
schränkungen oder das niedrige Ausbildungsniveau bei den Befrag-
ten mit Lernschwierigkeiten. Zum anderen wurde auch der Aspekt 
der Erreichbarkeit durch Befragungen dieser Art deutlich, etwa dass 
vor allem bei der Gruppe der Menschen mit Sehbehinderungen und 
Hörbehinderungen eher Menschen mit einem höheren Ausbildungs-
niveau erreicht werden können, als es vermutlich der Verteilung in 
der Gesamtgruppe der Menschen mit Seh- oder Hörbeeinträchti-
gung entspricht.
Auffällig sind zudem die hohen Zufriedenheitswerte bei Menschen 
mit Lernschwierigkeiten in allen abgefragten Lebensbereichen. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass in dieser Gruppe eine 
Tendenz zu sozial erwünschten oder zustimmenden Antworten 
(Ja-Sage-Tendenz) vorhanden ist (vgl. Moisl 2017, Statistik Austria 
2018, Schäfers 2008). Kritische Aspekte werden in dieser Gruppe er-
fahrungsgemäß eher bei konkreten Nachfragen oder bei Erhebungs-
situationen, die einer alltagssprachlichen Kommunikation ähneln, 
erzählt. Diese Erfahrung wurde bereits bei der Studie „Frauen, die 
behindert werden …“ (Sorger & Bergmann 2020) gemacht, bei der 
von der Fokusgruppe der Frauen mit Lernschwierigkeiten sowie in 
den Interviews zahlreiche negative Erfahrungen geäußert wurden. 
Wenngleich über die Befragung wertvolle Einsichten in zentrale 
Lebensbereiche von unterschiedlichen Gruppen von Menschen mit 
Behinderungen erhalten werden, werden zugleich die Grenzen einer 
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solchen Erhebung deutlich. So können komplexe Fragestellungen 
nur bis zu einem gewissen Grad in Leichte Sprache übersetzt werden, 
ohne dass der Inhalt und die Aussagekraft verloren gehen. 
Wie ist es also um die Partizipationsmöglichkeiten und die erlebten 
Barrieren der befragten Menschen mit Behinderungen in Wien be-
stellt?

Erfahrungen mit Diskriminierung
und Benachteiligungen
Wie schon in der Studie „Frauen, die behindert werden …“ (Sorger 
& Bergmann 2020) kommen auch in der vorliegenden Erhebung 
zahlreiche Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen 
in unterschiedlichen Lebensbereichen zum Vorschein. So hat die 
Mehrheit der Menschen mit Behinderungen bereits Diskriminierung 
im Alltag und in den unterschiedlichen Bereichen des Lebens er-
fahren, die auf Behinderung zurückgeführt wird. 62% der befragten 
Wiener*innen geben an, dass sie aufgrund ihrer Behinderung bereits 
Diskriminierung oder Benachteiligung erlebt haben, wobei etwa 
zwei Drittel der Frauen und 56% der Männer über Diskriminierungs-
erfahrungen berichten. Von Frauen wird in diesem Zusammenhang 
besonders häufig von Diskriminierungen auf dem Arbeitsmarkt und/
oder im Ausbildungsbereich berichtet.
Mit Höhe des Bildungsabschlusses steigt der Anteil jener, die ange-
ben, bereits Diskriminierung erlebt zu haben. Das könnte ein Hinweis 
darauf sein, dass in dieser Gruppe das Bewusstsein über Diskriminie-
rung höher ist als in anderen Gruppen, und dass Benachteiligungen, 
die im Alltag erlebt werden, eher als Diskriminierung klassifiziert 
werden. 
Am häufigsten (84%) berichten Personen mit Hörbehinderung/Ge-
hörlosigkeit von Diskriminierungserfahrungen, was zum einen darauf 
zurückgeführt werden kann, dass in dieser Gruppe der Bildungs-
status überdurchschnittlich hoch ist (und höher als in der Grundge-
samtheit), und dass zum anderen Menschen mit Hörbehinderungen 
in besonderer Form von Exklusion und Benachteiligungen betroffen 
sind. In den meisten Fällen handelt es sich um Diskriminierung im All-
tag durch Privatpersonen, wobei respektloses Verhalten, Beschimp-
fungen und Beleidigungen angeführt werden.
Auch Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt und/oder im Ausbil-
dungsbereich wird häufig erlebt, die in Form persönlicher Beleidi-
gungen durch Vorgesetzte und Kolleg*innen und frustrierender Er-
fahrungen bei der Jobsuche auftreten. Fehlende Barrierefreiheit und 
fehlende Bereitschaft zur Gewährleistung der Barrierefreiheit können 
ebenso Probleme am Arbeitsplatz oder bei der Suche nach einem 
Arbeitsplatz verursachen. Oftmals sind Menschen mit Behinderun-
gen an ihrem Arbeitsplatz damit konfrontiert, dass ihnen aufgrund 
ihrer Behinderung Karriereoptionen verwehrt bleiben. 
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Ein Viertel der Personen mit Diskriminierungserfahrungen gibt an, 
diskriminierende Erfahrungen bei der Nutzung des öffentlichen Rau-
mes, öffentlicher Verkehrsmittel oder Freizeitangebote vor allem mit 
mangelnder Barrierefreiheit gemacht zu haben.  Befragte mit körper-
licher Beeinträchtigung und/oder Mobilitätseinschränkung haben 
am häufigsten Diskriminierung bei der Nutzung des öffentlichen 
Raumes/öffentlicher Verkehrsmittel/Freizeitangebote (mangelnde 
Barrierefreiheit) erfahren, Befragte mit Hörbehinderung/Gehör-
losigkeit am zweithäufigsten. Die festgehaltenen Diskriminierungs-
erfahrungen und Benachteiligungen umfassen die nicht vorhandene 
Barrierefreiheit von Gebäuden, von öffentlichen Verkehrsmitteln 
sowie in anderen Bereichen, die die Integration auf dem Arbeits-
markt, im kulturellen Leben und in Freizeit- und Sporteinrichtungen 
erschweren oder verunmöglichen.

Arbeit & Ausbildung
Ein Großteil der befragten Wiener*innen mit Behinderung ist zum 
Zeitpunkt der Befragung in einer Tagesstruktur (39%) beschäftigt, 
wobei mehr Männer (45%) als Frauen (34%) in einer Tagesstruktur 
sind. 28% der Frauen und 22% haben einen Arbeitsplatz auf dem 
ersten Arbeitsmarkt (26%). Im Durchschnitt werden 32 Stunden pro 
Woche gearbeitet, wobei Männer in einem höheren Ausmaß als 
Frauen mehr als 30 Stunden arbeiten. Die meisten sind mit ihrem 
Wochenstundenausmaß zufrieden – nur etwa jede*r Siebte würde 
gerne mehr und etwa jede*r Sechste gerne weniger Stunden pro 
Woche arbeiten. 
Die allgemeine Zufriedenheit am Arbeitsplatz ist unter den Befragten 
hoch, so stimmen 75% der Aussage „Ich fühle mich an meinem Ar-
beitsplatz wohl“ voll zu. Weniger zufrieden zeigen sich die befragten 
Wiener*innen mit Behinderung bezüglich der Entlohnung (nur etwas 
mehr als die Hälfte der Befragten stimmt der Aussage zu, für ihre 
Arbeit fair entlohnt zu werden). Insbesondere jene ohne Schulab-
schluss sowie jene in Tagesstrukturen oder Beschäftigungsprojekten 
als auch Befragte mit Lernschwierigkeiten geben häufiger an, für ihre 
Arbeit nicht fair entlohnt zu werden. 
Ein Drittel jener Befragten, die sich in einem Beschäftigungsprojekt, 
einem Arbeitstraining oder einer Tagesstruktur befinden, äußern 
den Wunsch nach einem Arbeitsplatz auf dem ersten Arbeitsmarkt. 
In Zusammenhang mit dem Thema „Ausbildung“ kann besonders 
hoher Handlungsbedarf abgeleitet werden. So schätzen die Be-
fragten die bestehenden Ausbildungsmöglichkeiten für Menschen 
mit Behinderungen eher negativ ein: Mehr als die Hälfte ist der An-
sicht, dass Menschen mit einer Behinderung auf zahlreiche Barrieren 
in der Ausbildung stoßen, und nur ein Viertel ist der Ansicht, dass 
Menschen mit Behinderung ausreichend Möglichkeiten zur Aus- und 
Weiterbildung haben. Befragte mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit 
oder psychischer Erkrankung bewerten die Ausbildungsmöglichkei-  
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ten am schlechtesten, während diese von jenen mit Lernschwierig-
keiten am besten bewertet werden. 
Auf die Frage nach den Verbesserungswünschen zur barrierefreien 
Gestaltung von Arbeit und Ausbildung äußern die Befragten am 
häufigsten den Wunsch nach persönlicher Assistenz in Arbeit und/
oder Ausbildung. 

Finanzielle Situation
Die finanzielle Ausstattung von Menschen mit Behinderungen er-
weist sich als wesentlich schlechter als jene der Gesamtbevölkerung, 
was eine gleichberechtigte Teilhabe und Entfaltungsmöglichkeiten  
in unterschiedlichen Lebensbereichen erschwert. 
Ein knappes Drittel der Befragten (29%) gibt an, Lohn oder Gehalt  
zu beziehen, ein weiteres Drittel (33%) bezieht eine Leistungsaner-
kennung (sogenanntes „Taschengeld“) in einer Tagesstruktur,  
26% erhalten Berufsunfähigkeitspension, Invaliditätspension oder 
Erwerbsunfähigkeitspension. Weitere 20% beziehen bedarfsorien-
tierte Mindestsicherung, 12% einen Behindertenzuschlag zur Min-
destsicherung. 

Die Analyse nach Höhe des Einkommens zeigt, dass ein großer  
Teil der Befragten über geringe Einkommen verfügt: 
• Fast jede*r zweite Befragte (47%) hat pro Monat maximal 1.100  
 Euro netto zur Verfügung. 
• 23% verfügen über 1.101 Euro bis 1.500 Euro netto pro Monat.
• 12% verfügen über 1.501 bis 1.900 Euro.
• 18% der Befragten haben mehr als 1.900 Euro netto pro Monat  
 zur Verfügung. 

Vor allem jene Menschen ohne regulären Arbeitsplatz sind finanziell 
schlechter ausgestattet, und so haben 60% jener ohne einen solchen 
Arbeitsplatz maximal 1.100 Euro monatlich zur Verfügung. Bei den 
Einkommen zeigen sich wenig geschlechtsspezifische Unterschiede, 
was auf die unterschiedliche Zusammensetzung der Einkommen 
zurückzuführen ist. In der Erhebung sind Frauen mit einem regulären 
Erwerbseinkommen in höherem Ausmaß vertreten, während sich 
mehr Männer in einer Tagesstruktur befinden. Außerdem haben 
Sozial- und Transferleistungen einen geringeren Gender-Gap als 
Lohneinkommen. 
50% der Befragten sind mit ihrer finanziellen Situation zufrieden,  
31% zumindest teilweise, und ungefähr jede*r fünfte Befragte ist 
nicht zufrieden. 
Die Analyse nach Bildung und Migrationshintergrund zeigt, dass 
Befragte ohne Schulabschluss und/oder jene mit Lernschwierig-
keiten die höchsten Zufriedenheitswerte im Bereich der finanziellen 
Ausstattung aufweisen. Weniger zufrieden sind Personen mit Migra-
tionshintergrund und Befragte mit einer psychischen Erkrankung. 
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Abseits von Fixkosten für Wohnung und Essen bleibt für 56% noch 
Geld über für Freizeitgestaltung oder zum Sparen, für 28% trifft dies 
nur teilweise zu, und 16% haben dafür kein Geld zur Verfügung.
53% der Befragten können es sich leisten, zumindest einmal pro Jahr 
Urlaub zu machen, die andere Hälfte der Befragten hat diese Möglich-
keit nicht oder nur teilweise. Ausreichend Geld für Arztbesuche oder 
Therapien haben 41% der Befragten, weitere 33% teilweise, doch 26% 
sehen sich in diesem Bereich nicht ausreichend finanziell ausgestattet. 
Die finanziellen Möglichkeiten für notwendige technische Ausstat-
tung, um am digitalen Leben teilzunehmen (also Internet, Handy, 
Computer, Tablet), weisen 59% der Befragten auf, weitere 30% zumin-
dest teilweise, und 11% verfügen nicht über ein entsprechend ausrei-
chendes Budget. 
Darüber hinaus stellen höhere Ausgaben über 500 Euro für 63% der 
Befragten eine Herausforderung dar: Nur 37% geben an, dies ohne 
Unterstützung durch Freund*innen, Verwandte oder einen Kredit be-
wältigen zu können. 
Die Angst vor Altersarmut ist unter den Befragten weit verbreitet: Nur 
27% sind der Ansicht, dass sie im Alter genug Geld haben werden, 44% 
glauben das nicht. Auch hier schätzen Befragte mit Lernschwierigkei-
ten die Situation am positivsten ein, wohingegen ein hoher Prozent-
satz von Menschen mit psychischen Erkrankungen die Einschätzung 
teilt, im Alter nicht über genug Geld zu verfügen. 

Wohnen

Durchschnittlich leben 3,2 Personen gemeinsam in den Haushalten 
der Befragten. Das übersteigt den österreichischen Durchschnitt und 
ist möglichweise auch darauf zurückzuführen, dass im Befragungs-
sample immerhin rund 12% in Wohngemeinschaften für Menschen 
mit Behinderungen leben. Die meisten der Befragten (38%) leben al-
lein, 26% mit Partner*in ohne Kind(er), weitere 15% mit Partner*in und 
Kind(ern). Die Ergebnisse zeigen ferner, dass die Befragten seltener 
mit Partner*in und Kind(ern) sowie seltener alleinerziehend leben als 
der Durchschnitt der österreichischen Gesamtbevölkerung. Der An-
teil alleinerziehender Frauen ist in der Befragung mit über 6% mehr als 
dreimal so hoch wie der Anteil der alleinerziehenden Männer (knapp 
2%).
Ein Drittel der befragten Wiener*innen mit Behinderung nimmt teil- 
oder vollbetreutes Wohnen in Anspruch – insbesondere jene mit 
niedrigerem Bildungsniveau. In den Gruppen der Menschen mit Lern-
schwierigkeiten (45%) und mit Mehrfachbehinderung (29%) ist der 
Anteil jener hoch, die mit Verwandten leben. 
Die befragten Wiener*innen mit Behinderung sind im Allgemeinen 
mit ihrer Wohnsituation zufrieden, 68% stimmen der Aussage „Ich bin 
mit meiner Wohnsituation zufrieden“ voll zu. 
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Die Analyse zu einzelnen Teilbereichen der Wohnsituation eröffnet 
insbesondere folgende Handlungsfelder: Befragte mit körperlicher 
Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung sind am wenigsten 
zufrieden mit der barrierefreien Erreichbarkeit und Nutzbarkeit von 
öffentlichen Verkehrsmitteln und Freizeitangeboten, und Personen 
mit Mehrfachbehinderung sehen die meisten Probleme bei der bar-
rierefreien Erreichbarkeit und Nutzbarkeit von Einkaufsmöglichkei-
ten. In Zusammenhang mit der allgemeinen Ausstattung sowie der 
Barrierefreiheit der Wohnung sind vor allem Personen mit chroni-
scher Erkrankung unzufrieden. Auch Befragte ohne österreichische 
Staatsbürger*innenschaft geben in Hinblick auf die barrierefreie Aus-
stattung ihrer Wohnung im Vergleich zu jenen mit österreichischer 
Staatsbürger*innenschaft häufiger an, nicht zufrieden zu sein. Mit 
den Wohnkosten zeigen sich insbesondere die Gruppe der Personen 
mit Erkrankung des Nervensystems sowie die Gruppe jener, die zur 
Miete (nicht gefördert) wohnen, unzufrieden.
Die Hälfte der befragten Wiener*innen mit Behinderungen gibt an, 
an ihrer Wohnsituation nichts ändern zu wollen – insbesondere trifft 
dies auf Personen mit Lernschwierigkeiten (62%) sowie auf jene in 
Eigentum (63%) zu. Am häufigsten (28%) wird der Wunsch nach mehr 
Platz bzw. einer größeren Wohnung geäußert, von Befragten mit 
chronischer Erkrankung am öftesten. Am zweithäufigsten (8%) steht 
der Wunsch, mit anderen Personen, am dritthäufigsten (9%) jener, 
allein zu wohnen. Letzteres ist insbesondere der Fall bei Personen, 
die bei Verwandten oder in Wohngemeinschaften für Menschen mit 
Behinderungen leben. Weitere 13% haben „sonstige“ Veränderungs-
wünsche geäußert; ein Großteil bezieht sich auf die Optimierung der 
barrierefreien Ausstattung der Wohnung/des Wohnhauses. 
Auf die Frage „Was fehlt Ihnen, um Ihren Alltag und Ihre Wohnsitua-
tion barrierefrei gestalten zu können?“ antwortet fast jede*r Zweite 
mit „Mir fehlt nichts“, wobei dies am häufigsten auf Befragte mit Lern-
schwierigkeiten und am seltensten auf jene mit Sehbehinderung/
Blindheit zutrifft. Personen mit Sehbehinderung/Blindheit, mit kör-
perlicher Behinderung und/oder Mobilitätseinschränkung sowie mit 
Mehrfachbehinderung wünschen sich vor allem persönliche Unter-
stützung und geeignete Hilfsmittel bzw. Hilfsmittel in besserer Qualität. 

Digitale Teilhabe

Gerade Menschen mit Behinderung eröffnet das Internet vielerlei 
Möglichkeiten zur Informationsgewinnung, zur Vernetzung und zur 
Teilhabe. Auch in der vorliegenden Befragung stellt sich heraus, dass 
drei Viertel der Befragten das Internet regelmäßig nutzen. Bei älteren 
Personen ab 50 Jahren sowie Personen mit Lernschwierigkeiten und 
Mehrfachbehinderungen fällt die Internetnutzung allerdings deutlich 
geringer aus. Zudem findet sich eine Zunahme der Internutzung mit 
steigendem Bildungsniveau. 
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Ein hoher Prozentsatz von rund 87% ist mindestens auf einer Social-
Media-Plattform aktiv, meist werden WhatsApp, Facebook und/oder 
YouTube genutzt.
Eine barrierefreie Internutzung ist für rund zwei Drittel der Befragten 
möglich, für weitere 18% zumindest teilweise. Allerdings verfügen 
14% der Befragten nicht über die hierzu nötigen Geräte (bspw. Lap-
top, Tablet, Smartphone und Internetzugang), weitere rund 10% nur 
teilweise. Häufiger trifft dies auf Personen aus den unteren Bildungs-
segmenten, Personen aus dem untersten Einkommenssegment 
sowie tendenziell auf ältere Personen ab 40 Jahren zu.
Gegliedert nach Art der Behinderung, haben insbesondere Personen 
mit Lernschwierigkeiten sowie Personen mit Mehrfachbehinderun-
gen verstärkt Probleme bei der barrierefreien Internetnutzung und 
verfügen seltener über die erforderlichen Geräte. Personen mit einer 
Seh- oder Hörbehinderung stimmen einer barrierefreien Internet-
nutzung darüber hinaus gehäuft nur teilweise zu. 
Die Barrieren, auf die die Befragten bei der Internetnutzung stoßen, 
sind vielfältig. Sie reichen von einer hochschwelligen, schweren 
Sprache über Reizüberflutungen durch Werbeeinblendungen bis hin 
zu Problemen bei Hilfsmitteln, fehlenden Untertitelungen, Proble-
men mit Screenreadern oder der Diktiersoftware, die nicht bei allen 
Websites oder Browsern funktioniert. Auch der mangelnde Zugang 
zu Geräten und zum Internet kann durch die fehlenden finanziellen 
Ressourcen die Teilhabe am digitalen Leben erschweren. 
Zusätzlich brauchen 19% aufgrund ihrer Behinderung spezielle Hilfs-
mittel für eine barrierefreie Internetnutzung, weitere 11% zumindest 
teilweise. Verstärkt trifft dies auf Personen mit einer Seh- oder Mehr-
fachbehinderung zu.

Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie
Die Befragung umfasst den Zeitraum von Juni bis Oktober 2021, 
weshalb die teilnehmenden Personen bereits auf mehr als ein Jahr 
Pandemie und deren Auswirkungen zurückblickten. Menschen mit 
Behinderungen waren zum Teil aufgrund von Vorerkrankungen 
einem erhöhten Risiko ausgesetzt, an COVID-19 zu erkranken, an-
dere hatten aufgrund von Lernschwierigkeiten erschwerten Zugang 
zu wichtigen Informationen oder waren durch die eingeschränkte 
Mobilität noch stärker als sonst von Isolation betroffen. Zu Beginn 
der Pandemie wurde von Interessenvertretungen wie dem Österrei-
chische Behindertenrat auf die besondere Betroffenheit und die Be-
dürfnisse von Menschen mit Behinderungen aufmerksam gemacht, 
die durch die allgemeinen Maßnahmen zu wenig berücksichtigt 
wurden.
Zum Zeitpunkt der Befragung fühlte sich ein Großteil der Befragten 
(68%) gut über COVID-19 informiert, 23% zumindest teilweise. 
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Schlechter informiert fühlten sich in erster Linie Menschen mit Hör-
behinderung/Gehörlosigkeit, denen die Verfügbarkeit der Informa-
tion in Österreichischer Gebärdensprache fehlte. 
24% der Befragten stimmen der Aussage zu, dass sich durch die Pan-
demie ihr Leben insgesamt verschlechtert hat, allen voran Menschen 
mit Mehrfachbehinderungen (31%), Menschen mit chronischen Er-
krankungen (27%) und Menschen mit Lernschwierigkeiten (25%). 
Vor allem die Angst vor den gesundheitlichen Folgen einer SARS-
CoV-2-Infektion stellt ein bestimmendes Element dar: 39% stimmen 
dieser Aussage zu, 24% stimmen teilweise zu. Die größten Ängste 
bestehen bei Menschen mit chronischen Erkrankungen, bei körper-
licher Behinderung/Mobilitätseinschränkung und bei psychischen 
Erkrankungen.
Mehr als 60% der Frauen verschoben Arzttermine oder Therapien, 
bei den Männern waren es mit 49% etwas weniger. Vor allem Men-
schen mit chronischen Erkrankungen und mit körperlichen Behin-
derungen/Mobilitätseinschränkungen verlegten Termine auf einen 
späteren Zeitpunkt.
In Zeiten, in denen soziale Kontakte eingeschränkt sind, werden 
Isolation und Einsamkeit zu Problemen. 33% stimmen der Aussage 
zu, dass sie sich durch die Pandemie öfter einsam fühlten, und 28% 
stimmen dieser Aussage teilweise zu. Dies trifft vor allem auf Men-
schen mit psychischen Erkrankungen, mit Lernschwierigkeiten und 
mit chronischen Erkrankungen zu. 
Kritik an den Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie wird nur 
vereinzelt geäußert. Etwas häufiger wird als Problem angesehen, 
dass die Interessen von Menschen mit Behinderungen, vor allem zu 
Anfang der Pandemie, zu wenig berücksichtigt wurden. In diesem 
Zusammenhang wurde auch kritisiert, dass die Bedürfnisse von 
gehörlosen Menschen in der Pandemie-Kommunikation zu wenig 
berücksichtigt wurden. Für gehörlose Menschen haben sich die Bar-
rieren in der Kommunikation auch durch das Tragen von Mund-Na-
sen-Schutz und FFP2-Masken erschwert.
Ein hoher Anteil von 67% der Befragten nimmt neben den negativen 
Auswirkungen positive Auswirkungen der Corona-Pandemie wahr, 
was sicher daran liegt, dass bei der Antwortmöglichkeit das Bei-
spiel „Medikamente können nun auch online verschrieben werden“ 
angeführt ist. Bei höherem Bildungsstatus werden in höherem 
Ausmaß positive Auswirkungen gesehen. Vor allem die Möglichkeit, 
im Homeoffice zu arbeiten oder von zu Hause studieren zu können, 
wird als positiv bewertet. Auch im gesundheitlichen Bereich werden 
einige positive Aspekte genannt, wie beispielsweise die Möglichkeit, 
Arzttermine online wahrzunehmen, oder die erleichterte Bewilligung 
von Therapien, weiters die Vorreihung von Risikopatient*innen und 
von Menschen mit Behinderungen bei der Impfung. Mehrfach wurde 
auch angesprochen, dass das generelle „Herunterfahren“ der sozia-
len Kontakte und des gesellschaftlichen Lebens eine Erleichterung 
bedeutet – vor allem jene, denen das Wahrnehmen von Sozialkon-
takten schwerfällt, empfanden eine Entlastung. 
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Bewertung des Beratungsangebotes
In der vorliegenden Befragung wird danach gefragt, wie das Be-
ratungsangebot in Wien wahrgenommen wird: 34% sind mit dem 
Beratungsangebot zufrieden, 49% teilweise zufrieden, und 17% sind 
nicht zufrieden. Nach Behinderungsart treten teilweise erhebliche 
Unterschiede in der Bewertung zutage: So zeigen sich nur 20% der 
Menschen mit einer Hörbehinderung mit dem Beratungsangebot 
zufrieden, während die Zufriedenheit bei Menschen mit körperlichen 
Behinderungen/Mobilitätseinschränkungen (32%) und jenen mit 
Sehbehinderungen (35%) höher ist. Menschen mit Behinderungen, 
die einen Migrationshintergrund aufweisen, sind mit dem Beratungs-
angebot weniger zufrieden.
Für 62% ist das Beratungsangebot barrierefrei zugänglich, 30% stim-
men dieser Aussage teilweise zu, aber für 8% ist das Beratungsange-
bot nicht barrierefrei zugänglich. Befragte, die ÖGS als Erstsprache 
angeben, sowie Menschen mit Hörbehinderung/Gehörlosigkeit 
haben die größten Probleme bezüglich der Barrierefreiheit der An-
gebote und sind dementsprechend mit dem Beratungsangebot am 
wenigsten zufrieden. Auch Menschen mit Sehbehinderung schätzen 
die Barrierefreiheit der Beratungsangebote schlechter ein als andere 
Gruppen.
47% wissen, wohin sie sich mit ihren Anliegen wenden können, 37% 
stimmen dieser Aussage teilweise zu, und 16% geben an, dass sie 
nicht wissen, wohin sie sich mit ihrem Anliegen wenden können. 
In der Befragung wird zudem explizit nach Beratungsangeboten für 
Frauen gefragt. Am bekanntesten ist der 24-Stunden Frauennot-
ruf der Stadt Wien mit 73%, gefolgt vom Frauenzentrum der Stadt 
Wien (52%) und dem FEM Frauengesundheitszentrum (44%). Der 
Verein Ninlil, ein Verein spezifisch für Frauen mit Behinderungen, ist 
32% der befragten Frauen bekannt. Gleichzeitig bekam Ninlil mit 8% 
den höchsten Wert bezüglich der Angebote, die von den Befragten 
bereits genutzt wurden. 
Sehr viele Einträge finden sich bei der Frage nach dem Verbesse-
rungsbedarf von Beratung für Menschen mit Behinderungen. Hier 
spiegelt sich in großem Ausmaß die Unzufriedenheit mit dem Bera-
tungsangebot für gehörlose Menschen wider, die sehr oft Angebote 
in Gebärdensprache vermissen oder beanstanden, dass Beratungs-
stellen für Eltern gehörloser Kinder fehlen.
Viele Einträge betreffen zudem die oft mühsame Suche nach Infor-
mationen und den Bedarf an einer umfassenden Beratungsmöglich-
keit für Menschen mit Behinderungen zu unterschiedlichen Problem-
lagen und Lebensbereichen.
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Bewertung der  
Gesundheitsversorgung
Die Verfügbarkeit und die Qualität der Gesundheitsversorgung 
haben großen Einfluss auf die Lebensqualität von Menschen mit Be-
hinderungen. In der Vergangenheit haben Studien und Erfahrungs-
berichte darauf hingewiesen, dass die Gesundheitsversorgung von 
Menschen mit intellektueller Behinderung und/oder Kommunika-
tionsschwierigkeiten in vielen Bereichen verbesserungsbedürftig 
ist.41 Auch durch die vorliegende Befragung wird der Handlungsbe-
darf in unterschiedlichen Bereichen der Gesundheitsversorgung von 
Menschen mit Behinderungen in Wien offensichtlich. 
Zumindest etwas mehr als ein Fünftel hatte öfter Probleme damit, 
dass eine Gesundheitseinrichtung nicht barrierefrei ist. Verstärkt 
trifft dies auf ältere Personen sowie auf Personen mit einer Hör-
beeinträchtigung oder Mobilitätseinschränkung zu.
Auch bezüglich der Leistbarkeit der Behandlungen ergeben sich 
Defizite: Rund ein Fünftel kann sich die Behandlung nicht leisten, 
weitere 29% nur teilweise.
Von häufigen Problemen bei der Bewilligung einer Therapie berich-
tet rund ein Fünftel, weitere 17% waren zumindest einmal damit kon-
frontiert. Insbesondere Personen mit einer Mobilitätseinschränkung, 
chronischen Erkrankung und Personen, die ihre Behinderung nicht 
genau angeben können oder wollen, sind davon häufiger betroffen.
Personen mit Mobilitätseinschränkungen, mit einer Erkrankung des 
Nervensystems oder chronischen Erkrankung haben in höherem 
Ausmaß keinen guten Zugang zu Ärztinnen und Ärzten, die sich mit 
ihrem Krankheitsbild auskennen. 
Im Bereich der psychischen Gesundheitsversorgung ist rund ein 
Drittel mit dem Angebot in Wien nicht zufrieden, ebenfalls ein Drittel 
der Befragten vermisst einen Zugang zu qualitativ guten Leistungen. 
Rund ein Fünftel weiß zudem nicht, wo es Unterstützung in diesem 
Bereich gibt. Gehäuft trifft dies auf ältere Personen ab 60 Jahren, 
Personen mit Migrationshintergrund sowie Personen mit ÖGS oder 
anderen Erstsprachen als Deutsch zu.
In der Kommunikation zwischen Gesundheitspersonal und Pa-
tient*innen kommen ebenfalls Defizite zum Vorschein: Rund 15% der 
Befragten bekommen Informationen vom Gesundheitspersonal nicht 
verständlich erklärt, weitere rund 37% nur teilweise. In besonde-
rem Ausmaß betroffen von dem Problem sind Personen mit einer 
Hörbehinderung. Damit korrespondiert das Ergebnis, dass rund 
10% der Befragten sich vom Gesundheitspersonal nicht als mündige 
Patient*innen behandelt fühlen, für rund ein weiteres Drittel trifft 
dies nur teilweise zu. Insbesondere Personen mit ÖGS als Erstsprache 
thematisieren dieses Problem. 
Immerhin rund ein Drittel der Frauen fühlt sich darüber hinaus nicht 
oder nur teilweise gut zu Fragen bezüglich Verhütung, Schwanger-
schaft und Schwangerschaftsabbruch informiert. Verstärkt betrifft 
dies jüngere Personen unter 30 Jahren, Personen aus dem unteren  

41

https://dachverband.at/gesund-
heitsversorgung-von-menschen-
mit-behinderungen/, letzter Zugriff 
22.04.2022  
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Bildungssegment sowie Personen, die eine andere Sprache als 
Deutsch oder ÖGS als Erstsprache haben. Zusätzlich findet sich eine 
geringere Informiertheit zu diesen Themen bei Personen mit Lern-
schwierigkeiten und Mehrfachbehinderungen.
Die Frage nach bereits erlebter körperlicher, seelischer oder sexueller 
Gewalt im Gesundheitssystem bejahen rund 17%, 9% berichten über 
mehrmalige Vorfälle. In noch höherem Ausmaß trifft dies auf Frauen 
und Personen mit einer chronischen Erkrankung zu.
Schlechte Erfahrungen bei der Untersuchung/Behandlung durch 
eine Frauenärztin/einen Frauenarzt hat bereits etwas mehr als ein 
Fünftel der Frauen gemacht, ein weiteres Fünftel zumindest teilweise.

Interessenvertretung und 
politische Vertretung

Wesentlich für Teilhabe und Partizipation ist die Frage, wie die 
Interessen von Menschen mit Behinderungen in der öffentlichen 
Wahrnehmung und in politischen Prozessen berücksichtigt werden. 
In erster Linie werden Interessenvertretungen für Menschen mit 
Behinderungen als Vertretung gesehen, an zweiter Stelle steht 
Selbstvertretung für Menschen mit Behinderungen. Ein sehr gerin-
ger Prozentsatz von 5% fühlt sich von politischen Parteien vertreten. 
Dementsprechend stimmen 90% der Befragten der Aussage zu, 
dass die Interessen von Menschen mit Behinderungen stärker in der 
Politik vertreten sein sollten, wobei Frauen in noch etwas höherem 
Ausmaß zustimmen als Männer. Knapp 85% sind außerdem der 
Meinung, dass Menschen mit Behinderungen vermehrt in der Politik 
tätig sein sollten; auch hier stimmen Frauen in stärkerem Maß zu als 
Männer. 

Zusammenfassende 
Handlungsanleitungen

Auf die offene Frage nach jenen Bereichen, in denen Veränderung 
notwendig ist, gingen sehr viele Rückmeldungen ein, die beinahe alle 
Politikbereiche umfassen und in Verbindung mit der Auswertung der 
Antworten zu anderen Lebensbereichen folgenden Handlungsbe-
darf aufzeigen:
• Da ist zum einen die noch ausbaufähige räumliche Barrierefreiheit  
 in unterschiedlichen Bereichen des Lebens, wie im öffentlichen  
 Verkehr, in Gesundheitseinrichtungen und im Wohnbau. 
• Im Bereich Arbeitsmarkt, einem häufig angesprochenen Thema,  
 geht es vor allem um den Zugang zu Arbeitsplätzen und generell  
 um den Abbau von Vorurteilen gegenüber Menschen mit 
 Behinderungen.
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• Zudem wird im Bildungssystem großer Aufholbedarf gesehen,  
 sodass Menschen mit Behinderungen ‚eine faire Chance auf dem  
 Arbeitsmarkt‘ bekommen und das Bildungssystem inklusiv und  
 barrierefrei wird. 
• Im Gesundheitsbereich bestehen Defizite in der Barrierefreiheit, bei  
 der Kommunikation mit dem Gesundheitspersonal bezüglich der  
 Verständlichkeit von Informationen und der Behandlung als mün- 
 dige Patient*innen sowie bei Fragen bezüglich Verhütung, Schwan- 
 gerschaft und Schwangerschaftsabbruch. 
• Erschreckend hoch ist die Anzahl der Personen, die angibt, bereits  
 körperliche, seelische oder sexuelle Gewalt im Gesundheitssystem  
 erlebt zu haben, was vor allem auf Frauen zutrifft. Auch von schlech- 
 ten Erfahrungen bei der Frauenärztin/beim Frauenarzt berichten  
 viele Frauen.
• In Bezug auf die Persönliche Assistenz wird Handlungsbedarf  
 gesehen, was den Zugang bestimmter Gruppen von Menschen mit  
 Behinderungen betrifft.
• Finanzielle Aspekte und die soziale Absicherung spielen eine  
 große Rolle im Zusammenhang mit der eigenständigen Gestaltung  
 des Lebens. Da Menschen mit Behinderungen generell in schlech- 
 ter bezahlten Jobs tätig sind, daher weniger Geld zur Verfügung  
 haben, weniger Stunden arbeiten können oder von Beihilfen und  
 Förderungen abhängig sind, ist der Wunsch nach mehr finanziel- 
 lem Spielraum sehr präsent.
• Die soziale Absicherung durch eine Sozial- und Krankenversiche- 
 rung für jene, die in Tagesstrukturen („Werkstätten“) tätig sind,  
 wird als Erwartung an die Politik gestellt. 
• Die Möglichkeit des Erlernens und Anwendens der Österreichi- 
 schen Gebärdensprache wird als zentral für die Sichtbarkeit von  
 gehörlosen Menschen und Menschen mit einer Hörbehinderung  
 thematisiert. Dementsprechend werden in der vorliegenden  
 Erhebung von gehörlosen Menschen und Menschen mit Hörbehin- 
 derungen die zentrale Funktion der Österreichischen Gebärden- 
 sprache und die Notwendigkeit des Ausbaus der ÖGS-Dolmet- 
 schung und des ÖGS-Unterrichts an Schulen betont.
• Auf das oft stereotype Bild von Menschen mit Behinderungen wird  
 in mehreren Beispielen hingewiesen: etwa, dass meist Menschen  
 im Rollstuhl abgebildet werden oder dass Menschen mit Sehbehin- 
 derungen kaum präsent sind.
• Die Mehrheit der Menschen mit Behinderungen hat bereits Diskri- 
 minierung in unterschiedlichen Bereichen des Lebens erfahren,  
 die auf ihre Behinderung zurückgeführt wird, wobei Frauen in hö- 
 herem Ausmaß als Männer über Diskriminierungserfahrungen be- 
 richten. Damit korrespondierend werden in vielen Statements mehr  
 Inklusion und Bewusstsein hinsichtlich der Situation von Menschen  
 mit Behinderungen gefordert. 
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Beschreibung der Stichprobe

Tabelle 3: Geschlecht

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=64

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=96

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=255

Tabelle 4: Alter – nach Geschlecht

Tabelle 5: Ausbildung – nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=234

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=93

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=69

Tabelle 6: Alter – nach Ausbildung

Tabelle 8:  Migrationshintergrund – nach Alter

Tabelle 7: Migrationshintergrund
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=231

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=98  

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.102, n miss=71; **Die Staatsbürger*in-
nenschaft wurde nicht erfragt, sondern über den in den Papierfragebögen enthaltenen Statistik-
code ausgelesen.

Tabelle 9:  Migrationshintergrund – nach Ausbildung

Tabelle 11: Erstsprache

Tabelle 10: Staatsbürger*innenschaft*
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und Mehrfachbehinderung: n=379, n miss=9

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=116

Tabelle 13: Art der Behinderung – nach Alter

Art der Behinderung und 
Bezeichnungswunsch

Tabelle 12: Behinderung oder gesundheitliche Einschränkung,  
welche die meisten Probleme/Barrieren verursacht  
(Mehrfachnennung möglich)
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=246

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=116

Tabelle 14: Art der Behinderung – nach Ausbildung

Tabelle 15: Art der Behinderung – nach Migrationshintergrund
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=60

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=82

Tabelle 16: Was davon trifft auf Sie zu? 
(Mehrfachnennung möglich); nach Alter

Tabelle 17: Was davon trifft auf Sie zu?  
(Mehrfachnennung möglich); nach Ausbildung



189

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=168

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=125

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; n=965, n miss=88

Tabelle 20: Wohnform – nach Alter

Tabelle 18: Wenn Sie als „Mensch mit Behinderung“  
bezeichnet werden: Fühlen Sie sich angesprochen?

Wohnsituation

Tabelle 19: Wohnen Sie in Wien?
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=300

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=171

Tabelle 21: Wohnform – nach Ausbildung

Tabelle 22: Wohnform – nach Migrationshintergrund
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=261

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.102, n miss=399; 
*die Staatsbürger*innenschaft wurde nicht erfragt, sondern über den in den  
Papierfragebögen enthaltenen Statistikcode ausgelesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=399

Tabelle 23: Nehmen Sie teilbetreutes oder  
vollbetreutes Wohnen in Anspruch?

Tabelle 25: Betreutes Wohnen – nach Staatsbürger*innenschaft *

Tabelle 24: Betreutes Wohnen – nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und Kind/er im Haushalt: n=152, n miss=7

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=420

Tabelle 27: Mit wie vielen Kindern unter 15 Jahren  
wohnen Sie gemeinsam in einem Haushalt?

Tabelle 28: Abgesehen von Kindern unter 15 Jahren:  
Haben Sie Betreuungspflichten für Personen in Ihrem Haushalt?

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=192

Tabelle 26: Mit wem wohnen Sie gemeinsam in einem  
Haushalt? – nach Geschlecht (Mehrfachnennung möglich)
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=193

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=203

Tabelle 29: Ich bin mit meiner Wohnsituation  
zufrieden – nach Geschlecht

Tabelle 30: Ich bin mit meiner Wohnsituation zufrieden –  
nach Wohnform
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 162 und 281

Tabelle 31: Bewertung der Wohnsituation oder Wohn-
umgebung – nach Migrationshintergrund
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 164 und 291

Tabelle 32: Bewertung der Wohnsituation oder 
Wohnumgebung – nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=125, n miss zwischen 5 und 28; *die  
Staatsbürger*innenschaft  wurde nicht erfragt, sondern über den in den Papierfragebögen 
 enthaltenen Statistikcode ausgelesen.

Tabelle 33: Bewertung der Wohnsituation oder Wohnumgebung –  
nach Staatsbürger*innenschaft *
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 155 und 275

Tabelle 34: Bewertung der Wohnsituation oder Wohnumgebung – 
nach Wohnform
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=270; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=163; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 35: Wohnkosten – nach Art der Behinderung

Tabelle 36: Ausstattung – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=137; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=159; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 37: Einkaufsmöglichkeiten – nach Art der Behinderung

Tabelle 38: Freizeitangebote – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=242; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=147

Tabelle 39: Öffentliche Verkehrsmittel – nach Art der Behinderung

Tabelle 40: Barrierefreie Ausstattung – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=258

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=187

Tabelle 41: Gibt es etwas, das Sie an Ihrer Wohnsituation verändern 
möchten (Mehrfachnennung möglich) – nach Wohnform

Arbeit und Ausbildung
Tabelle 42: Was machen Sie derzeit?  
(Mehrfachnennung möglich) – nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und n=756, n miss=188

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=756, n miss=186

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=756, n miss=271; *Verteilung aufgrund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Tabelle 43: Wunsch nach einem Arbeitsplatz am allgemeinen  
Arbeitsmarkt – nach Geschlecht

Tabelle 44: Wunsch nach einem Arbeitsplatz am  
allgemeinen Arbeitsmarkt – nach Alter

Tabelle 45: Wunsch nach einem Arbeitsplatz am  
allgemeinen Arbeitsmarkt – nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=301

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Ausbildung: n=55, n miss=3

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=756, n miss=204; *Verteilung aufgrund zu geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 46: Wunsch nach einem Arbeitsplatz am allgemeinen  
Arbeitsmarkt – nach Art der Behinderung

Tabelle 47: Welche Art von Ausbildung machen Sie?

Tabelle 48: Was fehlt Ihnen, damit Sie Ihre Arbeit oder Ausbildung 
barrierefrei gestalten können? (Mehrfachnennung möglich)
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tages-
struktur: n=1.261, n miss=242 und 408

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=72

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=75

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=58

Tabelle 49: Arbeitsstundenanzahl

Tabelle 50: Arbeitsstundenanzahl – nach Geschlecht

Tabelle 51: Arbeitsstundenanzahl – nach Ausbildung

Tabelle 52: Aussagen zur Tätigkeit – nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tages-
struktur: n=1.261, n miss=322 und 461

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss zwischen 71 und 136

Tabelle 53: Weitere Aussagen zur Tätigkeit – nach Geschlecht

Tabelle 54: Aussagen zur Tätigkeit – nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder  
Tagesstruktur: n=543, n miss zwischen 55 und 121

Tabelle 56: Weitere Aussagen zur Tätigkeit – 
nach Beschäftigung am 1. Arbeitsmarkt

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder  
Tagesstruktur: n=1.261, n miss=223 und 389

Tabelle 55: Aussagen zur Tätigkeit – nach  
Beschäftigung am 1. Arbeitsmarkt
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=194

Tabelle 57: Was machen Sie derzeit? (Mehrfachnennung  
möglich) – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=272

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=524

Finanzielle Situation
Tabelle 58: Woher kommt das Geld, das Ihnen für Ihr Leben  
zur Verfügung steht? (Mehrfachnennung möglich)

Tabelle 59: Monatliches Nettoeinkommen – nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=510

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=610

Tabelle 60: Monatliches Nettoeinkommen – nach Alter

Tabelle 61: Monatliches Nettoeinkommen – nach Ausbildung
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Tabelle 62: Monatliches Nettoeinkommen –  
nach Migrationshintergrund

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=509
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Tabelle 63: Monatliches Nettoeinkommen –  
nach Art der Behinderung

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=528; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=352 und 495

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=526

Tabelle 64: Wie viel Geld haben Sie im Monat netto zur  
Verfügung? – nach Beschäftigung am 1. Arbeitsmarkt

Tabelle 65: Aussagen zur finanziellen Situation – nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=446 und 885

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=334 und 478

Tabelle 66: Aussagen zur finanziellen Situation – nach Alter

Tabelle 67: Aussagen zur finanziellen Situation – nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=334 und 479

Tabelle 68: Aussagen zur finanziellen Situation – nach  
Migrationshintergrundbelle 68: Aussagen zur finanziellen  
Situation – nach Migrationshintergrund
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 292 und 341

Tabelle 69: Weitere Aussagen zur finanziellen Situation –  
nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 275 und 326

Tabelle 70: Weitere Aussagen zur finanziellen Situation – nach Alter
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 288 und 340

Tabelle 71: Weitere Aussagen zur finanziellen Situation –  
nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=482

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=467

Tabelle 72: Pflegegeldstufe – nach Geschlecht

Tabelle 73: Pflegegeldstufe – nach Alter
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=465

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=552

Tabelle 74: Pflegegeldstufe – nach Ausbildung

Tabelle 75: Pflegegeldstufe – nach Migrationshintergrund
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=479

Tabelle 76: Pflegegeldstufe – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=226

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 835 und 1.272

Interessenvertretung / 
Politische Vertretung
Tabelle 77: Wenn es um das Thema „Behinderung“ oder  
„gesundheitliche Einschränkungen“ geht: Von wem fühlen  
Sie sich vertreten?; nach Geschlecht

Tabelle 78: Sind Sie selbst in einer oder in mehreren dieser  
Organisationen oder Stellen tätig? (Mehrfachnennung möglich); 
nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=304; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=262; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 79: Es sollten mehr Menschen mit Behinderungen  
in der Politik tätig sein – nach Art der Behinderung

Tabelle 80: Politische Informationen sind für mich  
barrierefrei zugänglich – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=226; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 252 und 390

Tabelle 81: Ich informiere mich regelmäßig über  
die Tagespolitik – nach Art der Behinderung

Tabelle 82: Bewertung von Aussagen zur  
politischen Vertretung – nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=442

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=370; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=413

Tabelle 83: Ich weiß, wie ich mich politisch einbringen kann –  
nach Art der Behinderung

Diskriminierungserfahrungen 
und Benachteiligungen
Tabelle 84: Haben Sie bereits Diskriminierung oder  
Benachteiligung erlebt, weil Sie eine Behinderung haben?

Tabelle 85: Diskriminierung oder Benachteiligung –  
nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=539

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=426

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und Diskriminierungserfahrungen: n=1.361, 
n miss=729

Tabelle 86: Diskriminierung oder Benachteiligung – 
nach Ausbildung

Tabelle 88: Arten von Diskriminierung 
(Mehrfachnennung möglich) – nach Geschlecht

Tabelle 87: Diskriminierung oder Benachteiligung – 
nach Migrationshintergrund
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 312 und 392

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform und Diskriminierungserfahrungen: n=1.361, 
n miss=738

Tabelle 89: Arten von Diskriminierung (Mehrfachnennung  
möglich) – nach Ausbildung

Bewertung des Beratungsangebotes

Tabelle 90: Bewertung des Beratungsangebotes für  
Menschen mit Behinderungen in Wien – nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=373; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=291; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 91: Das Beratungsangebot ist für mich  
barrierefrei zugänglich – nach Art der Behinderung

Tabelle 92: Ich bin mit dem Beratungsangebot für Menschen  
mit Behinderungen in Wien zufrieden – nach Art der Behinderung



228

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 312 und 392

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=254; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 93: Ich weiß, wohin ich mich mit meinem  
Anliegen wenden kann – nach Art der Behinderung

Tabelle 94: Bewertung von Aussagen zum Beratungs- 
angebot für Menschen mit Behinderungen – nach Geschlecht
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 276 und 387

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 266 und 382

Tabelle 95: Bewertung von Aussagen zum Beratungs- 
angebot für Menschen mit Behinderungen – nach Ausbildung

Tabelle 96: Bewertung von Aussagen zum Beratungsangebot  
für Menschen mit Behinderungen – nach Migrationshintergrund
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform exkl. Männer: n=598, n miss zwischen 197 und 220

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 261 und 376

Tabelle 97: Bewertung von Aussagen zum Beratungs- 
angebot für Menschen mit Behinderungen – nach Erstsprache

Tabelle 98: Bekanntheit und Nutzung von Angeboten für Frauen
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform exkl. Männer: n=598

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 354 und 501

Tabelle 99: Bekanntheit und Nutzung von  
Angeboten für Frauen (inkl. keine Angaben)

Auswirkungen der 
COVID-19 Pandemie
Tabelle 100: Wie hat sich Ihr Leben durch Corona verändert?
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=388; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 388 und 534

Tabelle 101: Wie hat sich Ihr Leben durch Corona verändert? – 
nach Geschlecht

Tabelle 102: Ich habe das Gefühl, gut über Corona informiert 
zu sein – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=526; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=392; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 103: Ich habe in dieser Zeit Arzttermine oder Therapien 
verschoben – nach Art der Behinderung

Tabelle 104: Durch Corona fühle ich mich öfter einsam – 
nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=441; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=424; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 105: Durch Corona hat sich meine Lebenssituation 
insgesamt verschlechtert – nach Art der Behinderung

Tabelle 106: Ich habe Angst vor den gesundheitlichen 
Folgen einer Corona-Infektion – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=965, n miss=287

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=86; *Verteilung aufgrund zu geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 107: Durch Corona habe ich Angst um meinen 
Arbeitsplatz – nach Art der Behinderung

Tabelle 108: Positive Auswirkungen durch Corona



236

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=97

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=965, n miss=316

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=965, n miss=291; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Tabelle 110: Es gab für mich auch positive Auswirkungen 
von Corona – nach Geschlecht

Tabelle 111: Durch Corona habe ich Angst um meinen 
Arbeitsplatz – nach Geschlecht

Tabelle 109: Es gab für mich auch positive Auswirkungen 
von Corona – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 479 und 604

Tabelle 112: Veränderungen durch Corona – nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform und in Beschäftigung(sprojekt) oder Tagesstruktur: 
n=543, n miss=96

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 395 und 537; 
*Verteilung aufgrund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Tabelle 113: Veränderungen durch Corona – nach Erstsprache

Tabelle 114: Ängste vor Arbeitsplatzverlust durch Corona – 
nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 321 und 1.050

Bewertung der 
Gesundheitsversorgung

Tabelle 115: Aussagen zum Gesundheitssystem in Wien – nach Alter
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 437 und 1.104

Tabelle 116: Aussagen zum Gesundheitssystem in Wien – 
nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 342 und 1.060

Tabelle 117: Aussagen zum Gesundheitssystem in Wien – 
nach Erstsprache
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=1.049; *Verteilung auf-
grund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=336; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Tabelle 118: Zugang zu Ärztinnen und Ärzten – nach Art 
der Behinderung

Tabelle 119: Leistbarkeit der Behandlung – 
nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=518; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=1.058; *Verteilung  
aufgrund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Tabelle 120: Verständliche Informationen durch 
Gesundheitspersonal – nach Art der Behinderung

Tabelle 121: Gute Informiertheit zu gesundheitsrelevanten 
Themen – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=791; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Tabelle 122: Zufriedenheit mit Angeboten im Bereich psychischer 
Gesundheit – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 255 und 461

Tabelle 123: Weitere Aussagen zum Gesundheitssystem in Wien – 
nach Alter
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 272 und 469; *Verteilung 
aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen.

Tabelle 124: Weitere Aussagen zum Gesundheitssystem 
in Wien – nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 258 und 465

Tabelle 125: Weitere Aussagen zum Gesundheitssystem 
in Wien – nach Migrationshintergrund
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss zwischen 251 und 462

Tabelle 126: Weitere Aussagen zum Gesundheitssystem 
in Wien – nach Erstsprache
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=247; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahl nicht ausgewiesen. 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=257; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahl nicht ausgewiesen. 

Tabelle 127: Zugang zu Gesundheitsleistungen – 
nach Art der Behinderung

Tabelle 128: Behandlung als mündige*r Patient*in – 
nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=455; *Verteilung aufgrund zu  
geringer Fallzahl nicht ausgewiesen. 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=387; *Verteilung aufgrund zu geringer 
Fallzahl nicht ausgewiesen. 

Tabelle 130: Zugang zu Leistungen im Bereich 
psychischer Gesundheit – nach Art der Behinderung

Tabelle 129: Informationen zur Unterstützung beim Thema 
„psychische Gesundheit“ – nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 524 und 618

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 508 und 603

Tabelle 131: Probleme mit der ärztlichen Versorgung – 
nach Geschlecht

Tabelle 132: Probleme mit der ärztlichen Versorgung – nach Alter



252

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss zwischen 601 und 684

Tabelle 133: Probleme mit der ärztlichen Versorgung – 
nach Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=520; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=610; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Tabelle 134: Probleme mit der Barrierefreiheit – 
nach Art der Behinderung

Tabelle 135: Probleme bei der Verschreibung einer Therapie – 
nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform exkl. Männer: n=1.077, n miss zwischen 
350 und 669

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=576; *Verteilung aufgrund 
zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Tabelle 136: Gewalterfahrungen – nach Art der Behinderun-
gelle 136: Gewalterfahrungen – nach Art der Behinderung

137: Aussagen zu Frauenärztinnen und Frauenärzte 
in Wien – nach Alter
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform exkl. Männer: n=1.077, n miss zwischen 
349 und 702

Tabelle 138: Aussagen zu Frauenärztinnen und Frauenärzte 
in Wien – nach Ausbildung Ausbildung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform exkl. Männer: n=1.077, n miss=408; 
*Verteilung aufgrund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform exkl. Männer: n=1.077, n miss=360; 
*Verteilung aufgrund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

139: Zugang zu Angeboten im Bereich Frauengesundheit – 
nach Art der Behinderung

Tabelle 140: Barrierefreie Erreichbarkeit – 
nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform exkl. Männer: n=1.077, n miss=676; 
*Verteilung aufgrund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen. 

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform exkl. Männer: n=1.077, n miss=362; 
*Verteilung aufgrund zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

141: Schlechte Erfahrungen mit Frauenärztin oder Frauenarzt – 
nach Art der Behinderung

Tabelle 142: Leistbarkeit von Frauengesundheit – 
nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=279

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=312

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=279

Tabelle 144: Regelmäßige Internetnutzung (zum Beispiel 
Suchmaschinen, Social Media, Messenger-Dienste) – 
nach Geschlecht

Tabelle 145: Regelmäßige Internetnutzung (zum Beispiel 
Suchmaschinen, Social Media, Messenger-Dienste) – nach Alter

Teilhabe am digitalen Leben
Tabelle 143: Regelmäßige Internetnutzung (zum Beispiel 
Suchmaschinen, Social Media, Messenger-Dienste)
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=279

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=567

Tabelle 146: Regelmäßige Internetnutzung (zum Beispiel 
Suchmaschinen, Social Media, Messenger-Dienste) – 
nach Ausbildung

Tabelle 147: Regelmäßige Internetnutzung (zum Beispiel 
Suchmaschinen, Social Media, Messenger-Dienste) – 
nach Einkommen
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=221

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=210

Tabelle 148: Nutzung einer oder mehrerer Social-Media-Plattfor-
men oder Messenger-Diensten (Mehrfachnennung möglich)

Tabelle 149: Nutzung einer oder mehrerer 
Social-Media-Plattformen oder Messenger-Diensten 
(Mehrfachnennung möglich) – nach Alter
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=239

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=482 und 433

Tabelle 150: Nutzung einer oder mehrerer  
Social-Media-Plattformen oder Messenger-Diensten 
(Mehrfachnennung möglich) – nach Ausbildung

Tabelle 151: Aussagen zu digitaler Teilhabe – nach Alter
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=494; *Verteilung 
aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=567 und 533

Tabelle 152: Aussagen zu digitaler Teilhabe – nach Ausbildung

Tabelle 153: Barrierefrei Internetnutzung – nach Art 
der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=444; *Verteilung 
aufgrund zu geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen.

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=336; *Verteilung aufgrund zu 
geringer Fallzahl (n<25) nicht ausgewiesen.

Tabelle 154: Vorhandensein digitaler Geräte – 
nach Art der Behinderung

Tabelle 155: Hilfsmittel zur barrierefreien Internetnutzung – 
nach Art der Behinderung
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=669

Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Kurz- und Langform: n=1.946, n miss=714

Tabelle 156: Barrierefrei Internetnutzung – nach Einkommen

Tabelle 157: Vorhandensein digitaler Geräte – nach Einkommen
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Quelle: L&R Datafile ‚MmB‘, 2021; Langform: n=965, n miss=462

Tabelle 158: Hilfsmittel zur barrierefreien Internetnutzung – 
nach Einkommen
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Zusammenfassung


Beim Prüfen sind Probleme gefunden worden, die eventuell den Vollzugriff auf das Dokument verhindern.


		Manuelle Prüfung erforderlich: 1

		Manuell bestanden: 0

		Manuell nicht bestanden: 0

		Übersprungen: 8

		Bestanden: 11

		Fehlgeschlagen: 12




Detaillierter Bericht


		Dokument



		Regelname		Status		Beschreibung

		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit		Bestanden		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit muss festgelegt werden.

		PDF (nur Bilder)		Übersprungen		Dokument ist nicht eine nur aus Bildern bestehende PDF-Datei

		PDF (mit Tags)		Übersprungen		Dokument ist PDF (mit Tags)

		Logische Lesereihenfolge 		Manuelle Prüfung erforderlich		Dokumentstruktur ist logisch in Lesereihenfolge geordnet

		Hauptsprache		Bestanden		Sprache ist im Text festgelegt

		Titel		Übersprungen		Dokumenttitel ist in Titelleiste sichtbar

		Lesezeichen		Übersprungen		In umfangreichen Dokumenten sind Lesezeichen vorhanden

		Farbkontrast		Übersprungen		Dokument verfügt über geeigneten Farbkontrast

		Seiteninhalt



		Regelname		Status		Beschreibung

		Inhalt mit Tags		Fehlgeschlagen		Alle Seiteninhalte verfügen über Tags

		Anmerkungen mit Tags		Bestanden		Alle Anmerkungen verfügen über Tags

		Tab-Reihenfolge		Fehlgeschlagen		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent

		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden

		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags

		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern

		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts

		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten

		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht

		Formulare



		Regelname		Status		Beschreibung

		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags

		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf

		Alternativtext



		Regelname		Status		Beschreibung

		Alternativtext für Abbildungen		Fehlgeschlagen		Abbildungen erfordern Alternativtext

		Verschachtelter alternativer Text		Fehlgeschlagen		Alternativer Text, der nicht gelesen wird

		Mit Inhalt verknüpft		Fehlgeschlagen		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein

		Überdeckt Anmerkung		Fehlgeschlagen		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken

		Alternativtext für andere Elemente		Fehlgeschlagen		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern

		Tabellen



		Regelname		Status		Beschreibung

		Zeilen		Fehlgeschlagen		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein

		„TH“ und „TD“		Fehlgeschlagen		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein

		Überschriften		Fehlgeschlagen		Tabellen sollten Überschriften besitzen

		Regelmäßigkeit		Fehlgeschlagen		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen

		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben

		Listen



		Regelname		Status		Beschreibung

		Listenelemente		Übersprungen		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein

		„Lbl“ und „LBody“		Fehlgeschlagen		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein

		Überschriften



		Regelname		Status		Beschreibung

		Geeignete Verschachtelung		Übersprungen		Geeignete Verschachtelung
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